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Glossar  

 

COϜ-Äquivalent (CO Ϝe) 

Ein Vergleichswert, der die Klimawirkung verschiedener Treibhausgase auf eine gemein-

same Basis bringt. Er gibt an, wie viel ein Gas zur Erderwärmung beiträgt, umgerechnet in 

die Wirkung von Kohlendioxid (COϜ). Grundlage ist das Global Warming Potential (GWP): 

Die Menge eines Gases wird mit seinem GWP multipliziert und in die entsprechende COϜ-

Menge umgerechnet. 

 

Dekarbonisierung  

Umstellung auf COϜ-arme oder -freie Wärmeversorgung. 

 

Dezentrale Wärmeversorgung  

Wªrmebereitstellung direkt am Gebªude, z. B. durch Wªrmepumpen. 

 

Kraft -Wärme-Kopplung (KWK)  

Ein Verfahren, bei dem in einer Anlage gleichzeitig Strom und Wärme erzeugt werden. Die 

bei der Stromproduktion entstehende Abwärme wird nicht ungenutzt abgegeben, sondern für 

Heizung oder Warmwasser genutzt. Dadurch steigt die Energieeffizienz deutlich, weil Brenn-

stoffe optimal ausgenutzt werden. KWK-Anlagen können in großen Kraftwerken oder in klei-

neren Blockheizkraftwerken (BHKW) eingesetzt werden. 

 

LoD2  

Ein Standard für 3D-Gebäudemodelle mit mittlerem Detailgrad. Gebäude werden mit exak-

tem Grundriss, Hºhe, Lage zum Gelªnde und vereinfachten Dachformen (z. B. Satteldach, 

Flachdach) dargestellt. Zusätzlich enthält das Modell Basisinformationen wie ID, Nutzungsart 

und Standortdaten. 

 

Verkürzte  Wärmeplanung  

Ein vereinfachtes Verfahren innerhalb der kommunalen Wärmeplanung. Es wird für Teilge-

biete angewendet, in denen eine zentrale Versorgung über Wärme- oder Wasserstoffnetze 

voraussichtlich nicht wirtschaftlich oder technisch sinnvoll ist. Dabei entfallen umfangreiche 

Analysen wie die vollständige Bestands- und Potenzialanalyse. Stattdessen wird lediglich 

gepr¿ft, welche dezentralen Lºsungen (z. B. Wªrmepumpen) mºglich sind. 
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Wärmebedarf  

Energiemenge, die für Heizung und Warmwasser in Gebäuden benötigt wird. 

 

Wärmeliniendichte  

Kennwert in der Wªrmeplanung, der angibt, wie viel jªhrlicher Wªrmebedarf (z. B. in kWh) 

pro Meter geplanter Leitungslänge anfällt. Eine hohe Wärmeliniendichte bedeutet, dass sich 

ein Wärmenetz wirtschaftlich eher lohnt, während eine niedrige Dichte auf dezentrale Lösun-

gen wie Wärmepumpen hinweist. 
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Hinweis  

In vorliegendem Bericht wird aufgrund der besseren Lesbarkeit und zur Verringerung der 

Komplexität der Sprache, auf die Verwendung geschlechtergerechter Sprache verzichtet. 

Das generische Maskulinum gilt nachfolgend für Personen jeglichen Geschlechtes (m/w/d) 

gleichermaßen. 
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1. Einführung   

Die Wärmewende ist ein zentraler Bestandteil der Energiewende ï und zugleich eine große 

Herausforderung. Während der Ausbau erneuerbarer Energien im Stromsektor in den ver-

gangenen Jahren deutlich vorangekommen ist, bleibt der Wärmesektor bislang hinter dieser 

Entwicklung zurück. Dabei liegt gerade hier ein enormes Potenzial, um Treibhausgasemissi-

onen zu senken und die nationalen Klimaziele zu erreichen. Ein erheblicher Teil des Ener-

gieverbrauchs in Deutschland entfällt auf Raumwärme, Warmwasser und Prozesswärme ï 

vielfach noch auf Basis fossiler Energieträger wie Erdgas und Heizöl. Um diesen Rückstand 

aufzuholen, wurde das Wärmeplanungsgesetz (WPG) verabschiedet. Es verpflichtet alle 

Kommunen, bis spätestens 30. Juni 2028 eine Kommunale Wärmeplanung vorzulegen. Ziel 

ist eine klimafreundliche, wirtschaftlich tragfähige und zukunftssichere Wärmeversorgung, 

die sich an den lokalen Gegebenheiten orientiert. 

Die Kommunale Wärmeplanung ist ein strategisches Instrument: Sie schafft Transparenz 

über den aktuellen Wärmebedarf, bestehende Versorgungssysteme und mögliche erneuer-

bare Energiequellen. In einem mehrstufigen Prozess werden zunächst Daten zu Gebäuden, 

Heizsystemen und Energieverbräuchen erhoben. Darauf aufbauend werden Potenziale für 

erneuerbare Energien, die Nutzung unvermeidbarer Abwärme und Maßnahmen zur Steige-

rung der Energieeffizienz ermittelt. Anschließend entstehen Szenarien für eine klimafreund-

liche Wärmeversorgung, aus denen konkrete Schritte wie der Ausbau von Wärmenetzen, der 

Einsatz emissionsfreier Heiztechnologien oder Sanierungsstrategien abgeleitet werden kön-

nen. 

 

Die Wärmeplanung unterstützt Kommunen dabei, fundierte Entscheidungen zu treffen, För-

dermittel gezielt einzusetzen und Investitionen im Einklang mit den Klimazielen zu steuern. 

Angesichts steigender Energiekosten, zunehmender Klimarisiken und des Wunsches nach 

regionaler Wertschöpfung ist die Wärmewende eine gemeinsame Aufgabe. Ihr Erfolg hängt 

davon ab, dass Politik, Wirtschaft und Bürgerinnen und Bürger zusammenarbeiten. Die kom-

munale Wärmeplanung schafft eine wichtige Grundlage für langfristige Entscheidungen im 

Bereich der Energieversorgung. Sie unterstützt dabei, den Weg zu einer sicheren, bezahlba-

ren und klimafreundlichen Wärmeversorgung zu ebnen und bietet Orientierung für zukünftige 

Entwicklungen ï sowohl für Kommunen als auch für Wirtschaft und Gesellschaft. 
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2. Datengrundlage und Datenerfassung  

Die Datenerhebung stützt sich im Wesentlichen auf Informationen zu Gebäuden, zur beste-

henden Energieinfrastruktur, sowie zu den Potenzialen erneuerbarer Energien. Eine verläss-

liche und umfassende Datengrundlage bildet das Fundament der Bestands- und Potenzial-

analyse und ist entscheidend für die Ableitung realistischer Zielvorgaben, sowie für eine um-

setzungsorientierte Planung. Ziel der Datenaufbereitung ist es, eine möglichst breite Daten-

basis durch die Integration verschiedenartiger Quellen zu schaffen und dadurch eine hohe 

Datenqualität zu gewährleisten. Zur Umsetzung dieses Anspruchs wurden in dieser Planung 

zahlreiche Datenquellen und Datensätze herangezogen und deren Aufbereitung in einem 

Geoinformationssystem (GIS) vorgenommen. 

Für die Analyse der Siedlungsstruktur wurden die Gebäudeabmessungen aus den dreidi-

mensionalen Gebäudemodellen des Level of Detail 2 (LoD2) herangezogen. Diese Modelle 

ermöglichen eine präzise Erfassung der Gebäudegeometrien und bilden die Grundlage für 

die wärmetechnische Bewertung auf Gebäudeebene. Ergänzend dazu wurden Informationen 

zu Wohngebäudetypen und Baualtersklassen aus dem Zensusatlas 20221 verwendet, um 

die baulichen Strukturen und deren energetischen Zustand räumlich differenziert darzustel-

len. Auf Grundlage dieser Daten konnten Wärmeliniendichten berechnet werden, die den 

Wärmebedarf entlang von Straßenzügen und innerhalb definierter Baublöcke abbilden. 

Diese Wärmeliniendichten dienen als zentrales Instrument zur Bewertung der Siedlungs-

struktur und ermöglichen eine gezielte Analyse der Eignung einzelner Bereiche für einen 

möglichen Anschluss an ein Wärmenetz. 

Die bestehende Energieinfrastruktur wurde auf Grundlage aktueller Daten verschiedener 

Netzbetreiber analysiert, darunter Betreiber von Wärme-, Gas- und Stromnetzen. Ergänzend 

wurden Kehrbuchdaten des Bayerischen Landesamts für Statistik aus dem Jahr 2022 in die 

Auswertung einbezogen. Diese Informationen geben Aufschluss über die aktuelle Versor-

gungssituation, sowie über die Verfügbarkeit und räumliche Verteilung bestehender Infra-

strukturen im Bereich der Wärmeversorgung. Aufgrund datenschutzbedingter Einschränkun-

gen bei kleinräumig verfügbaren Informationen, sowie weiterer Datenlücken wurde ein Ab-

gleich mit den Zensusdaten 2022 (vgl. Bayerisches Landesamt für Statistik, 2022), den vor-

handenen Bebauungsplänen der Gemeinde und relevanten Gutachten ï beispielsweise den 

Kurzgutachten des Bayerischen Wirtschaftsministeriums (StMWi) ï durchgeführt. In weniger 

 

1 Zensusatlas 2022 bildet die zum Erhebungszeitpunkt aktuelle verfügbare, räumlich differenzierte Datengrund-

lage ab. 
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dicht besiedelten Gebieten, für die keine ausreichenden Informationen vorlagen, kamen er-

gänzend statistische Modelle zum Einsatz, die an die spezifischen Rahmenbedingungen der 

Gemeinde angepasst wurden. 

Darüber hinaus stellte die Gemeinde zusätzliche Informationen bereit, darunter Angaben zu 

geplanten Infrastrukturmaßnahmen, zum Abwassernetz, sowie zur zukünftigen Entwicklung 

der kommunalen Infrastruktur. Diese ergänzenden Daten tragen zu einer umfassenderen 

Beurteilung der lokalen Rahmenbedingungen bei. 

Ergänzend zu kommunalen Quellen wurden auch weitere Datenquellen, wie der Bayernatlas, 

der Energieatlas Bayern und das Marktstammdatenregister, in die Analyse einbezogen. 

Diese liefern unter anderem Informationen zu geothermischen Potenzialen, bestehenden 

Photovoltaikanlagen, Schutzgebieten, sowie zur Lage und Art vorhandener Energieerzeu-

gungsanlagen. Dadurch konnten potenzielle erneuerbare Energiequellen und deren räumli-

che Verteilung in die Betrachtung aufgenommen werden. 

Zur Validierung und Ergänzung der Datenbasis wurden gezielte Befragungen durchgeführt. 

Dabei wurden Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner aus verschiedenen Bereichen ï 

darunter der lokalen Forstwirtschaft, der Industrie, sowie zuständige Fachstellen ï mittels 

strukturierter Fragebögen, sowie in persönlichen oder telefonischen Gesprächen einbezo-

gen. Ziel dieser Erhebung war es, lokal relevante Informationen zu erfassen, die in den stan-

dardisierten Datenquellen nicht enthalten sind. 

Die erhobenen Daten wurden mithilfe eines Geoinformationssystems (GIS) strukturiert er-

fasst, modelliert und visualisiert. Zur Unterstützung der Datenverarbeitung und zur Reduzie-

rung potenzieller Fehlerquellen wurden eigens entwickelte Plug-Ins eingesetzt, die be-

stimmte Arbeitsschritte automatisieren. Diese Softwarekomponenten wurden gezielt auf die 

Anforderungen der Kommunalen Wärmeplanung abgestimmt. 

Alle erhobenen und verarbeiteten Datensätze wurden zusammengeführt, auf Plausibilität ge-

prüft und zu einem digitalen Abbild der Gemeinde zusammengefügt. Diese Datengrundlage 

bildet die Basis für die Fortschreibung der Kommunalen Wärmeplanung, die Ableitung kon-

kreter Maßnahmen, sowie die Nachverfolgung der definierten Zielsetzungen.  
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3. Eignungsprüfung  

Im Rahmen der Eignungsprüfung wird das Untersuchungsgebiet in mehrere Teilräume ge-

gliedert. Anschließend erfolgt eine Bewertung dieser Bereiche, um festzustellen, ob grund-

sätzlich ein Potenzial für den Anschluss an ein Wärmenetz besteht oder ob eine leitungsge-

bundene Wärmeversorgung voraussichtlich nicht geeignet ist. 

Die Einschätzung potenzieller Wärmenetzgebiete basiert auf zwei zentralen Kriterien: Zum 

einen wird die Siedlungsstruktur analysiert, wobei die Wärmeliniendichte als wichtiger Indi-

kator dient. Zum anderen werden standortspezifische Potenziale berücksichtigt, die eine zu-

künftige Netzanbindung begünstigen können. Dazu zählen beispielsweise Interessensbe-

kundungen aus der Bevölkerung, gewerbliche oder industrielle Betriebe mit nutzbarer Ab-

wärme sowie bestehende Wärmeerzeugungsanlagen oder bereits vorhandene Wärmenetze 

in der Umgebung. 

Die Festlegung, ob ein Gebiet für eine vertiefte Betrachtung im Hinblick auf ein mögliches 

Wärmenetz geeignet ist, erfolgt in enger Abstimmung mit der Kommune. Grundlage hierfür 

ist ein offener und dialogorientierter Abstimmungsprozess. Ein Gebiet wird jedoch grundsätz-

lich dann als Gebiet für die weitere Untersuchung eines möglichen Wärmenetzes vorgese-

hen, wenn die Wärmeliniendichte mehrheitlich über 1,5 MWh pro Jahr und Meter Leitungs-

länge liegt. Dieser Schwellenwert gilt als Orientierungsgröße, ab dem sich der Bau und Be-

trieb eines Wärmenetzes in der Regel lohnt ï insbesondere in Bezug auf Investitionskosten, 

Energieverluste und Betriebskosten (vgl. C.A.R.M.E.N. e. V., o. D.). Teilgebiete, in denen 

diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind, werden im weiteren Planungsverlauf als dezentrale 

Versorgungsräume betrachtet. Das bedeutet jedoch nicht, dass dort keine klimaneutrale 

Wärmeversorgung möglich ist. Vielmehr kommen in diesen Bereichen individuelle, gebäude-

bezogene Lösungen zum Einsatz ï beispielsweise Wärmepumpen, Biomasseheizungen 

oder solarthermische Anlagen. 

Das Wªrmeplanungsgesetz sieht f¿r Gebiete, die sich Ămit hoher Wahrscheinlichkeit nicht f¿r 

eine leitungsgebundene Versorgung eignenñ (Ä 14 WPG), Erleichterungen bei der Be-

standsanalyse vor. Im Rahmen dieser Planung wurde jedoch bewusst eine umfassende Da-

tenerhebung und -auswertung für das gesamte Gemeindegebiet durchgeführt, um eine so-

lide und ganzheitliche Grundlage für die weitere Wärmeplanung zu schaffen. 

Die Ergebnisse der Eignungsprüfung dienen dazu, Ressourcen gezielt einzusetzen, praxis-

nahe Versorgungskonzepte zu entwickeln und frühzeitig Transparenz über geeignete Tech-

nologien in den einzelnen Teilgebieten zu schaffen. 
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Die daraus abgeleitete Einteilung der Gebiete ist in der nachfolgenden Karte (vgl. Abbildung 

2) dargestellt. Potenziell geeignete Bereiche für den Einsatz eines Wärmenetzes sind ent-

sprechend markiert. In den nächsten Schritten liegt der Fokus auf einer detaillierten Analyse 

dieser Gebiete. Für die außerhalb liegenden Bereiche wird hingegen eine vereinfachte Wär-

meplanung durchgeführt. 

 

Abbildung 2: Aus der Eignungsprüfung resultierende Gebiete  für die Betrachtung eines  möglichen Wär-

menetzes in der weitere n Planung  

Die in der Karte markierten Gebiete stehen im Mittelpunkt der weiteren Analyse hinsichtlich 

einer möglichen leitungsgebundenen Wärmeversorgung über Wärmenetze. Für nahezu alle 

Gemeindeteile wurde eine vertiefte Betrachtung vorgesehen, sodass auf eine verkürzte Pla-

nung bewusst verzichtet wurde. Ausschlaggebend für die Auswahl sind vor allem eine hohe 

Wärmeliniendichte (vgl. Anhang 1), eine kompakte Bebauungsstruktur sowie die Nähe zu 

bestehenden Energieinfrastrukturen. Diese Faktoren lassen darauf schließen, dass in diesen 

Bereichen ein wirtschaftlich tragfähiger und technisch realisierbarer Netzbetrieb grundsätz-

lich möglich ist. Eine detaillierte Untersuchung der standortspezifischen Rahmenbedingun-

gen ist daher sinnvoll, um das Potenzial einer leitungsgebundenen Wärmeversorgung fun-

diert bewerten zu können. 
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In den außerhalb der gekennzeichneten Bereiche liegenden Gebieten weist die geringere 

Wärmeliniendichte auf eine eingeschränkte Wirtschaftlichkeit eines Wärmenetzes hin. Für 

diese Teilräume wird daher die Entwicklung dezentraler Versorgungskonzepte empfohlen, 

bei denen in der Regel individuelle, gebäudespezifische Lösungen wie Wärmepumpen, Bio-

masseheizungen oder Solarthermie im Vordergrund stehen. 

Das Wärmeplanungsgesetz sieht vor, Wasserstoff grundsätzlich als potenzielle Energie-

quelle für die Wärmeversorgung zu berücksichtigen. Entsprechend wurde diese Option im 

Rahmen der Eignungsprüfung mitbewertet. 

Derzeit ist der Einsatz von Wasserstoff zur Wärmeerzeugung jedoch aus mehreren Gründen 

als wenig realistisch einzustufen. Zum einen ist die Nutzung von Wasserstoff mit erheblichen 

Umwandlungsverlusten verbunden. Sowohl bei der Herstellung mittels Power-to-Gas als 

auch bei der anschließenden Rückverstromung oder Verbrennung gehen große Teile der 

eingesetzten Energie verloren, was zu einer im Vergleich zu alternativen Technologien deut-

lich geringeren Gesamteffizienz führt. Zum anderen ist die in Deutschland geplante Elektro-

lysekapazität in den kommenden Jahren begrenzt. Die Verfügbarkeit von grünem Wasser-

stoff wird voraussichtlich prioritär für Sektoren mit besonders hohem und schwer vermeidba-

rem Dekarbonisierungsbedarf eingesetzt, insbesondere für den Schwerlastverkehr, die Luft-

fahrt sowie energieintensive Industrieprozesse. 

 

Vor diesem Hintergrund ist der Einsatz von Wasserstoff zur Wärmeversorgung derzeit weder 

ökonomisch noch technisch sinnvoll. Auch eine flächendeckende Umstellung der bestehen-

den Gasverteilnetze auf Wasserstoff für Heizzwecke gilt laut aktuellen Studien als kostenin-

tensiv und wenig realistisch. Hauptursachen sind der sehr hohe Bedarf an grünem Wasser-

stoff sowie die fehlenden Erzeugungs- und Importkapazitäten (vgl. Clausen, Huber, Kemfert, 

& Klafka, 2024). 

 

Die Transformation der heute überwiegend auf fossilem Erdgas basierenden Gasinfrastruk-

tur hin zu treibhausgasneutralen Alternativen ist zwar technisch grundsätzlich möglich, je-

doch ökonomisch, regulatorisch und systemisch hochkomplex. Dies betrifft sowohl Wasser-

stoff als auch Biomethan, wenn auch mit jeweils unterschiedlichen Herausforderungen. In 

diesem Zusammenhang stellen sich grundlegende Fragen zu Anschluss- und Rückbaupflich-

ten sowie zu Investitionsverpflichtungen der Gasnetzbetreiber, die derzeit auf Bundesebene 

intensiv diskutiert werden (vgl. BMWK, 2024). 
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Vor diesem Hintergrund fokussiert sich diese kommunale Wärmeplanung auf standortange-

passte, wirtschaftlich tragfähige und klimafreundliche Technologien. Dazu zählen insbeson-

dere Biomasseheizungen, Solarthermie und Wärmepumpen. Diese Technologien ermögli-

chen eine dezentrale, effiziente und COϜ-arme Deckung des Wärmebedarfs und sind nicht 

von der aktuell stark begrenzten Verfügbarkeit von Wasserstoff abhängig. 
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4. Bestandsanalyse  

Die Bestandsanalyse bildet die zentrale Grundlage der kommunalen Wärmeplanung. Sie 

dient dazu, die aktuelle Wärmeversorgung umfassend zu erfassen und zu bewerten. Hierfür 

werden verschiedene Datenquellen zusammengeführt und systematisch ausgewertet, um 

ein belastbares Bild der Ausgangssituation zu erhalten. 

Im Mittelpunkt steht die detaillierte Erhebung des Status quo der Wärmeversorgung. Beson-

deres Augenmerk liegt auf dem Gebäudebestand, insbesondere den Baualtersklassen und 

Nutzungsarten. Darauf aufbauend wird der Wärmeverbrauch räumlich differenziert ermittelt. 

Aus diesen Daten lassen sich wichtige Kennzahlen ableiten, etwa zu Treibhausgasemissio-

nen und weiteren energetischen Einflussgrößen. 

Die Analyse berücksichtigt sowohl leitungsgebundene Systeme wie Wärme- und Erdgas-

netze als auch dezentrale Heiztechnologien, darunter Öl- und Biomasseheizungen. Die ge-

wonnenen Erkenntnisse bilden die Basis für die Entwicklung zukunftsfähiger Versorgungs-

szenarien und die Ableitung konkreter Maßnahmen zur Umstellung auf eine klimaneutrale 

Wärmeversorgung. 

 

4.1 Analyse  der Gebäude - und Siedlungsstruktur  

Für eine fundierte kommunale Wärmeplanung ist eine detaillierte Analyse der Gebäudety-

pen, der Siedlungsstruktur und der Baualtersklassen unverzichtbar. Als zentrale Datenquel-

len dienten der Zensus 2022 sowie die Bebauungspläne der Gemeinde. Ergänzend wurden 

für die räumliche Auswertung Daten aus dem Zensusatlas sowie Gebäudeklassifizierungen 

auf Basis der LoD2-Gebäudemodelle herangezogen. 

 

Im Gebiet der Marktgemeinde Essenbach konnten 5.525 als beheizte Gebäude klassifiziert 

werden, wobei auch Nebengebäude in der Erhebung berücksichtigt sind. Rund 70 % der 

beheizten Gebäude sind dem Wohnsektor zuzuordnen. Der verbleibende Anteil umfasst 

Nichtwohngebäude, darunter insbesondere gewerblich und industriell genutzte Bauten, so-

wie kommunale Einrichtungen (vgl. Abbildung 3). 
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Abbildung 3: Verteilung der beheizten Gebäude nach Nutzungsart  

Die Wohnbebauung im untersuchten Gebiet wird deutlich von Einfamilienhäusern dominiert. 

Mit einem Anteil von rund 75 % bilden sie die prªgende Bauform innerhalb des Wohngebªu-

debestands. Mehrfamilienhäuser und andere Gebäudetypen sind überwiegend im Ortszent-

rum sowie nahe des Gewerbegebietes Altheim vertreten, während die kleineren umliegenden 

Ortsteile verstärkt durch Einfamilienhäuser charakterisiert sind ï ein typisches Muster für die 

Siedlungsstruktur im ländlichen Raum (vgl. Abbildung 4).  

  

Abbildung 4: Verteilung der Wohngebäudetypen in Essenbach  
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Der hohe Anteil an Wohngebäuden sowie gemischt genutzten Gebäuden erfordert eine dif-

ferenzierte Analyse des Wärmebedarfs, da beide Typen spezifische Anforderungen an Ener-

gieversorgung und Effizienz stellen. Die räumliche Verteilung dieser Gebäudetypen ist ein 

Schlüsselfaktor für die Planung leistungsfähiger Wärmenetze, da sie die Struktur des Wär-

mebedarfs im Gemeindegebiet maßgeblich beeinflusst. Je nach Nutzung ï ob Einfamilien-

haus, Mehrfamilienhaus, gewerblich genutztes Gebäude oder öffentliche Einrichtung ï vari-

ieren die Anforderungen deutlich: sowohl hinsichtlich des spezifischen Wärmebedarfs als 

auch der Anschlussmöglichkeiten und der jeweils erforderlichen technischen Lösungen. 

 

Öffentliche Liegenschaften und Flächen sind im Gemeindegebiet verteilt anzutreffen. Neben 

den Gewerbegebieten sind fast alle Ortsteile stark durch Wohnbebauung geprägt. In den 

umliegenden, etwas ländlicher geprägten Ortsteilen sind hingegen vermehrt Bereiche ge-

mischter Nutzung anzutreffen. Gewerbliche Flächen konzentrieren sich überwiegend entlang 

der Staatsstraße 2074 sowie südöstlich von Essenbach (vgl. Abbildung 5).  

 

Abbildung 5: Siedlungstypologie  

Die hohe Konzentration an Wohngebäuden im Ortskern bietet ï insbesondere aus siedlungs-

struktureller Perspektive ï ideale Voraussetzungen für die Umsetzung eines 
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leitungsgebundenen Wärmeversorgungssystems. Gleiches gilt für Altheim, die Wohngebiete 

entlang der Isar sowie den Ortsteil Mirskofen. 

 

Ein weiterer zentraler Indikator ist die Baualtersklasse der Gebäude, da sie Rückschlüsse 

auf den energetischen Zustand und den Sanierungsbedarf zulässt. Die Darstellung der Bau-

altersklassen in Abbildung 6 zeigt, dass rund die Hälfte des Gebäudebestands vor den 

1990er-Jahren errichtet wurde. Diese Gebäude weisen in der Regel einen erhöhten Moder-

nisierungsbedarf auf ï insbesondere im Hinblick auf energetische Sanierungen sowie die 

Anpassung an aktuelle technische und bauliche Standards. Besonders im Ortskern Essen-

bach und den umliegenden Ortsteilen finden sich zahlreiche Baublöcke mit hohem Anteil 

älterer Bausubstanz, während neuere Wohn- und Gebäudestrukturen vor allem in den nörd-

lichen Randlagen des Essenbacher Ortskerns zu finden sind. Eine detaillierte Übersicht der 

Baualtersklassen auf Ebene einzelner Baublöcke ist in Anhang 3 dargestellt. 

 

 

Abbildung 6: Baualtersklassen im Wohng ebäudebestand  

Der Gebäudebestand der Marktgemeinde verzeichnet jedoch auch einen erhöhten Anteil an 

Ăneuererñ Bebauung. Eine jüngere Altersklasse weist in der Regel bessere energetische Aus-

gangswerte auf als ältere Baujahre. Gebäude nach 1990 profitieren von verbesserten Dämm-

standards, effizienteren Heizsystemen und besserer Fenstertechnik. Das führt zu einem 

niedrigeren Primärenergiebedarf und geringeren COϜ-Emissionen ï oft um 30 bis 50 Prozent 

besser als bei Bauten vor den 1980er-Jahren. 

 Dennoch bleibt die Frage nach der konsequenten Integration erneuerbarer Energien, sowie 

der Anpassung an zukunftsfähige Wärmekonzepte auch in diesem Segment von zentraler 

6%

16%

30%

33%

15%
vor 1950

1950 - 1969

1970 - 1989

1990 - 2009

2010 und spªter



 

Bestandsanalyse 

 

13 

 

Bedeutung. Es fehlt häufig an vollständiger Nutzung erneuerbarer Energien, um Klimaziele 

wie das Gebäudeenergiegesetz (GEG) zu erreichen. Eine gezielte Nachrüstung bleibt es-

senziell, um langfristig Treibhausgasneutralität zu sichern. 

 

Die Analyse des Gebäudebestands verdeutlicht einen hohen Altersdurchschnitt, was auf ei-

nen erheblichen Modernisierungsbedarf hinweist. Angesichts der dominierenden Wohnbe-

bauung kommt den privaten Haushalten eine zentrale Rolle bei der Transformation hin zu 

einer nachhaltigen Wärmeversorgung zu. Dies betrifft sowohl die Durchführung energeti-

scher Sanierungsmaßnahmen als auch die Integration in leitungsgebundene oder andere 

nachhaltige Versorgungssysteme. Die aktive Mitwirkung der Eigentümer ist somit ein ent-

scheidender Faktor für die Erreichung der energie- und klimapolitischen Zielsetzungen. 

 

4.2 Analyse der Energieinfrastruktur  

Die Raumwärmeerzeugung erfolgt überwiegend durch verbrennungsbasierte Heizsysteme 

sowie durch strombetriebene Technologien. Zu Letzteren zählen insbesondere Wärmepum-

pen und elektrische Direktheizungen wie Heizstäbe. Ergänzend kommen vereinzelt solar-

thermische Anlagen und geothermische Systeme zum Einsatz, häufig in Kombination mit 

Wärmepumpen. 

Die Datenerhebung zu den verbrennungsbasierten Heizsystemen basiert auf den vom Bay-

erischen Landesamt für Statistik bereitgestellten Kehrbuchdaten, die in aufbereiteter Form 

Informationen zur Art und Verteilung der Feuerstätten auf Ebene einzelner Straßenzüge ent-

halten.  

Zur Ergänzung wurden Verbrauchsdaten zu leitungsgebundenen Gasheizungen beim örtli-

chen Gasnetzbetreiber sowie Informationen zu gemeldeten strombetriebenen Heizsystemen 

beim lokalen Stromnetzbetreiber erhoben. Diese Daten bilden die Basis für eine umfassende 

Analyse der Beheizungsstruktur innerhalb der Marktgemeinde. 

Ergänzend zur Erhebung der eingesetzten Heiztechnologien wurde auch die bestehende lei-

tungsgebundene Infrastruktur berücksichtigt. Informationen zu Strom- und Wärmenetzen, so-

wie weiteren relevanten Versorgungseinrichtungen wurden direkt bei den zuständigen Be-

treibern abgefragt und in die Auswertung einbezogen. 
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4.2.1 Analyse d er dezentralen Wärmeerzeugung  

Die Bestimmung der absoluten Anzahl der Heizsysteme im Gemeindegebiet stützt sich auf 

eine Kombination mehrerer Datenquellen. Dabei wurden ï sofern verfügbar ï die jeweils ak-

tuellen Datensätze herangezogen, insbesondere solche mit direktem Zugang über die zu-

ständigen Netzbetreiber. Diese liefern erfahrungsgemäß die verlässlichsten und detailliertes-

ten Informationen, insbesondere hinsichtlich der Anzahl der angeschlossenen Haushalte und 

der Verbreitung spezifischer Heiztechnologien. 

Aus den Kehrbuchdaten wurden insgesamt 3471 zentrale Feuerstätten im Gemeindegebiet 

erfasst. Es besteht eine öffentliche Versorgung über ein Erdgasnetz, das nach Angaben des 

Gasnetzbetreibers derzeit 1547 Abnehmer versorgt. Ergänzend wurden in den Daten des 

örtlichen Stromnetzbetreibers weitere 375 strombetriebene Heizsysteme (Wärmepumpen in-

klusive Heizstäbe) identifiziert, die sich räumlich zuordnen ließen. 28 weitere Wärmepumpen 

wurden durch einen weiteren Stromnetzbetreiber erfasst, diese konnten vom Betreiber je-

doch nur ohne räumliche Zuordnung an die Gemeinde übermittelt werden. Da die Anzahl der 

Gasheizungen in den Kehrbuchdaten ebenfalls enthalten ist, jedoch vom örtlichen Gasver-

sorger deutlich aktueller und differenzierter ausgewiesen wird, wurden zur Verbesserung der 

Datenqualität vorrangig die Daten der Netzbetreiber verwendet. Insgesamt ergibt sich eine 

Anzahl von 3789 bekannten Heizanlagen im Gemeindegebiet. 

Neben den zentralen Heizsystemen sind in der Gemeinde 4.070 Einzelraumheizungen vor-

handen, die zur Raumwärmeversorgung beitragen. Hierzu zählen unter anderem auch Koch-

kessel und Herde. Rund 90 % dieser Einzelraumheizungen werden mit Holz betrieben. Der 

konkrete Beitrag dieser Einzelöfen zur bestehenden Wärmeversorgung kann aufgrund feh-

lender Verbrauchsdaten nicht eindeutig quantifiziert werden. Aus vorliegenden Verbrauchs-

daten vergleichbarer Gemeinden lässt sich jedoch ableiten, dass ihr Anteil am Gesamtwär-

meverbrauch in der Regel deutlich geringer ist als der der zentralen Heizsysteme. 

Aus den Informationen des Gasnetzbetreibers ergeben sich zudem insgesamt 36 weitere 

gewerbliche Anschlussnehmer mit einem jährlichen Gasverbrauch von zusammen rund 16,9 

GWh. Da jedoch nicht eindeutig geklärt werden kann, für welche Zwecke das Gas genutzt 

wird, ist davon auszugehen, dass ein Großteil dieses Verbrauchs auf Nicht-Wärmezwecke 

entfällt. Darauf deuten insbesondere drei der erfassten Adressen hin, die zusammen einen 

Verbrauch von 9,7 GWh pro Jahr aufweisen. 

Wie Abbildung 7 zeigt, werden die meisten Gebäude derzeit mit fossilen Energieträgern be-

heizt. Besonders auffällig ist dabei der hohe Anteil fossiler Energieträger: über 70 % der Ge-

bäude nutzen derzeit noch fossile Brennstoffe zur Beheizung.  
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Mit einem Anteil an Ölheizungen von 36 % liegt Essenbach deutlich über dem bundesweiten 

Durchschnitt von knapp 25 % (vgl. BMWE, 2023), was den Handlungsbedarf im Hinblick auf 

die Energiewende unterstreicht. Zusätzlich entfallen weitere rund 3 Prozent auf andere fos-

sile Brennstoffe, wie Flüssiggas oder Kohle. Wärmepumpen kommen bei ca. zehn Prozent 

der Gebäude als Heiztechnologie zum Einsatz. Rund weitere zehn Prozent heizen mit Bio-

masse, wobei Holz als dominierender Energieträger zum Einsatz kommt. Die vorliegenden 

Daten zur Heizstruktur deuten insgesamt auf eine ausgeprägte Nutzung fossiler Energieträ-

ger in der Region hin. 

 

 

 

Abbildung 7: Verteilung  der Energieträger  nach Anzahl der Zentralh eizungen . Die Darstellung der Wär-

mepumpen beinhalten hierbei auch den Anteil an Stromspeicherheizungen.  

Die Auswertung zeigt nicht nur auf Gemeindeebene, sondern auch innerhalb einzelner Bau-

blöcke eine deutliche Dominanz fossiler Heizsysteme. Ein signifikanter Anteil der Baublöcke 

wird überwiegend durch Öl- oder Gasheizungen versorgt (vgl. Anhang 4 und Anhang 7). Bei 

der Interpretation der kartografischen Darstellungen ist zu berücksichtigen, dass die verfüg-

baren Daten ausschließlich in aggregierter Form vorliegen. Eine räumlich differenzierte Zu-

ordnung einzelner Heiztechnologien zu spezifischen Baublöcken ist unter anderem aufgrund 

statistischer Geheimhaltungsregelungen nur eingeschränkt möglich und teilweise verzerrt. 

Diese Einschränkungen können zu Abweichungen gegenüber den aggregierten Werten auf 

Gesamtgemeindeebene führen. 
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Die Verbrennungsstätten in Essenbach wurden im Durchschnitt im Jahr 2001 in Betrieb ge-

nommen. Vor dem Hintergrund einer bundesweit üblichen Lebensdauer von Heizsystemen 

von 20 bis 30 Jahren (vgl. BMWE, 2023), ergibt sich ein durchschnittliches Anlagenalter von 

rund 21 Jahren zum Zeitpunkt der Datenerhebung 2022. Damit ist ein Großteil des verbren-

nungsbasierten Heizungsbestands als technisch überaltert einzustufen. In den kommenden 

Jahren ist daher mit einem erheblichen Modernisierungsbedarf bei den Heizungsanlagen im 

Gemeindegebiet zu rechnen. 

 

4.2.2 Analyse bestehender und geplanter Netze  

In Essenbach liegt eine flächendeckende Gasinfrastruktur vor (vgl. Abbildung 8). Dieses Netz 

hat eine Länge von über 65 Kilometern und beliefert nach Angaben des Gasnetzbetreibers 

aktuell 1.547 Abnehmer für Wärme. Das Gasnetz dient überwiegend der Versorgung von 

Wohngebäuden mit Raumwärme und Warmwasser und stellt damit einen wesentlichen Be-

standteil der bestehenden Wärmeversorgung dar. Die Verteilung erfolgt überwiegend über 

das Niederdrucknetz. Der Anschlussgrad ist insbesondere in den Siedlungsbereichen hoch.

 

Abbildung 8: Bestehende Gasnetzversorgung  im Gemeinde gebiet  
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Im Gemeindegebiet Essenbach besteht derzeit ein größeres Wärmenetz im Ortsteil Ahrain 

(vgl. Abbildung 9). Über dieses Netz werden aktuell mehr als 120 Abnehmer mit Wärme aus 

erneuerbaren Energieträgern, insbesondere Biogas und Holzhackschnitzel, versorgt. Mit ei-

ner installierten Leistung von rund 2 MW und einer Trassenlänge von etwa 3.500 m bietet 

das bestehende Netz grundsätzlich Potenzial für eine Erweiterung. Sowohl die Erschließung 

angrenzender Straßenzüge als auch der Einsatz zusätzlicher Erzeugungsanlagen sind tech-

nisch möglich. Voraussetzung für eine Umsetzung ist jedoch insbesondere ein ausreichen-

des Anschlussinteresse seitens potenzieller Abnehmer. 

 

 

Abbildung 9: bestehendes Wärmenetz  in Ahrain  und identifizierte Gebäudenetze  

Ergänzend zu diesem zentralen Wärmenetz existieren im Gemeindegebiet mehrere kleinere 

Gebäudenetze. Im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung konnten insgesamt zwölf sol-

cher Netze identifiziert werden. Diese werden alle überwiegend mit Biomasse betrieben und 

weisen eine große Spannbreite hinsichtlich Größe und Versorgungsstruktur auf: Während 

das kleinste Netz lediglich zwei Anschlussnehmer umfasst, versorgt das größte mit einer 

Leistung von über einem Megawatt unter anderem die Musikschule, die Mittelschule, den 

Schülerhort sowie weitere kommunale Gebäude in Essenbach. Im Zuge der Bestandsana-

lyse wurden zudem sowohl das Mittelspannungsnetz als auch das Abwassernetz als 
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städtische Infrastruktur digital erfasst. Diese Datengrundlagen ermöglichen die Identifikation 

potenzieller Synergien, beispielsweise durch die Nutzung von Abwärme aus Abwasser oder 

die Stromeinspeisung aus KWK-Anlagen. 

 

4.3 Wärmebedarf, Wärmeverbrauch und Endenergie  

Im Rahmen der Bestandsanalyse wurde der spezifische Heizwärmebedarf auf Grundlage der 

Gebäudestruktur ermittelt. Diese Kenngröße beschreibt den baulichen Wärmebedarf, der 

sich aus den Wärmeverlusten über die Gebäudehülle ergibt. In die Berechnung flossen geo-

metrische Gebäudedaten, die jeweilige Nutzungsart, die räumlich differenzierten Baualters-

klassen des Zensusatlas, sowie weitere relevante Informationen ein.  

Auf dieser Grundlage konnten gebäudescharfe Wärmebedarfswerte modelliert werden. 

Da im Plangebiet zahlreiche landwirtschaftliche Betriebe und Lagerhallen vorhanden sind, 

die in den zugrunde liegenden Datensätzen nicht eindeutig als beheizt oder unbeheizt aus-

gewiesen werden, erfolgte eine manuelle Überprüfung dieser Gebäude. Zur Ermittlung un-

beheizter Gebäude wurden ergänzend zu den vorliegenden Daten visuelle Informationen aus 

öffentlich zugänglichen Quellen, insbesondere Google Street View, herangezogen. Diese 

dienten der Plausibilisierung und Vorprüfung, etwa bei Lagerhallen, Garagen oder Nebenge-

bäuden ohne erkennbare Heiztechnik. Auf Basis dieser Einschätzung konnten entspre-

chende Objekte aus der Bedarfsberechnung ausgeschlossen oder in ihrer energetischen Be-

wertung angepasst werden. Der abschließende Abgleich der ermittelten Werte mit den Er-

gebnissen des ĂIntegrierten Vorreiterkonzept des Marktes Essenbachñ, sowie mit den Ver-

brauchsdatenanalysen (siehe Kapitel 4.2.1) bestätigt die Plausibilität der berechneten Heiz-

wärmebedarfe. 

Der Gesamtheizwärmebedarf der Gemeinde beläuft sich auf ca. 217,7 GWh pro Jahr. Die 

Analyse des Wärmebedarfs auf räumlich differenzierter Ebene zeigt eine erhöhte Konzent-

ration im Gemeindezentrum (vgl. Abbildung 10). Diese Häufung lässt sich insbesondere 

durch die dortige Siedlungsstruktur erklären. Eine hohe Siedlungsdichte und ein höherer An-

teil älterer Bebauung tragen maßgeblich zu einem höheren Wärmebedarf bei. 
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Abbildung 10: Räumlich aufgelöster Wärmebedarf  in Megawattstunden pro Hektar und Jahr  

Dem ermittelten Heizwärmebedarf steht der tatsächliche Wärmeverbrauch gegenüber. Die-

ser beschreibt die tatsächlich genutzte Wärmemenge über einen bestimmten Zeitraum und 

wird unter anderem durch Witterungsbedingungen, das individuelle Heizverhalten, sowie die 

Effizienz der Wärmeverteilung beeinflusst. Darüber hinaus ist eine Abgrenzung zur Endener-

gie notwendig. Der Endenergieverbrauch beschreibt den Einsatz der eingesetzten Energie-

träger, wie beispielsweise Heizöl, Erdgas oder Strom. Bei älteren Ölheizungen liegt der En-

denergieverbrauch in der Regel über dem tatsächlichen Wärmeverbrauch. Technische Über-

alterung und ineffiziente Verbrennung führen dazu, dass ein erheblicher Teil der eingesetzten 

Endenergie nicht in nutzbare Heizwärme umgewandelt wird. In der Folge übersteigt der En-

denergieverbrauch regelmäßig den tatsächlichen Wärmeverbrauch. 

Anders verhält es sich bei modernen Wärmepumpen: hier liegt der Endenergieverbrauch 

meist unter dem tatsächlichen Wärmeverbrauch. Dies ist darauf zurückzuführen, dass Wär-

mepumpen neben der eingesetzten Strommenge zusätzlich Umweltwärme aus Luft, Erdreich 

oder Wasser aufnehmen und nutzbar machen. Durch dieses Prinzip können sie ein Vielfa-

ches der eingesetzten Energie in Heizwärme umwandeln. 

Die zuvor gezeigte Verteilung der Energieträger (vgl. Abbildung 7, Seite 15) deutet auf einen 

entsprechend hohen Anteil fossiler Energieträger am Gesamtverbrauch hin. Die 
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nachfolgende Abbildung veranschaulicht die relative Verbrauchsverteilung der Energieträger 

innerhalb der Gemeinde Essenbach (vgl. Abbildung 11). 

 

 

Abbildung 11: Anteil  der Energieträger am Wärmev erbrauch  der Gemeinde . Die Darstellung der Wärme-

pumpen beinhalten hierbei auch den Anteil an Stromspeicherheizungen.  

Mit einem Anteil von knapp 50 % entfªllt der GroÇteil des Verbrauchs auf ¥lheizungen. An-

gesichts der damit verbundenen Abhängigkeit von fossilen Energieträgern ergibt sich lang-

fristig ein deutlicher Handlungsbedarf zur Umstellung auf alternative Heizsysteme. Elektrisch 

betriebene Heizungen spielen mit einem Verbrauchsanteil von unter 3 % hingegen derzeit 

nur eine marginale Rolle. Der im Vergleich zu Wärmepumpensystemen höhere Wärmever-

brauch von Ölheizungen ist vor allem darauf zurückzuführen, dass sie überwiegend in älte-

ren, energetisch weniger sanierten Gebäuden eingesetzt werden. Dadurch liegt der spezifi-

sche Wärmeverbrauch in diesen Bestandsgebäuden deutlich über dem Niveau von Neubau-

ten, in denen zunehmend effiziente Heiztechnologien wie Wärmepumpen zum Einsatz kom-

men. 

Zudem ist zu beachten, dass Wärmepumpen häufig in Kombination mit weiteren Heiztech-

nologien betrieben werden, etwa mit Solarthermie-, Geothermie- oder ergänzenden Gas-

heizsystemen. Dadurch kann die rechnerische Heizwärmeleistung der Wärmepumpe insge-

samt geringer ausfallen. 
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Abbildung 12 macht deutlich, dass der Anteil der Wärmepumpen am Endenergieeinsatz 

deutlich unter ihrem Anteil am Wärmeverbrauch liegt. Dieser Unterschied lässt sich erneut 

auf die Effizienz von Wärmepumpensystemen zurückführen. Sie erzeugen mit vergleichs-

weise wenig eingesetzter Endenergie eine deutlich größere Menge nutzbarer Wärme. 

Dadurch können Wärmepumpen einen substanziellen Beitrag zur Wärmeversorgung leisten, 

obwohl ihr Anteil am Endenergieverbrauch niedrig erscheint. Der Vergleich beider Darstel-

lungen unterstreicht die Relevanz effizienter Technologien für eine nachhaltige und ressour-

censchonende Wärmeversorgung. 

 

 

Abbildung 12: Anteil der Energieträger  am Endenergieverbrauch der Gemeinde . Die Darstellung der 

Wärmepumpen beinhalten hierbei auch den Anteil an Stromspeicherheizungen.  

Für die Berechnung der Treibhausgasbilanz ist nicht allein der Wärmeverbrauch der Ge-

meinde ausschlaggebend, sondern vor allem die konkret eingesetzten Energieträger und de-

ren Mengen. Sie bestimmen maßgeblich das tatsächliche Emissionsaufkommen. Da die Da-

tenlage zu den vorhandenen Heizsystemen häufig lückenhaft ist, wird üblicherweise der 

rechnerisch ermittelte Wärmebedarf als alternative Grundlage für die Bewertung herangezo-

gen. 

 

Im Gegensatz zu den Verbrauchsdaten liegt der Wärmebedarf in der Regel flächendeckend 

vor, da er modellbasiert für jedes Gebäude ermittelt werden kann. Allerdings beruhen diese 
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Bedarfswerte auf standardisierten Annahmen und Rechenmodellen, die von den realen Ver-

brauchsverhältnissen abweichen können. 

Um dennoch eine möglichst belastbare und realitätsnahe Grundlage für die Emissionsbe-

wertung zu schaffen, werden in den folgenden Berechnungen sowohl die modellierten Wär-

mebedarfswerte als auch die vorliegenden Verbrauchsdaten berücksichtigt und gegenüber-

gestellt. Auf diese Weise kann nicht nur die Aussagekraft der Ergebnisse erhöht, sondern 

auch die Qualität und Belastbarkeit der zugrunde liegenden Datensätze besser eingeschätzt 

werden. Der jährliche Gesamtwärmebedarf aller beheizten Gebäude in Essenbach beläuft 

sich auf etwa 217,7 GWh. Dem gegenüber steht ein auf Basis der Heizanlagen ermittelter 

Verbrauch von 156,1 GWh pro Jahr. Diese Differenz kann verschiedene Ursachen haben, 

am wahrscheinlichsten ist jedoch eine unvollständige Datengrundlage hinsichtlich dezentra-

ler Wärmeerzeuger.  

Im Rahmen stichprobenartiger Auswertungen verschiedener Baublöcke wurde der rechne-

risch ermittelte Wärmebedarf dem tatsächlichen Verbrauch gegenübergestellt. Bei größeren 

Abweichungen erfolgte eine vertiefte Analyse der betreffenden Gebäude. Ein Abgleich der 

Wohnadressen mit den registrierten Heizungsanlagen zeigte dabei, dass in nahezu allen 

Fällen weniger Heizungen erfasst waren, als tatsächlich beheizte Gebäude vorhanden sind. 

Trotz dieser Datenlücken liefern die Verbrauchsdaten wertvolle Informationen. Sie ermögli-

chen eine detaillierte Aufschlüsselung der eingesetzten Energieträger ï sowohl in ihrer räum-

lichen Verteilung als auch hinsichtlich der installierten Leistung. Diese Angaben sind insbe-

sondere für die Bilanzierung der energieträgerspezifischen Emissionen von zentraler Bedeu-

tung. Der gewählte Berechnungsansatz berücksichtigt daher beide Perspektiven: den rech-

nerischen Bedarf ebenso wie den Verbrauch. Auf dieser Grundlage lässt sich ï unter Einbe-

ziehung der durchschnittlichen Baujahre, der eingesetzten Heiztechnologien und ihrer typi-

schen Wirkungsgrade ï der Endenergiebedarf technologiebezogen ableiten.  

 

Der rechnerische Endenergiebedarf der Gemeinde liegt etwa bei 166,2 GWh pro Jahr, etwas 

höher im Vergleich zum ermittelten Wärmeverbrauch. Unter Berücksichtigung des Endener-

giebedarfs je Energieträger, sowie der CO2-Emissionsfaktoren gemäß den CO2-Faktoren der 

BAFA (BAFA, 2025) und unter Einbeziehung des aktuellen deutschen Strommixes ergibt sich 

für die derzeitige Wärmeversorgung in Essenbach ein jährlicher CO2-Ausstoß von rund 
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34.139 Tonnen CO2.2 Wird hingegen davon ausgegangen, dass der tatsächliche Verbrauch 

dem berechneten Wärmebedarf entspricht und die Heizungsverteilung unverändert bleibt, 

steigen die jährlichen Emissionen auf etwa 47.611 Tonnen CO2 an. Bei einer Einwohnerzahl 

von 12.026 Personen (Bayerisches Staatsministerium für Digitales, 2025) entspricht dies ei-

nem Pro-Kopf-Ausstoß von rund 3,96 Tonnen CO2 pro Jahr für den Bereich Wärme. 

Zum Vergleich: nach Angaben des Bayerischen Landesamtes für Umwelt lag der durch-

schnittliche energiebedingte CO2-Ausstoß pro Kopf in Bayern im Jahr 2022 bei etwa 5,4 Ton-

nen CO2 pro Jahr, wobei rund 70 % dieser Emissionen auf Raumwªrme und Warmwasser 

entfallen (LfU Bayern, 2025) also 3,78 Tonnen CO2 pro Jahr für Wärme.  

Essenbach liegt mit seinen wärmebezogenen Emissionen somit nur leicht über dem bayeri-

schen Durchschnitt. Nimmt man als Berechnungsbasis wiederum den Verbrauch an, liegt der 

Pro-Kopf-Ausstoß bei rund 2,84 Tonnen CO2 pro Jahr. 

 

4.4 Kommunale Liegenschaften  

Informationen zum Wärmeverbrauch der kommunalen Liegenschaften wurden bereits im In-

tegrierten Vorreiterkonzept des Marktes Essenbach vom 03.12.2024 erhoben, was die zum 

Erhebungszeitpunkt aktuelle Datengrundlage abbildet. Auffällig ist, dass Ölheizungen im 

kommunalen Gebäudebestand bereits nur noch eine untergeordnete Rolle in der Wärmever-

sorgung spielen. Der Wärmeverbrauch der kommunalen Liegenschaften wird zu rund 58 % 

durch Erdgas gedeckt. Weitere Anteile entfallen auf Wärmepumpen (ca. 5 %), Holzhack-

schnitzel (ca. 13 %) sowie Nahwärme (ca. 23 %), wobei es sich bei der Nahwärme überwie-

gend ebenfalls um holzhackschnitzelbasierte Versorgung handelt. Der gesamte jährliche 

Wärmeverbrauch der kommunalen Liegenschaften beträgt rund 4,17 GWh/a und entspricht 

damit etwa 2,67 % des gesamtgemeindlichen Wärmeverbrauchs. 

Im Hinblick auf die verursachten COϜ-Emissionen belaufen sich die Emissionen der kommu-

nalen Liegenschaften auf rund 700 t COϜ pro Jahr, was etwa 1,47 % der gesamten COϜ-

Emissionen der Gemeinde entspricht. Der vergleichsweise geringe Emissionsanteil trotz des 

relevanten Wärmeverbrauchs ist insbesondere auf den hohen Anteil an Biomasseheizungen 

zurückzuführen, die im Vergleich zu fossilen Heizsystemen deutlich geringere spezifische 

COϜ-Emissionsfaktoren aufweisen. 

 

2 Nachfolgend beziehen sich sämtliche Angaben zu COϜ-Emissionen auf COϜ-Äquivalente (COϜe). 

Dabei werden neben Kohlendioxid auch andere relevante Treibhausgase berücksichtigt und entspre-

chend ihrer Klimawirkung auf COϜ-umgerechnet. Dies ermöglicht eine einheitliche und vergleichbare 

Darstellung der Gesamtemissionen. 
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5. Potenzialanalyse  

Im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung werden die vorhandenen Potenziale systema-

tisch untersucht, um tragfähige Lösungen für eine klimafreundliche, zukunftssichere und wirt-

schaftlich umsetzbare Wärmeversorgung zu entwickeln. Im Mittelpunkt steht zunächst die 

Analyse der Möglichkeiten zur Nutzung erneuerbarer Energien. Dazu gehören insbesondere 

Solarthermie, Geothermie, Biomasse sowie Umweltwärme aus Luft, Wasser und dem Erd-

reich. Ziel ist es, lokale und treibhausgasarme Energiequellen effizient zu erschließen und 

für die Wärmeversorgung nutzbar zu machen. Zusätzlich wird das Potenzial zur Nutzung 

unvermeidbarer Abwärme betrachtet. In vielen Kommunen fällt bislang ungenutzte Wärme 

an ï etwa aus industriellen Prozessen, Gewerbebetrieben, dem Abwasser oder Rechenzen-

tren ï, die grundsätzlich in ein Wärmenetz eingespeist werden kann. Ein weiterer Schwer-

punkt der Potenzialanalyse liegt auf der Reduzierung des zukünftigen Wärmebedarfs und 

der Verbesserung der Energieeffizienz im Gebäudebestand. Dabei wird untersucht, in wel-

chem Umfang Maßnahmen wie energetische Sanierungen, eine optimierte Gebäudehülle 

oder der Einsatz effizienterer Heiztechnologien zur Senkung des Energieverbrauchs beitra-

gen können. 

 

5.1 Unvermeidbare Abwärme  

Unvermeidbare Abwärme entsteht bei technischen und industriellen Prozessen als Neben-

produkt und lässt sich weder wirtschaftlich noch technisch vollständig vermeiden. Da sie kon-

tinuierlich anfällt, bietet sie eine verlässliche und jederzeit verfügbare Energiequelle. 

Wird diese Wärme ï etwa durch Einspeisung in Wärmenetze ï genutzt, kann sie klimaneutral 

in die Versorgung integriert werden. Auf diese Weise lässt sich vorhandene Energie effizient 

verwerten, anstatt ungenutzt verloren zu gehen. 

Im Zuge der Kommunalen Wärmeplanung wurden in der gesamten Marktgemeinde Essen-

bach rund 40 Betriebe kontaktiert. Unter den angefragten Unternehmen befanden sich unter 

anderem PreussenElektra und TenneT, die aufgrund ihrer Standorte oder Infrastruktur eine 

besondere Bedeutung für die örtliche Energie- und Wärmesituation haben. Die Betriebe wur-

den gebeten, über einen strukturierten Fragebogen oder im Rahmen von Gesprächen Aus-

kunft zu geben.  

 

In Essenbach entsteht im Rahmen des Süd-Ost-Links ein vom Übertragungsnetzbetreiber 

TenneT geplanter und errichteter Konverterstandort. Die Anlage bildet einen zentralen Kno-

tenpunkt der Hochspannungs-Gleichstromübertragung (HGÜ) und wandelt den in 
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Norddeutschland erzeugten Windstrom von Gleich- in Wechselstrom um, sodass dieser in 

das bayerische Stromnetz eingespeist und dort weiterverteilt werden kann. Im laufenden Be-

trieb entsteht dabei technisch bedingt unvermeidbare Abwärme. 

Obwohl HGÜ-Konverter im Betrieb durch ihre Leistungselektronik und Kühlsysteme grund-

sätzlich relevante Wärmeströme erzeugen, ist die tatsächliche Verfügbarkeit dieser Abwärme 

vom laufenden Strombetrieb abhängig. Für die kommunale Wärmeplanung kann das Abwär-

mepotenzial grundsätzlich interessant sein, sofern Temperatur und Menge der Abwärme 

technisch nutzbar sind und die wirtschaftlichen Bedingungen eine Einbindung in lokale Wär-

menetze ermöglichen. Die Abwärme liegt typischerweise im Bereich von etwa 35 bis 45 ÁC, 

sodass geprüft werden sollte, in welcher Form und über welche Systemlösungen ï etwa über 

Großwärmepumpen, direkte Einspeisung in Niedertemperaturnetze oder hybride Versor-

gungskonzepte ï diese Wärme nutzbar gemacht werden kann. 

 

Ein weiterer wichtiger energetischer Standort der Marktgemeinde ist das Kernkraftwerk Isar, 

das von PreussenElektra betrieben wird. Für den stillgelegten Kernkraftwerksstandort be-

steht derzeit planerische Unsicherheit. Obwohl der Rückbauprozess eingeleitet ist und wei-

terhin betriebliche Abwicklungs- und Sicherheitsmaßnahmen stattfinden, ist aktuell offen, 

welche langfristige Nutzungsperspektive sich für das Gelände ergeben wird. Ob künftig neue 

Energieinfrastrukturen, Gewerbeansiedlungen oder andere Nutzungen entstehen, lässt sich 

zum jetzigen Zeitpunkt nicht verlässlich abschätzen. Aufgrund dieser Ungewissheit liefert der 

Standort gegenwärtig keine belastbaren Anhaltspunkte für die kommunale Wärmeplanung. 

Weder Art noch Umfang potenziell verfügbarer Wärmequellen, Energiedienstleistungen oder 

infrastruktureller Entwicklungen sind derzeit prognostizierbar. Gleichzeitig handelt es sich um 

einen großräumigen und strategisch relevanten Energietechnikstandort, dessen zukünftige 

Ausrichtung durchaus Einfluss auf die lokale Wärmeversorgung nehmen könnte. Daher sollte 

der Standort in der Fortschreibung der Wärmeplanung ausdrücklich berücksichtigt werden, 

um mögliche Entwicklungen frühzeitig bewerten und gegebenenfalls in zukünftige Wärme-

versorgungsstrategien integrieren zu können. 

  

Weitere Rückmeldungen der befragten Unternehmen ergaben zwar teils Interesse an einer 

Umstellung der eigenen Wärmeversorgung, darüber hinaus ergaben die Befragungen jedoch 

keine Hinweise auf nutzbare Abwärmemengen, die sich für eine kommunale oder netzge-

bundene Nutzung eignen würden. 
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5.2 Erneuerbare Energie n 

Erneuerbare Energien und unvermeidbare Abwärme bilden das Fundament einer zukunfts-

fähigen kommunalen Wärmeversorgung. Sie sind entscheidend für das Erreichen der Klima-

ziele und gehören ï gemeinsam mit Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz ï zu 

den wichtigsten Hebeln, um fossile Energieträger schrittweise zu ersetzen. Dank ihrer lokalen 

Verfügbarkeit tragen sie zudem erheblich zur Versorgungssicherheit bei und verringern die 

Abhängigkeit von importierten Energiequellen. 

Ihre tatsächliche wirtschaftliche Nutzbarkeit hängt jedoch stark von standortspezifischen Fak-

toren ab, wie etwa Erschließungskosten und regulatorischen Rahmenbedingungen. Geneh-

migungsrechtliche Aspekte können in der technischen Bewertung nur begrenzt berücksich-

tigt werden. Umweltauflagen, bauordnungsrechtliche Vorgaben und weitere rechtliche Anfor-

derungen sind im Einzelfall zu prüfen und können das realisierbare Potenzial einschränken. 

Für einzelne Flächen ist daher eine individuelle Einzelfallbewertung erforderlich. 

 

5.2.1 Windkraft  

Windkraft erzeugt elektrischen Strom, der für strombasierte Wärmeerzeugungssysteme wie 

Wärmepumpen oder Power-to-Heat-Anlagen genutzt werden kann. Damit trägt Windenergie 

indirekt zur Dekarbonisierung der Wärmeversorgung bei, indem fossile Brennstoffe durch 

erneuerbaren Strom ersetzt werden. Dies gewinnt besonders an Bedeutung, da Wärmepum-

pen mit grünem Strom nahezu emissionsfreie Wärme bereitstellen können. 

Auch wenn Windkraft keine direkte Wärmequelle darstellt, ist sie als Bestandteil eines inte-

grierten Energiesystems ein wichtiger Baustein für eine klimaneutrale Wärmeversorgung. Die 

Einbindung von Windstrom in die kommunale Wärmeplanung erfordert eine abgestimmte 

Berücksichtigung der Stromnetzinfrastruktur, geeigneter Speichertechnologien sowie der 

zeitlichen Verbrauchsprofile in den Quartieren. Nur so lässt sich eine effiziente, sichere und 

netzverträgliche Nutzung gewährleisten. 
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Abbildung 13: Konzentrationszonen  für Windkraft anlagen  

Insgesamt gehören Konzentrationszonen für Windkraft (vgl. Abbildung 13) nicht zum eigent-

lichen Bestandteil der Wärmeplanung im engeren Sinne, beeinflussen jedoch die Rahmen-

bedingungen einer klimaneutralen Wärmeversorgung und sollten daher in einer integrierten 

kommunalen Energie- und Klimastrategie einbezogen werden. Aufgrund hoher Umwand-

lungs- und Speicherkosten sowie der oft großen Entfernung zu potenziellen Versorgungsge-

bieten ist die direkte Nutzung von Windenergie für die Wärmebereitstellung mit erheblichen 

Herausforderungen verbunden. Daher bietet sich vorrangig die Nutzung des erzeugten 

Stroms über das lokale Netz zur dezentralen Energieversorgung an. 

 

5.2.2 Solarthermie  und Photovoltaik  

Solarthermie nutzt Sonnenenergie zur Wärmeerzeugung. Über Solarkollektoren wird Son-

nenstrahlung in Wärme umgewandelt, die für Warmwasser, Heizwärme oder industrielle Pro-

zesse eingesetzt werden kann. Besonders wirkungsvoll ist Solarthermie in Kombination mit 

Wärmespeichern, da diese die erzeugte Wärme auch bei geringer Sonneneinstrahlung ver-

fügbar machen. Als Teil einer nachhaltigen Wärmeversorgung trägt sie dazu bei, den Einsatz 
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fossiler Energieträger zu reduzieren, COϜ-Emissionen zu senken und die lokale Energieun-

abhängigkeit zu stärken. 

Photovoltaikanlagen hingegen wandeln Sonnenlicht direkt in Strom um. In der kommunalen 

Wärmeplanung spielen sie vor allem eine Rolle bei der Bereitstellung von erneuerbarem 

Strom, der für Wärmepumpen und andere elektrisch betriebene Heizsysteme genutzt werden 

kann. 

 

5.2.2.1 Freiflächen -Solarthermie  

 

Abbildung 14: Potenzialflächen für Solarthermie, ermittelt anhand der Abstandsregelungen zu Wohnge-

bieten und Ausschlussgebieten  

Unter Berücksichtigung verschiedener Ausschlusskriterien ï darunter Natur- und Vogel-

schutz, Wasserschutzgebiete sowie bestehende Bebauung und deren Abstandsregelungen 

ï wurde in Essenbach ein Freiflªchenpotenzial von rund 449 Hektar identifiziert, das grund-

sätzlich für Solarthermie geeignet ist (vgl. Abbildung 14). Aufgrund technischer und räumli-

cher Einschränkungen kann erfahrungsgemäß jedoch nur ein Teil dieser Bruttofläche tat-

sächlich für die Installation von Kollektoren genutzt werden. Unter zusätzlicher Berücksichti-

gung wirtschaftlicher Rahmenbedingungen ist erfahrungsgemäß damit zu rechnen, dass das 
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real nutzbare Potenzial deutlich unter dem theoretischen Bruttowert liegt und typischerweise 

auf etwa die Hälfte, also rund 225 Hektar, reduziert wird. 

Geht man von einer durchschnittlichen Wªrmeproduktion von etwa 1.500 MWh pro Hektar 

aus, ergibt sich ein theoretisches energetisches Potenzial von rund 338 GWh pro Jahr. Die 

tatsächlich nutzbare Kollektorfläche hängt jedoch zusätzlich stark von Faktoren wie lokaler 

Sonneneinstrahlung, eingesetzter Technologie und Betriebsweise ab. Eine detaillierte Be-

wertung der Nutzbarkeit ist daher im Einzelfall erforderlich. 

 

5.2.2.2 Freiflächen -Photovoltaik  

Im Gemeindegebiet sind bereits PV-Freiflächenanlagen vorhanden. Die bestehenden PV-

Freiflächenanlagen und in Planung befindliche Anlagen (2025/2026) in Essenbach umfassen 

eine Fläche von rund 59 Hektar und erzeugen bei einer installierten Leistung von etwa 65 

MWp voraussichtlich 65 GWh Strom pro Jahr, ausgehend von einer angenommenen Volllast-

stundenzahl von 1.000 Stunden pro Jahr. Darüber hinaus wurden im Gemeindegebiet wei-

tere Potenzialflächen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen untersucht. Das Ergebnis dieser 

Analyse ist in Abbildung 15 dargestellt. 

 

Abbildung 15: Bestandsanlagen, geplante Anlagen und Potenzialflächen für PV -Freiflächenanlagen, er-

mittelt anhand der Abstandsregelungen zu Wohngebieten und Ausschlussgebieten  
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Bei der Potenzialbewertung wurden verschiedene restriktive Kriterien berücksichtigt. Dazu 

zählen insbesondere naturschutzrechtlich geschützte Bereiche wie Natur- und Vogelschutz-

gebiete. Ebenfalls ausgeschlossen wurden Flächen im Wasserschutz sowie Wohn- und all-

gemeine Bebauung. Topografische Gegebenheiten, Verschattungen, Zugänglichkeit, Er-

schließungskosten, sowie verfügbare Netzanschlusskapazitäten konnten im Rahmen dieser 

Analyse nicht bewertet werden. Diese Faktoren beeinflussen die tatsächliche Eignung der 

ausgewiesenen Flächen erheblich und können das theoretisch ermittelte Potenzial deutlich 

reduzieren. Eine detaillierte Prüfung der Einzelflächen ist daher erforderlich, um die techni-

sche und wirtschaftliche Realisierbarkeit im konkreten Planungskontext verlässlich zu beur-

teilen.  

Für die Gemeinde Essenbach ergibt sich aus den in Abbildung 15: Bestandsanlagen, ge-

plante Anlagen und Potenzialflächen für PV-Freiflächenanlagen, ermittelt anhand der Ab-

standsregelungen zu Wohngebieten und Ausschlussgebieten ausgewiesenen Flächen ein 

technisches Potenzial von rund 1.957 Hektar f¿r PV-Freiflächenanlagen, entsprechend etwa 

1.957 MWp installierbarer Leistung und einem jªhrlichen Stromertrag von rund 1.957 GWh 

bei einem spezifischen Ertrag von etwa 1.000 kWh/kWp. Ein Teil dieser Strommenge könnte 

künftig im Rahmen der Sektorenkopplung auch zur Wärmeversorgung beitragen. Die tat-

sächliche Nutzbarkeit der einzelnen Flächen ist jedoch grundsätzlich im Rahmen einer Ein-

zelfallprüfung zu bewerten. 

 

Dieses Potenzial stellt eine theoretische Obergrenze dar, die aufgrund zahlreicher Restrikti-

onen voraussichtlich nicht vollständig ausgeschöpft werden kann. Trotz bereits berücksich-

tigter natur- und wasserrechtlicher Vorgaben bleibt die vollständige Ausschöpfung dieses 

Potenzials mit praktischen Herausforderungen verbunden. In diesem Zusammenhang sind 

insbesondere die Anforderungen an die Netzanbindung zu nennen.  

In der Marktgemeinde Essenbach ist außerdem auffällig, dass sich ein großer Teil der Po-

tenzialflächen mit landwirtschaftlich wertvollen Nutzflächen überschneidet, die nicht ohne 

Weiteres für Solarparks umgewidmet werden können. Landwirtschaftliche Flächen erfüllen 

zentrale Funktionen für die regionale Lebensmittelproduktion, die Biodiversität und die Bo-

denökologie, weshalb ihr Entzug ökonomische und ökologische Zielkonflikte erzeugen kann. 

Diese Konkurrenz um Flächen führt dazu, dass in der Realität nur ein Teil der theoretisch 

verfügbaren Flächen für PV-Freiflächenanlagen tatsächlich erschlossen werden kann. Vor 

diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass die tatsächlich in Anspruch genommene 

landwirtschaftliche Fläche für PV-Freiflächen deutlich hinter dem technischen Potenzial zu-

rückbleibt und eher in einer Größenordnung liegt, wie sie auch bundesweit mit etwa 0,5 % 
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der landwirtschaftlichen Nutzfläche als Zielgröße diskutiert wird (vgl. Umweltbundesamt, 

2022). 

Für die Wärmeversorgung ist zudem zu berücksichtigen, dass die Stromproduktion aus Pho-

tovoltaik tages- und jahreszeitlich stark variiert. Dadurch entsteht eine strukturelle Diskrepanz 

zwischen hoher Erzeugung im Sommer und vergleichsweise geringem Wärmebedarf. Den-

noch bleibt der konsequente Ausbau erneuerbarer Energien von zentraler Bedeutung ï ins-

besondere vor dem Hintergrund einer zunehmenden Elektrifizierung der Wärmeversorgung 

durch Wärmepumpen. Ein treibhausgasarmer Strommix ist Grundvoraussetzung für einen 

weitgehend emissionsfreien Betrieb dieser Technologien. 

Vor diesem Hintergrund sollte das hohe PV-Potenzial im Gemeindegebiet gezielt weiterent-

wickelt und daraufhin geprüft werden, inwieweit sektorübergreifende Konzepte und Speicher-

technologien einen substanziellen Beitrag zu einer klimafreundlichen Wärmeversorgung in 

Essenbach leisten können. Prioritär sollten dabei die nach EEG privilegierten Flächen be-

trachtet werden, um Planungs- und Genehmigungsprozesse zu erleichtern und Nutzungs-

konflikte zu minimieren. In Essenbach betrifft dies insbesondere Bereiche entlang der Bahn-

linie München ï Regensburg und der Autobahnstrecke der A92, die sich aufgrund ihrer Lage 

und rechtlichen Einordnung in besonderer Weise für die Entwicklung von PV-Freiflächenan-

lagen anbieten. 

 

Insbesondere die Dachflächen in Essenbach bieten ebenfalls erhebliche Reserven für den 

PV-Ausbau. Die lokale Erzeugung von PV-Strom bietet erhebliche Vorteile für die kommu-

nale Energiewende. Sie kann direkt den steigenden Strombedarf decken, der durch den Ein-

satz emissionsfreier Wärmeversorgungssysteme wie Wärmepumpen entsteht. 

Für die Bewertung des solaren Nutzungspotenzials einzelner Gebäude steht mit dem So-

larkataster des Landkreises Landshut (https://www.solarkataster-landkreis-landshut.de) ein 

einfach zugängliches Unterstützungswerkzeug zur Verfügung. Es ermöglicht Bürgerinnen 

und Bürgern, die Eignung ihrer Dachflächen für Photovoltaik- oder Solarthermieanlagen 

selbstständig zu prüfen und liefert dabei erste Informationen zu Ertragsmöglichkeiten, Ver-

schattungssituationen und Ausrichtungen. Das Kataster stellt damit ein hilfreiches Planungs-

instrument dar, das eine fundierte Vorauswahl und Vorbereitung weiterer Schritte erleichtert. 

Die verstärkte Nutzung geeigneter Dachflächen ï etwa auf Gewerbe- und Lagerhallen oder 

öffentlichen Gebäuden ï stellt eine wirkungsvolle Ergänzung zu Freiflächenanlagen dar und 

trägt wesentlich zu einer breit aufgestellten und flächenschonenden Ausbaustrategie im Be-

reich der erneuerbaren Energien bei. 
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5.2.3 Geothermie  

Geothermie bezeichnet die Nutzung der im Untergrund gespeicherten natürlichen Wärme-

energie. Je nach Tiefe kann diese Wärme zur Bereitstellung von Heizwärme oder ï bei hohen 

Temperaturen in tiefen Schichten ï auch zur Stromerzeugung eingesetzt werden. Anwen-

dungen finden sich in Heizsystemen einzelner Gebäude, in Wärmenetzen sowie in industri-

ellen Prozessen. 

Das geothermische Potenzial kann sowohl oberflächennah, beispielsweise durch den Ein-

satz von Wärmepumpen, als auch tiefengeothermisch, etwa über mehrere Kilometer tiefe 

Bohrungen, erschlossen werden. Während oberflächennahe Geothermie vor allem für Ein- 

und Zweifamilienhäuser oder kleinere Gebäudeeinheiten geeignet ist, kommen tiefenge-

othermische Anlagen überwiegend in Wärmenetzen, größeren Gebäudekomplexen oder zur 

Stromerzeugung zum Einsatz. Aufgrund der ganzjährig nahezu konstanten Temperaturen im 

Erdreich zählt Geothermie zu den grundlastfähigen, witterungs- und saisonunabhängigen er-

neuerbaren Energiequellen und eignet sich entsprechend gut für eine kontinuierliche Wär-

meversorgung von Gebäuden und Quartieren. 

Im Untersuchungsgebiet wurden die Potenziale der oberflächennahen Geothermie mithilfe 

von Daten des Landesamts für Umwelt bewertet. Dazu zählen Erdwärmesonden, Erdreich-

wärmepumpen und Erdwärmekollektoren. Die tatsächliche Eignung und Genehmigungsfä-

higkeit ist jedoch stets im Einzelfall zu prüfen und hängt unter anderem von geologischen 

und rechtlichen Rahmenbedingungen ab. Bestehende Ausschlussgebiete, die eine Nutzung 

aus ökologischen oder sicherheitsrelevanten Gründen ausschließen, wurden in der Potenzi-

albewertung bereits berücksichtigt. 

 

Analog zum Solarkataster haben Eigentümer die Möglichkeit, im Geothermiekataster des 

Landratsamtes Landshut die Potenziale für eine geothermische Nutzung ihres Grundstücks 

zu prüfen (Geothermiekataster Landkreis Landshut: https://landshut.bf.geoplex.de/v/ge-

othermie/).  

 

5.2.3.1 Erdwärmesonde n 

Zur Gewinnung von Wärme aus tieferen Erdschichten werden Erdwärmesonden senkrecht 

oder in geneigten Bohrungen in den Untergrund eingebracht. Mit zunehmender Tiefe steigen 

sowohl die Temperatur als auch deren Konstanz, was die Effizienz der Systeme erhöht und 

im Vergleich zu Erdkollektoren einen geringeren Flächenbedarf verursacht. Die notwendige 

Bohrtechnik ist jedoch aufwendiger und führt in der Regel zu höheren Investitionskosten. 
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Abbildung 16: Potenzial  für Erdwärmesonden  

Bei der Bewertung der Eignung für Erdwärmesonden sind verschiedene Kriterien sowie po-

tenzielle Nutzungseinschränkungen zu berücksichtigen, insbesondere in Wasserschutzge-

bieten und anderen sensiblen Schutzbereichen. Abbildung 16 veranschaulicht das grund-

sätzlich verfügbare Potenzial für Erdwärmesonden im Gebiet der Marktgemeinde Essenbach 

und zeigt, dass eine Erschließung im südlichen Gemeindegebiet kein vorhandenes Potenzial 

birgt. In der nördlichen Gemeindehälfte ergeben sich hingegen vereinzelt nutzbare Potenzi-

ale, die gezielt weiter zu prüfen sind. 

 

Tabelle 1: Technisches  Flächenpotenzial für Erdwärmesonden nach Entzugsleistung  

EŰƣǍƨŊƚũĲŔƚƣƨŰŊШŢĲШ
[ũƨƖƚƣƬĦť 

[ũƨƖƚƣƬĦťƚǰęĦőĲŰШ
ŔŰШcĲťƣċƖ 

ӃШΡťì ΝΥΝЯΥΣ 
ΡрΝΜШťì ΞΞΣЯΠΤ 
ΝΜрΞΡШťì ΝΞΤЯΡΞ 
ΞΡрΡΜШťì ΞЯΦΥ 
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5.2.3.2 Grundwasserwärmepumpen  

Grundwasserwärmepumpen nutzen die ganzjährig stabilen Temperaturen des Grundwas-

sers als zuverlässige Wärmequelle. Dafür wird Wasser aus einem Grundwasserleiter geför-

dert, im Wärmetauscher zur Wärmegewinnung genutzt und anschließend ï nach der Abküh-

lung ï wieder in den Untergrund zurückgeleitet. Diese Form der Wärmeerzeugung gilt als 

besonders effizient und umweltfreundlich und eignet sich vor allem für größere Gebäude oder 

Quartiere, da Grundwasser eine kontinuierliche und langfristig verfügbare Energiequelle dar-

stellt. 

 

Abbildung 17: Potenzial für Grundwasserwärmepumpen  

Abbildung 17 zeigt die potenzielle Wärmeleistung in Kilowatt, die theoretisch pro Flurstück 

mithilfe einer Grundwasserwärmepumpe entzogen werden kann. Ob diese Potenziale im Ein-

zelfall tatsächlich genutzt werden können, ist jedoch standortabhängig zu prüfen. Entschei-

dend sind dabei insbesondere die Verfügbarkeit und chemische Zusammensetzung des 

Grundwassers, sowie die jeweils geltenden genehmigungsrechtlichen Vorgaben.  
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Tabelle 2: Technisches  Flächenpotenzial für Grundwasserwärmepumpen nach Entzugsleistung  

EŰƣǍƨŊƚũĲŔƚƣƨŰŊШŢĲШ
[ũƨƖƚƣƬĦť 

[ũƨƖƚƣƬĦťƚǰęĦőĲŰШ
ŔŰШcĲťƣċƖ 

ӃШΡťì ΣΦЯΡΟ 
ΡрΝΜШťì ΣΝЯΣΤ 
ΝΜрΞΡШťì ΞΤΤЯΣΜ 
ΞΡрΡΜШťì ΠΤΣЯΡΝ 
ΡΜрΝΜΜШťì ΡΡΞЯΡΟ 
ΝΜΜрΞΡΜШťì ΞΣΣЯΜΣ 

 

Im Gegensatz zum Potenzial der Erdwärmesonden zeigen die Nutzungsmöglichkeiten für 

Grundwasserwärmepumpen ein gegensätzliches Bild bezüglich der gebietsbezogenen Ein-

schränkungen. Während im nördlichen Teil der Marktgemeinde deren Einsatz nicht möglich 

erscheint, ergeben sich im südlichen Gemeindegebiet Nutzungschancen für diese Techno-

logie. Insbesondere Flurstücke im Gebiet Essenbach weisen ein erhöhtes Potenzial auf. Um 

die tatsächliche Eignung zu bestätigen, bedarf es jedoch weiterführender Untersuchungen.  

Dazu zählen insbesondere detaillierte hydrogeologische Prüfungen, sowie Bewertungen zu 

Wasserqualität, Fördermengen und genehmigungsrechtlichen Rahmenbedingungen. In den 

übrigen Gebieten sind die theoretisch nutzbaren Entzugsleistungen zu gering oder es beste-

hen Einschränkungen durch naturschutzrechtliche Vorgaben. Diese führen dazu, dass be-

stimmte Flächen als Ausschlussgebiete (AG) eingestuft sind und somit nicht für eine Nutzung 

infrage kommen. 
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5.2.3.3 Erdwärmekollektoren  

Bei Erdwärmekollektoren wird die Wärme aus den oberen Bodenschichten gewonnen, die 

sich typischerweise in einer Tiefe von etwa 1,0 bis 1,5 Metern befinden. In diesen Boden-

schichten schwankt die Temperatur jedoch stärker über das Jahr hinweg, was insbesondere 

in den Wintermonaten die Effizienz der Wärmepumpe reduzieren kann. Der Flächenbedarf 

ist zudem vergleichsweise hoch: Für Erdwärmekollektoren wird üblicherweise eine Fläche 

benötigt, die rund das 1,5- bis 2-Fache der beheizten Gebäudefläche umfasst. Dadurch eig-

net sich diese Technik vor allem für Gebäude mit großzügigen Außenflächen, etwa am Orts-

rand oder auf Grundstücken mit weitläufigen Gärten. 

 

 

Abbildung 18: Potenzial Erdwärmekollektoren  

Abbildung 18 stellt die thermische Entzugsenergie von Erdwärmekollektoren in Megawatt-

stunden pro Jahr (MWh/a) auf Flurstücksebene im Gebiet der Marktgemeinde dar. Aufgrund 

des vergleichsweise hohen Flächenbedarfs eignet sich diese Technologie besonders für de-

zentrale Versorgungskonzepte. Die Potenzialermittlung berücksichtigt bereits bestehende 

Ausschlussflächen sowie die erforderlichen Mindestabstände zu Grundstücksgrenzen und 

Gebäuden ï mit dem Ergebnis, dass Erdwärmekollektoren in weiten Teilen der Gemeinde 
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technisch realisierbar sind. Lediglich bestimmte Teilbereiche in Altheim und Ohu befinden 

sich in wasserschutzbedingten Ausschlussgebieten.  

 

Tabelle 3: Technisches  Flächenpotenzial für Erdwärmekollektoren nach Entzugs energie  

EŰƣǍƨŊƚĲŰĲƖŊŔĲШŢĲШ
[ũƨƖƚƣƬĦť 

[ũƨƖƚƣƬĦťƚǰęĦőĲŰШ
ŔŰШcĲťƣċƖ 

ӃШΡШ~ìőоċ ΤЯΜΠ 
ΡрΝΜШ~ìőоċ ΞΟЯΦΝ 
ΝΜрΞΡШ~ìőоċ ΝΣΤЯΝΞ 
ΞΡрΡΜШ~ìőоċ ΝΜΣЯΥΜ 
ΡΜрΝΜΜШ~ìőоċ ΡΦΞΣЯΞΥ 
ΝΜΜрΞΡΜШ~ìőоċ ΠΤΥЯΤΥ 
ΞΡΜрΡΜΜШ~ìőоċ ΝΝΞЯΡΡ 

 

In bestimmten Fällen kann auch der Einsatz von Agrothermie sinnvoll sein, bei der landwirt-

schaftlich genutzte Flächen gleichzeitig zur Wärmegewinnung genutzt werden. Diese Kom-

bination bietet ein vielversprechendes Potenzial, den Flächenverbrauch zu optimieren und 

gleichzeitig den Wärmebedarf ï etwa für ein Nahwärmenetz ï effizient zu decken. 

 

5.2.3.4 Hydrothermal -Geothermie  

In Deutschland lassen sich drei Hauptregionen identifizieren, die besonders für die hydro-

thermale Geothermie geeignet sind: der Oberrheingraben, das Norddeutsche Becken und 

das Molassebecken. In diesen Gebieten liegen in großen Tiefen grundwasserführende 

Schichten vor, deren Temperaturen über 65°C liegen und somit eine direkte Nutzung zur 

Wärmeversorgung ermöglichen.  

Die hydrothermale Geothermie nutzt heiÇes Tiefenwasser mit Temperaturen von etwa 40 ÁC 

bis ¿ber 100 ÁC. Zur Nutzung wird das Wasser in der Regel ¿ber eine sogenannte Dublette 

erschlossen: dabei wird das heiße Wasser gefördert, thermisch genutzt und anschließend 

abgekühlt wieder in den Untergrund zurückgeleitet. 

 

Im Untergrund des Bayerischen Molassebeckens (vgl. Abbildung 19) liegt die sogenannte 

Malm-Schicht. Diese Kalksteinformation tritt nördlich der Donau, etwa in der Frankenalb, an 

die Oberfläche und sinkt nach Süden hinzunehmend in die Tiefe. Unter dem Gemeindegebiet 

von München befindet sie sich in etwa 3.000 m Tiefe, während sie in Richtung Alpen auf 

5.000ï6.000 m absinkt. Das Malm-Reservoir zeichnet sich durch einen geklüfteten Karst-

grundwasserleiter mit generell hoher Wasserverfügbarkeit aus und kann Mächtigkeiten von 
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bis zu 600 Metern erreichen. Aufgrund der großen Tiefenlage im südlichen Bereich des Bay-

erischen Molassebeckens weist das dort vorhandene Grundwasser günstige Temperaturen 

für die geothermische Nutzung auf. Südlich von München werden sogar Temperaturen von 

über 100°C erreicht, sodass neben der Wärmenutzung auch eine Stromerzeugung möglich 

ist. 

Die lokal unterschiedliche Beschaffenheit des Reservoirs führt jedoch zu räumlichen 

Schwankungen in der Ergiebigkeit. Daher konnten in der Vergangenheit nicht alle Projekte 

im Molassebecken gleichermaßen erfolgreich realisiert werden. 

 

 

Abbildung 19: Lage des Molassebeckens zur möglichen Nutzung von Hydrothermal -Geothermie  

Angesichts der in Abbildung 19 ersichtlichen geografischen Lage der Marktgemeinde Essen-

bach, welche angrenzend an das Molassebecken mit seinen geothermisch günstigen Bedin-

gungen liegt, wird eine prioritäre Betrachtung der tiefen Geothermie zunächst nicht empfoh-

len.  
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5.2.4 Umweltwärme  

Umweltwärme umfasst die in der Natur vorhandene Wärmeenergie aus Luft, Wasser und 

Boden, die mithilfe von Wärmepumpen auf ein höheres Temperaturniveau angehoben und 

zur Heizungs- und Warmwasserversorgung genutzt werden kann. Dabei wird zwischen Luft-

wärme, Wasserwärme und der bereits beschriebenen oberflächennahen Erdwärme unter-

schieden. Im Gegensatz zur Tiefengeothermie, die mehrere Kilometer in die Erdkruste hin-

einreicht, wird Umweltwärme aus den oberflächennahen Bodenschichten, aus Fließgewäs-

sern oder direkt aus der Umgebungsluft gewonnen. Besonders die Nutzung von Luftwärme 

ist zwar witterungsabhängig, gilt jedoch als technisch ausgereift und ist bereits in vielen Neu-

bauten als dezentrale Wärmequelle etabliert. 

Die Nutzung von Luftwärme in zentralen Wärmenetzen war bislang aufgrund hoher Investiti-

onskosten gegenüber dezentralen Luftwärmepumpen wirtschaftlich weniger attraktiv. 

 

Trotz der meist niedrigen Wassertemperaturen lässt sich durch moderne Technologien, wie 

den Einsatz effizienter Wärmetauscher, ein erheblicher Teil der im Wasser gespeicherten 

Energie gewinnen. Diese Energie wird anschließend mithilfe einer Wärmepumpe auf ein hö-

heres Temperaturniveau angehoben und kann sowohl zur Raumheizung als auch zur Warm-

wasserbereitung genutzt werden ï entweder direkt in einzelnen Gebäuden oder über ein 

angeschlossenes Wärmenetz. 

Bei der Nutzung von Wärme aus Gewässern müssen mögliche Auswirkungen auf das öko-

logische System berücksichtigt werden. Während bei größeren Gewässern in der Regel da-

von ausgegangen wird, dass ein maßvoller Wärmeentzug das biologische Gleichgewicht 

nicht wesentlich stört, ist stets eine standortspezifische Prüfung notwendig, um Risiken sicher 

auszuschließen. Besonders bei stehenden Gewässern sind das natürliche Schichtungsver-

halten und saisonale Temperaturunterschiede zu beachten, da die tieferen Wasserschichten 

meist auch im Winter stabile Temperaturen zwischen etwa 4 und 7 ÁC aufweisen. Eine sorg-

fältige Planung, die sowohl hydrologische als auch ökologische Rahmenbedingungen 
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berücksichtigt, ist daher unerlässlich, um negative Auswirkungen auf das Gewässerökosys-

tem zu vermeiden. 

 

Abbildung 20: Fließgewässer und stehende Gewässer  

Abbildung 20 zeigt Fließgewässer und stehende Gewässer im Gebiet der Marktgemeinde. 

Mögliche Potenziale ergeben sich entlang der Isar sowie an den Stauseen Altheim und Nie-

deraichbach.  

Laut einer Studie des Bayerischen Staatsministeriums zu Potenzialen in der Gewässerther-

mie liefert der Stausee Altheim ein Wärmeangebot von 3.763 MWh/a.3 Der dort vorliegende 

jährliche Wärmebedarf beträgt etwa die Hälfte des Angebots, wobei der See zusätzlich Er-

golding und Landshut als Anrainerkommunen umfasst. Mit 23.836 MWh/a bietet zudem das 

technische Potenzial der Isar eine denkbare Wärmequelle für die Marktgemeinde (vgl. bay-

erischs Landesamt für Umwelt, 2025). Die Fragestellung, ob und in welchem Maß das Wär-

meangebot nutzbar gemacht werden kann, muss jedoch im Detail geprüft werden und sollte 

in enger Abstimmung mit den Nachbarkommunen erfolgen ï vor allem in Hinblick auf eine 

optimale Nutzung des verfügbaren Wärmeangebots. Ausschlaggebend sind hierbei unter an-

derem die Gewässertiefe, die Temperaturverhältnisse, sowie die jeweiligen 

 

3 bei einer Temperaturabsenkung um 0,5 Kelvin 
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genehmigungsrechtlichen Anforderungen. Für den Betrieb sind wasserrechtliche Genehmi-

gungen zur Entnahme und Wiedereinleitung des Flusswassers nötig; außerdem müssen 

ökologische Aspekte wie Fischschutz, Temperaturänderungen und Gewässerschutz berück-

sichtigt werden. Kleine Fließgewässer im Gemeindegebiet sind für die Nutzung von Aqua-

thermie nur sehr begrenzt geeignet. Sie bleiben daher für weitere Abschätzungen zunächst 

unberücksichtigt. 

An der südöstlichen Gemeindegrenze befindet sich außerdem die kommunale Kläranlage 

Essenbach, die grundsätzlich als potenzielle Wärmequelle in Betracht gezogen werden kann. 

Bei der Abwasserwärmenutzung wird die im Abwasser enthaltene Restwärme über einen 

Wärmetauscher entzogen und auf ein separates Wärmeträgermedium übertragen. Eine Wär-

mepumpe hebt diese niedrige Temperatur anschließend auf ein nutzbares Heizniveau an, 

sodass die gewonnene Wärme in ein Nah- oder Fernwärmenetz eingespeist oder direkt für 

Heiz- und Gebäudetechnik genutzt werden kann. Die Kläranlage verfügt derzeit über keinen 

Faulturm und damit über keine zusätzliche Quelle für kontinuierlich verfügbare, höherwertige 

Prozesswärme. Die Entfernung zur Wohnbebauung stellt ebenso eine Herausforderung dar, 

da lange Leitungswege die Wirtschaftlichkeit mindern können. Dennoch könnte eine vertiefte 

Betrachtung sinnvoll sein, um mögliche Optionen, Potenziale oder zukünftige Entwicklungen 

ï etwa bei einer baulichen Erweiterung der Anlage ï nicht von vornherein auszuschließen. 
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5.2.5 Biomasse  

Das Potenzial aus Biomasse setzt sich aus organischen Rohstoffen wie Holz, Energiepflan-

zen, landwirtschaftliche Reststoffe oder Bioabfälle zusammen. Daraus wird die Erzeugung 

von Wärme, Strom oder beidem im Rahmen der Kraft-Wärme-Kopplung, möglich. Dabei 

kann durch Vergärung dieser Stoffe auch Biogas gewonnen werden, das ebenfalls energe-

tisch verwertet wird. Als vielseitige erneuerbare Energiequelle macht Biomasse die in orga-

nischer Substanz gespeicherte Sonnenenergie nutzbar und kann bei nachhaltiger Bewirt-

schaftung weitgehend klimaneutral eingesetzt werden. Besonders geeignet ist Biomasse für 

die grundlastfähige Wärmeversorgung in Nahwärmenetzen, sowie für eine flexible Stromer-

zeugung ï insbesondere in Kombination mit anderen erneuerbaren Energieträgern. 

Im Markt Essenbach wird Biomasse bereits erfolgreich als erneuerbare Energiequelle ge-

nutzt. Mehrere bestehende Anlagen auf Holzhackschnitzelbasis liefern zuverlässig Wärme 

für Gebäudenetze und auch in der dezentralen Versorgung leistet Holz bereits einen wichti-

gen Beitrag. Ergänzt wird dies durch eine Biogasanlage, die neben der Wärmelieferung ins-

besondere der Stromerzeugung dient (vgl. Kapitel 4.2.2). 

 

Das regionale Biomassepotenzial aus Holz ist derzeit noch nicht vollständig erschlossen. 

Viele Land- und Forstbetriebe nutzen ihre Waldflächen bislang nicht für eine energetische 

Verwertung, wodurch ein erhebliches ungenutztes Potenzial vorhanden ist. Besonders Holz 

aus Schädlingsbefall, das häufig nur noch energetisch sinnvoll verwertet werden kann, 

könnte in diesem Zusammenhang verstärkt und effizient genutzt werden. 

 

Das Biogaspotenzial in der Region ist etwas schwerer einzuschätzen. Zwar existiert vor Ort 

eine Biogasanlage, das örtliche Gasnetz wird jedoch über eine überregionale Hochdrucklei-

tung gespeist. Damit ist die Region nicht für sich stehend zu bewerten, sondern anhand der 

Ausbauplanungen der regionalen Gasnetzbetreiber sowie von der bayern- und deutschland-

weit verfügbaren Biogasmenge. 

Die aktuelle Situation zeigt, dass das Biogaspotenzial strukturell begrenzt ist und mittel- bis 

langfristig kaum nennenswert steigen dürfte. Zwar kann die bestehende Gasinfrastruktur 

grundsªtzlich f¿r Ăgr¿ne Gaseñ genutzt werden, der tatsªchliche Biogasanteil liegt jedoch in 

vielen bayerischen Netzen meist unter 20 %, bundesweit teils deutlich darunter. Eine 
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deutliche Erhöhung auf mindestens 65 %4 Anteil im Gasnetz, würde erhebliche zusätzliche 

Produktionskapazitäten erfordern ï was angesichts begrenzter Flächen und politischer Rah-

menbedingungen unrealistisch erscheint. Laut Umweltbundesamt basiert der Großteil der 

Biogasproduktion auf Energiepflanzen, nur etwa 20 % stammen aus Reststoffen und Gülle  

(Umweltbundesamt, 2019). Bereits heute werden rund 9 % der Agrarflächen für Energie-

pflanzen genutzt (BMLEH, 2024), während der Gesetzgeber im Erneuerbare-Energien-Ge-

setz 2025 eine Reduktion dieses Anteils vorsieht. Eine starke Ausweitung der Produktion 

würde entweder massive zusätzliche Flächen oder eine kaum realisierbare Vervielfachung 

verfügbarer Reststoffe erfordern. Zudem wird Biogas zunehmend zur flexiblen Stromerzeu-

gung und perspektivisch auch zur Wasserstoffproduktion benötigt, sodass eine breite Nut-

zung im Wärmemarkt in Konkurrenz zu höherwertigen Anwendungen steht. 

 

 

5.3 Gebiete mit erhöhtem Einsparpotenzial  

Neben der Abgrenzung von Wärmenetz- und Einzelversorgungsgebieten bildet die Analyse 

der Einsparpotenziale durch eine Reduktion des Wärmebedarfs einen zentralen Baustein der 

zukünftigen Wärmeversorgungsstrategie. Während der Ausbau erneuerbarer Energien eine 

tragende Säule der kommunalen Wärmewende darstellt, ist die gleichzeitige Senkung des 

Wärmebedarfs entscheidend, um Klimaziele dauerhaft und wirtschaftlich zu erreichen. Eine 

räumlich differenzierte Betrachtung der Sanierungspotenziale ermöglicht es, jene Bereiche 

zu identifizieren, in denen besonders hohe Einsparungen realisierbar sind und Effizienzmaß-

nahmen einen strategischen Hebel für die Gesamtplanung darstellen.  

Das Gebäudealter spielt dabei eine wesentliche Rolle, da es Rückschlüsse auf den energe-

tischen Zustand und damit verbundene Modernisierungsmöglichkeiten zulässt. Vor allem äl-

tere Gebäudestrukturen bieten häufig erhebliche Potenziale für Verbesserungen der Gebäu-

dehülle und der technischen Ausstattung. Durch die systematische Erfassung und 

 

4 Das kürzlich veröffentlichte Positionspapier der CDU zum geplanten Gebäudemodernisierungsgesetz verändert 

die politischen Rahmenbedingungen und deutet auf mögliche Anpassungen der aktuellen Regelungen hin. Da 

die Koalition derzeit über eine Reform des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) sowie über ein neues Gebäudemo-

dernisierungsgesetz verhandelt und zentrale Eckpunkte noch ausstehen, bleibt der zukünftige Rechtsrahmen 

vorerst unklar. Nach aktuellem Stand bildet weiterhin das geltende Gebäudeenergiegesetz die verbindliche recht-

liche Grundlage, während sich aus den laufenden politischen Diskussionen ein Ausblick auf mögliche künftige 

Regelungen ergibt (CDU/CSU/SPD, Eckpunkte GMG, 2026). 
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Bewertung dieser Potenziale kann die Kommune nicht nur den zukünftigen Wärmebedarf 

realistisch prognostizieren, sondern auch prioritäre Quartiere für energetische Sanierungs-

maßnahmen gezielt bestimmen. 

 

 

Abbildung 21: Vorrangiger Sanierungsbedarf nach Baujahr des Gebäudebestands  

Die in Abbildung 21 hervorgehobenen Gebiete sind durch einen überproportional hohen An-

teil älterer Bebauung geprägt: Über 50% der Gebäude in diesen Baublöcken entstanden vor 

1979. Damit weist gut ein Drittel der Baublöcke einen erheblich veralteten Gebäudebestand 

auf, was die Notwendigkeit zunehmender Gebäudesanierung unterstreicht.  

Ein besonders hohes Sanierungspotenzial besteht in Gebieten mit Gebäuden aus den Bau-

jahren 1949 bis 1978 (vgl. Anhang 3). Diese wurden noch vor Inkrafttreten der ersten Wär-

meschutzverordnung errichtet, die erstmals verbindliche Anforderungen an die energetische 

Qualität der Gebäudehülle einführte. Zudem unterliegen diese Gebäude in der Regel keinen 

denkmalschutzrechtlichen Beschränkungen, was die Umsetzung umfassender Sanierungs-

maßnahmen vereinfacht. Aufgrund ihrer baulichen Eigenschaften können hier sehr häufig 

deutliche energetische Verbesserungen erzielt werden. Nach Einschätzung des Bundesmi-

nisteriums für Wirtschaft und Energie lässt sich der Wärmebedarf solcher Gebäude um bis 

zu 65 % reduzieren. Zum Vergleich: Für Gebäude aus der Bauperiode 1919 bis 1948 wird 
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ein Einsparpotenzial von rund 50 % angenommen, wªhrend es bei Bauten vor 1919 etwa 

25 % betrªgt (BMWi, 2014). Gebäude älterer Baujahre weisen typischerweise einen erhöhten 

Heizenergiebedarf auf.  Abbildung 22 verdeutlicht dies durch den spezifischen Wärmebedarf 

pro Hektar und Jahr und zeigt, dass in den zuvor gezeigten Gebieten mit besonders veralte-

tem Gebäudebestand Sanierungsmaßnahmen aufgrund hoher Bedarfswerte dringend erfor-

derlich sind. Ein erhöhtes Einsparpotenzial ist demnach insbesondere in den Ortsteilen Ohu, 

Oberahrain, Altheim und Mirskofen (Nord und Süd) sowie in den Baublöcken im Essenbacher 

Ortskern erkennbar. 

 

 

Abbildung 22: notwendige Sanierungsbereiche nach Baualter und Wärmebedarf  

Abbildung 23 veranschaulicht die potenzielle Reduktion des Nutzwärmebedarfs durch ener-

getische Sanierungsmaßnahmen. Grundlage der Berechnung ist ab dem Jahr 2025 eine 

konstante Sanierungsrate von 1 % pro Jahr ¿ber einen Zeitraum von 20 Jahren bis zum Ziel-

jahr 2045, um eine vergleichbare Darstellung der Sanierungsgebiete zu gewährleisten. 



 

Potenzialanalyse 

 

46 

 

 

 

Abbildung 23: Räumliche Darstellung der durch Sanierung möglichen Nutzwärmereduktion bis 2045 in 

Prozent  

Insgesamt zeigt die Analyse, dass insbesondere jene Bereiche mit älteren Gebäudestruktu-

ren ein erhebliches Potenzial zur Reduktion des Wärmebedarfs aufweisen und damit einen 

wichtigen Beitrag zur Erreichung der kommunalen Klimaschutzziele leisten können. Da in 

diesen Gebäuden häufig auch veraltete und ineffiziente Heizungsanlagen betrieben werden, 

verstärkt sich das Einsparpotenzial zusätzlich: Neben baulichen Verbesserungen eröffnet 

insbesondere der Ersatz überholter Heiztechnik durch moderne, effiziente Systeme erhebli-

che Möglichkeiten zur Verbrauchs- und Emissionsminderung. 
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5.4 Zusammenfassung der  Potenziale  

Die Ergebnisse der Potenzialanalyse der Marktgemeinde Essenbach verdeutlichen ein viel-

fältiges und breites Spektrum an Optionen für eine klimaneutrale Wärmeversorgung. Die vor-

handenen Potenziale erstrecken sich über verschiedenste Technologien, hängen jedoch in 

hohem Maße von den örtlichen Gegebenheiten, den rechtlichen Rahmenbedingungen, sowie 

der wirtschaftlichen Realisierbarkeit ab. 

Unvermeidbare Abwärme stellt grundsätzlich eine kontinuierlich verfügbare Energiequelle 

dar, bietet in Essenbach jedoch nur begrenzte Nutzungsmöglichkeiten. Die Befragung von 

rund 40 Betrieben ergab lediglich eine für die kommunale Wärmeversorgung relevante Ab-

wärmequelle. Der geplante TenneT-Konverter könnte künftig nutzbare Wärmemengen lie-

fern. Eine mögliche Einbindung in ein Wärmenetzkonzept sollte daher frühzeitig geprüft wer-

den. Der Standort des Kernkraftwerks Isar befindet sich im Rückbau. Die weitere Nutzung 

des Standortes ist zum derzeitigen Stand noch nicht abschließend geklärt, sodass derzeit 

keine erschließbaren Potenziale aufgezeigt werden können. 

Windkraft  spielt in der Wärmeplanung derzeit keine direkte zentrale Rolle. Zwar stehen aus-

gewiesene Konzentrationsflächen zur Verfügung, doch eignen sie sich aufgrund hoher Spei-

cher- und Umwandlungsverluste sowie ihrer räumlichen Distanz nicht für eine direkte Wär-

menutzung. Der durch Windkraft erzeugte Strom kann vielmehr indirekt, etwa als An-

triebsenergie für Wärmepumpen, zur Wärmebereitstellung beitragen. 

Mit rund 449 Hektar weist die Solarthermie  ein hohes Freiflächenpotenzial auf. Unter Be-

rücksichtigung technischer Rahmenbedingungen ergibt sich daraus ein theoretisches Ener-

giepotenzial von rund 338 GWh Wärme pro Jahr. Der konkrete Ertrag hängt maßgeblich von 

der verfügbaren solaren Einstrahlung, der gewählten Anlagentechnik, sowie der Art der Be-

triebsführung ab. 

Ein weiteres Potenzial bietet die Photovoltaik:  Neben bestehenden PV-Freiflächenanlagen 

könnten weitere 1.957 Hektar theoretisch zusätzlich genutzt werden, was einer installierba-

ren Leistung von etwa 1.957 MWp entspricht. Das tatsächlich realisierbare Potenzial dürfte 

aufgrund unterschiedlichster Rahmenbedingungen nur zu gewissen Teilen tatsächlich ver-

fügbar sein. Dennoch könnten Teile des erzeugten Stroms künftig insbesondere für Wärme-

pumpen genutzt werden.  

Geothermie  wurde in mehreren Varianten untersucht: 

¶ Erdwärmesonden  bieten laut Datengrundlage lediglich im nördlichen Bereich der 

Gemeinde Potenziale. 



 

Potenzialanalyse 

 

48 

 

¶ Grundwasserwärmepumpen  zeigen südlich von Essenbach durchaus Potenzial. 

Ihre Einsatzmöglichkeiten sind hauptsächlich von der Wasserverfügbarkeit, der Was-

serqualität, sowie der Genehmigungsfähigkeit abhängig. 

¶ Erdwärmekollektoren sind über das gesamte Gebiet der Marktgemeinde denkbar 

und eignen sich insbesondere für dezentrale Versorgungslösungen oder eine kombi-

nierte Nutzung mit landwirtschaftlichen Flächen (Agrothermie). Lediglich in den Orts-

teilen Ahrain und Ohu gibt es teilweise Einschränkungen.  

¶ Tiefengeothermisches Potenzia l bietet im südlichen Bayerischen Molassebecken 

grundsätzlich aussichtsreiche Möglichkeiten. Die Marktgemeinde Essenbach liegt je-

doch nicht im eigentlichen Potenzialkern, sondern eher in einer Randlage, wodurch 

höhere geologische Unsicherheiten und geringere Prognosesicherheit bestehen 

könnten, sodass die tatsächliche Nutzbarkeit ï insbesondere im Hinblick auf geologi-

sche Eigenschaften und wirtschaftliche Rahmenbedingungen ï im Detail geprüft wer-

den muss. 

 

Für Umweltwärme bestehen entlang der Isar und an den Stauseen Altheim und Niederaich-

bach grundsätzlich nutzbare Gewässerwärmepotenziale, deren tatsächliche Nutzung jedoch 

detailliert geprüft und mit den Nachbarkommunen abgestimmt werden muss. Kleinere Fließ-

gewässer scheiden weitgehend aus. Die Kläranlage Essenbach könnte perspektivisch 

Wärme liefern, ist aufgrund fehlender Prozesswärme und großer Distanz zur Wohnbebauung 

derzeit jedoch nur eingeschränkt geeignet. 

Biomasse bleibt eine verlässliche und grundlastfähige Wärmequelle. Neben ihrer Eignung 

für Nahwärmenetze und die flexible Stromproduktion im Rahmen der Kraft-Wärme-Kopplung 

kann sie insbesondere in dezentralen Versorgungsräumen eine wichtige Alternative zu Wär-

mepumpen darstellen. Das regionale Biomassepotenzial ist noch nicht vollständig ausge-

schöpft. Eine verstärkte Nutzung von Rest- und Schadholz ï insbesondere Käferholz ï 

könnte die lokale Wärmeversorgung deutlich stärken. 

Einsparpotenziale  durch energetische Sanierungen sind ein zentraler Bestandteil der zu-

künftigen Wärmeversorgungsstrategie. Besonders hohe Potenziale finden sich in Gebäuden 

der Baujahre 1949ï1978. Diese Gebäude weisen einen überdurchschnittlich hohen Wärme-

bedarf auf, können jedoch durch umfassende Sanierungsmaßnahmen energetisch deutlich 

verbessert werden. Entsprechend zeigen sich erhöhte Einsparpotenziale insbesondere in 

den Ortsteilen Ohu, Oberahrain, Altheim und Mirskofen (Nord und Süd) sowie in den Bau-

blöcken des Essenbacher Ortskerns. 
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Fazit:  die Marktgemeinde Essenbach verfügt über vielfältige und kombinierbare Potenziale 

für eine klimaneutrale Wärmeversorgung. Besonders hervorzuheben sind die Synergieef-

fekte zwischen Photovoltaik, Großwärmepumpen und Biomasse, die in Verbindung mit einer 

verbesserten Energieeffizienz eine tragfähige Basis für die künftige Wärmeinfrastruktur bil-

den können. Auch in Hinblick auf Tiefengeothermie sind erste Voruntersuchungen denkbar. 

Für die Umsetzung sind vertiefende technische und wirtschaftliche Analysen, sowie eine 

enge Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden, Energieversorgern und Anlagenbetreibern 

erforderlich. 
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6. Zielszenarien  

Die Entwicklung von Szenarien zur zukünftigen Wärmeversorgung basiert auf einer syste-

matischen Analyse und Klassifizierung der Versorgungsräume in Essenbach. Dabei werden 

unterschiedliche räumliche Bereiche hinsichtlich ihres derzeitigen Eignungsgrads für eine 

zentrale Wärmeversorgung bewertet.  

Auf Grundlage der Bewertung der Versorgungsräume wurden mehrere Gebiete hinsichtlich 

ihrer Eignung für eine zentrale Wärmeversorgung näher betrachtet. Dabei wurden insbeson-

dere auch die gemeindeeigenen Flächen einbezogen. Ein Bereich im Süden des Ortsteils 

Essenbach erwies sich als besonders geeignet und wurde als Fokusgebiet ausgewählt. Da-

rauf aufbauend erfolgte die Ausarbeitung eines Zielszenarios für das Jahr 2045, das den 

angestrebten Endzustand einer klimaneutralen Wärmeversorgung im Gemeindegebiet be-

schreibt. 

 

6.1 Ausweisung von Wärmenetzeignungsgebieten  

Wärmenetze stellen einen wesentlichen Baustein der Wärmewende dar. Sie ermöglichen die 

zentrale Erzeugung und Verteilung von Wärme und sind gegenüber der Versorgung einzel-

ner Gebäude häufig effizienter. Darüber hinaus bieten sie die Möglichkeit, großflächig erneu-

erbare Energiequellen, sowie unvermeidbare Abwärme ï beispielsweise aus Industriepro-

zessen, Kläranlagen, Aquathermie oder Tiefengeothermie ï einzubinden. Damit eignen sie 

sich besonders gut für die klimafreundliche Wärmeversorgung ganzer Quartiere oder Ort-

steile.  

Der Aufbau eines Wärmenetzes erfordert erhebliche Investitionen und ist mit langen Pla-

nungs- und Umsetzungsphasen verbunden. Ob eine zentrale Wärmeversorgung vor Ort 

sinnvoll und wirtschaftlich realisierbar ist, hängt von verschiedenen standortspezifischen Fak-

toren ab, die im Rahmen der Kommunalen Wärmeplanung sorgfältig zu prüfen sind. Dazu 

zählen insbesondere: 

¶ Eine hohe Wärmeliniendichte , die auf eine ökonomisch tragfähige Versorgung 

hindeutet. Je mehr Wärme pro verlegtem Leitungsmeter entnommen wird, desto 

rentabler gestaltet sich der Netzbetrieb. 

¶ Bereits vorhandene  Wärmenetze , die durch Erweiterung oder Verdichtung effi-

zient ausgebaut werden können. 

¶ Die Siedlungsstruktur , sowie  die Baualtersklassen  der Gebäude, da sie Auf-

schluss über den Wärmebedarf und das Potenzial für energetische Sanierungen 

geben. 
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¶ Die verwaltungstechnische Aufteilung des Gebiets , etwa durch Verwaltungs-

grenzen oder Ortsteilstrukturen, die für Planung und Umsetzung relevant sind. 

¶ Das Vorhandensein potenzieller Großverbraucher  wie Gewerbebetriebe, öf-

fentliche Einrichtungen oder Wohnanlagen, die als Ankerpunkte für den Aufbau 

einer Netzinfrastruktur dienen können. 

¶ Potenzielle  Abwärmequellen , die als wirtschaftliche und klimafreundliche Ener-

giequellen in ein Wärmenetz eingebunden werden können. 

 

Ein wesentliches Ziel der Kommunalen Wärmeplanung besteht darin, jene Gebiete zu iden-

tifizieren, in denen der Auf- oder Ausbau von Wärmenetzen besonders sinnvoll und erfolg-

versprechend ist. Auf Grundlage standortspezifischer Rahmenbedingungen, der bestehen-

den Versorgungsstrukturen, sowie der verfügbaren Wärmequellen wird eine systematische 

Bewertung der Eignung dieser Gebiete vorgenommen. 

Dabei erfolgt eine Einstufung in drei Kategorien: 

¶ Wärmenetzeignungsgebiete  

Diese Gebiete weisen besonders günstige Voraussetzungen für den auf Aufbau oder 

die Erweiterung zentraler Wärmeversorgungsstrukturen auf und eignen sich daher 

(sehr) wahrscheinlich für ein Wärmenetz. Häufig bestehen hier bereits Wärmenetze 

oder es existiert bereits eine entsprechende Planung. Ebenso zählen Gebiete dazu, 

in denen zahlreiche technische, wirtschaftliche und strukturelle Kriterien für eine zu-

künftige Wärmenetzversorgung bereits erfüllt sind. 

¶ Prüfgebiete  (Eignung unklar oder stark abhängig von weiteren Faktoren)  

In diesen Bereichen bestehen potenziell Anhaltspunkte für eine mittelfristige Eignung 

zur Wärmenetzversorgung, etwa durch eine günstige Beheizungsstruktur, eine aus-

reichende Wärmeliniendichte oder durch die Ansiedlung potenzieller Großverbrau-

cher. Zum Zeitpunkt der Datenerhebung sind jedoch keine Wärmenetze vorhanden 

und nutzbare Energiequellen (z. B. Abwªrme) nur eingeschrªnkt vorhanden oder be-

kannt, weshalb ein Wärmenetz hier nur unter bestimmten Voraussetzungen realisier-

bar erscheint. 

¶ Einzelversorgungsgebiete (Realisierung eines Wärmenetzes unwahrschein-

lich)  

Diese Gebiete liegen außerhalb der definierten Fokusräume und sind in der Regel 

durch eine geringe Siedlungsdichte und unzureichende infrastrukturelle Vorausset-

zungen für Wärmenetze gekennzeichnet. Da keine ausreichenden Potenziale für 

zentrale Versorgungsstrukturen bestehen, werden in diesen Gebieten vorrangig 
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dezentrale Wärmeversorgungssysteme eingesetzt, wie etwa Wärmepumpen, Bio-

masseheizungen oder andere gebäudeindividuelle Lösungen. 

 

Für die Gemeinde Essenbach wurde eine Einteilung in Wärmenetzeignungsgebiete, Prüfge-

biete und Einzelversorgungsgebiete anhand der oben genannten Kriterien, wie in Abbildung 

24 vorgenommen. Ein Gebiet wird als Wärmenetzeignungsgebiet eingestuft, wenn die Wär-

meliniendichte mehrheitlich über 1,5 MWh/m*a liegt, der Anteil fossiler Energieträger mehr 

als 65 % beträgt und im Gebiet entweder Großverbraucher oder eine potenzielle Wärme-

quelle bekannt sind. Sind eine oder mehrere dieser Voraussetzungen nicht erfüllt, erfolgt die 

Einstufung des jeweiligen Bereichs als Prüfgebiet. 

 

Abbildung 24: Einteilung der Wärmenetzeignungsgebiete und Prüfgebiete  

Sind zwei oder mehr der genannten Kriterien nicht erfüllt, wird davon ausgegangen, dass 

eine Versorgung über ein Wärmenetz eher unwahrscheinlich ist. In diesen Fällen sind de-

zentrale Versorgungsalternativen zu prüfen und umzusetzen.  

Unabhängig von den genannten Kriterien wird ein Gebiet als Wärmenetzeignungsgebiet ein-

gestuft, wenn bereits ein Wärmenetz (nicht Gebäudenetz) existiert. 

Wie aus Abbildung 24 ersichtlich wird, können im Gemeindegebiet Essenbach mehrere Be-

reiche als Wärmenetzeignungsgebiete ausgewiesen werden. 
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Im Ortsteil Altheim besteht bereits ein Gebäudenetz. Zudem sind sowohl die Wärmelinien-

dichte als auch der Anteil fossiler Heizungen vergleichsweise hoch. Ein geplantes Neubau-

gebiet sowie konkrete Interessensbekundungen verschiedener Akteure sprechen zusätzlich 

für den Neubau eines Wärmenetzes. Auch das Gewerbegebiet Altheim weist hohe Wärme-

liniendichten auf und umfasst mehrere Großverbraucher mit einem hohen Anteil fossiler Wär-

meversorgung, was die Eignung für eine netzgebundene Wärmeversorgung weiter erhöht. 

Im Ortsteil Ohu besteht bereits eine Versorgung durch ein Wärmenetz. Insbesondere der 

nordöstlich des Gewerbegebiets Ohu gelegene Bereich zeichnet sich durch hohe Wärmeli-

niendichten aus und eignet sich daher für eine weitere Netzentwicklung beziehungsweise -

verdichtung. 

Darüber hinaus werden Teile des Ortskerns von Essenbach als Wärmenetzeignungsgebiet 

ausgewiesen. Hier besteht bereits ein Gebäudenetz, und sowohl die Siedlungsstruktur als 

auch die bestehende Heizungsstruktur sind grundsätzlich für den Betrieb eines Wärmenet-

zes geeignet. Ergänzend wirkt sich das angrenzende Gewerbegebiet mit mehreren größeren 

Wärmeverbrauchern positiv auf die Wirtschaftlichkeit und Umsetzbarkeit aus. 

 

Weiterhin wurden mehrere Prüfgebiete im Gemeindegebiet identifiziert, deren Eignung für 

ein Wärmenetz derzeit nicht abschließend beurteilt werden kann. Die nördlich der A92 gele-

genen Prüfgebiete weisen mehrheitlich hohe Wärmeliniendichten, einen hohen Anteil fossiler 

Energieträger an der Wärmeversorgung sowie eine überwiegend ältere Baustruktur auf. Al-

lerdings fehlen bislang konkrete Anhaltspunkte für zusätzliche Potenziale, die den Bau eines 

Wärmenetzes begünstigen würden. 

Die um Ohu gelegenen Prüfgebiete werden teilweise bereits durch ein Wärmenetz versorgt. 

Einzelne Bereiche, insbesondere Oberahrain, weisen jedoch eine vergleichsweise niedrige 

Wärmeliniendichte auf, sodass eine Erschließung hier vorrangig im Rahmen des bestehen-

den Netzes sinnvoll erscheint. 

 

Die übrigen analysierten Gebiete erfüllen derzeit nicht die Voraussetzungen für eine Einstu-

fung als Wärmenetzeignungsgebiet oder Prüfgebiet. Insbesondere sind die Wärmeliniendich-

ten zu gering und die Siedlungsstrukturen zu aufgelockert, was die wirtschaftliche Umset-

zung eines zentralen Wärmenetzes unwahrscheinlich macht. Zudem konnten keine nen-

nenswerten Potenziale für die Entwicklung neuer Wärmenetze identifiziert werden. Für diese 

Gebiete wird daher langfristig die Umstellung auf nachhaltige, dezentrale Wärmeversor-

gungslösungen empfohlen. Hierzu zählen insbesondere Wärmepumpensysteme, solarther-

mische Anlagen, oberflächennahe Geothermie sowie Biomasseheizungen. 
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6.2 Gebiete  mit erhöhter Realisierungswahrscheinlichkeit   

Die Ausweisung von Wärmenetzgebieten und Prüfgebieten erfolgt grundsätzlich auf Basis 

fest definierter Kriterien. Die Praxis zeigt jedoch, dass insbesondere in ländlich geprägten 

Räumen die Realisierung eines neuen Wärmenetzes nicht ausschließlich anhand dieser Kri-

terien prognostiziert werden kann. Wärmenetze werden auch in Gebieten umgesetzt, in de-

nen die Wärmeliniendichte geringer ist, der Anteil erneuerbarer Energien bereits hoch liegt 

oder ein besonders hohes Anschlussinteresse der Gebäudeeigentümer besteht. 

 

Genauso kann ein formal als Wärmenetzeignungsgebiet ausgewiesenes Gebiet aus einfa-

chen praktischen Gründen scheitern ï beispielsweise aufgrund fehlender Flächen für eine 

Heizzentrale, mangelnder Betreiberinteresse oder geringer Anschlussbereitschaft der poten-

ziellen Nutzer. 

 

Um die Realisierungswahrscheinlichkeit eines möglichen Netzes verlässlich einschätzen zu 

können, ist daher eine vertiefte Betrachtung der örtlichen Gegebenheiten sinnvoll. Auf dieser 

Grundlage wurden Teilgebiete innerhalb der Marktgemeinde Essenbach genauer untersucht, 

unter Einbezug weiterer konkreter Informationen wie verfügbare Flächen für eine Heizzent-

rale, geplante Ausbaumaßnahmen von Betreibern oder Stellungnahmen relevanter Akteure. 
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6.2.1 Essenbach Zentrum  

 

Abbildung 25: Kartendarstellung des Gebiets Essenbach Zentrum . Rot umrandet das mögliche Versor-

gungsgebiet  zur näheren Betrachtung . 

Der Schwerpunkt des betrachteten Gebiets liegt einerseits auf gemeindeeigenen Flächen, 

die sich potenziell für die Errichtung einer zentralen Wärmeerzeugungsanlage eignen, und 

andererseits auf der bestehenden Siedlungsstruktur, die günstige Voraussetzungen für den 

Aufbau eines Wärmenetzes bietet. Die Kombination aus einem hohen Wärmebedarf, über-

wiegend hohen Wärmeliniendichten von über 2,0 MWh/m*a sowie einem hohen Anteil fossi-

ler Heizsysteme von bis zu 75 % in den Bestandsgebäuden weist auf ein relevantes Potenzial 

für die Umsetzung eines Wärmenetzes hin (vgl. Abbildung 25).  

Im Rahmen einer Wirtschaftlichkeitsanalyse wurden die Investitionskosten für ein potenziel-

les Wärmenetz unter der Annahme einer zentralen Wärmeerzeugung auf den verfügbaren 

Flächen untersucht. In die Bewertung flossen sowohl die Kosten für die leitungsgebundene 

Erschließung als auch der Aufwand für die Errichtung der Wärmezentrale ein. Die Ergebnisse 

zeigen, dass der Aufbau eines Wärmenetzes unter geeigneten Rahmenbedingungen grund-

sätzlich wirtschaftlich realisierbar ist. 

Ein wesentlicher Einflussfaktor auf die Wirtschaftlichkeit ist das Verhältnis der Kosten der 

Heizzentrale zum Umfang des Wärmenetzes. Bei geringer Netzgröße oder niedriger 



 

Zielszenarien 

 

56 

 

Anschlussquote können die Fixkosten der Wärmeerzeugung die Wirtschaftlichkeit negativ 

beeinflussen. Mit zunehmender Anschlussquote und wachsender Netzausdehnung verbes-

sert sich die Wirtschaftlichkeit jedoch deutlich. Innerhalb der betrachteten Blöcke zeigt sich 

zudem eine ungleichmäßige Verteilung des Wärmebedarfs: Einzelne größere Wärmever-

braucher können die Realisierungschancen eines Wärmenetzes erheblich erhöhen, sofern 

deren Anschluss möglich ist. 

Für eine langfristig sichere und resiliente Wärmeversorgung sollten lokale, erneuerbare Ener-

giequellen berücksichtigt werden. Aufgrund der hohen regionalen Verfügbarkeit bietet sich 

insbesondere die Nutzung von Holzhackschnitzeln an. Bei einem größeren Netzumfang kom-

men darüber hinaus weitere Technologien in Betracht, die zwar höhere Anfangsinvestitionen 

erfordern, jedoch große Wärmemengen bereitstellen können. Dazu zählt beispielsweise die 

Tiefengeothermie, die bei entsprechend hohem Wärmebedarf sowohl wirtschaftlich als auch 

ökologisch eine sinnvolle Option darstellen kann. 

Grundsätzlich ist eine Kombination verschiedener Wärmeerzeugungstechnologien empfeh-

lenswert, um Lastschwankungen effizient auszugleichen und die Versorgungssicherheit zu 

erhöhen. Die konkrete Auswahl der Wärmequellen sowie die Ausgestaltung der Erzeugungs-

struktur sind Gegenstand einer weiterführenden Machbarkeitsstudie. 

Insgesamt erscheint die Realisierung eines Wärmenetzes im südlichen Ortsteil Essenbachs 

als realistische Option. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass Wärmenetze für 

historische Gebäude häufig eine der wenigen nachhaltigen Möglichkeiten zur Dekarbonisie-

rung der Wärmeversorgung darstellen. 
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6.2.2 Mirskofen Nord  

 

Abbildung 26: Kartendarstellung des Gebiets Mirskofen Nord . Rot umrandet das mögliche Versorgungs-

gebiet zur näheren Betrachtung.  

Auch der Ortsteil Mirskofen weist hohe Wärmeliniendichten auf. Besonders im nördlichen 

Bereich ist die Bebauung vergleichsweise kompakt, was kurze Leitungslängen und damit 

günstige Voraussetzungen für den Aufbau eines Wärmenetzes ermöglicht (vgl. Abbildung 

26). Der hohe Anteil fossiler Energieträger im Gebäudebestand von über 80 % unterstreicht 

den Handlungsbedarf für die Erschließung alternativer, klimafreundlicher Versorgungsoptio-

nen. 

Die durchgeführte Wirtschaftlichkeitsanalyse zeigt, dass sowohl auf Verbraucher- als auch 

auf Netzseite grundsätzlich günstige Rahmenbedingungen für die Umsetzung eines Wärme-

netzes bestehen. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass ein ausreichend großer Anteil der 

Gebäudeeigentümer Interesse an einem Anschluss signalisiert. 

Darüber hinaus sind für eine tatsächliche Umsetzung ein geeigneter Standort für eine Heiz-

zentrale sowie die Einbindung der relevanten Akteure zur Planung, Finanzierung und zum 

Betrieb des Wärmenetzes erforderlich. Zum aktuellen Zeitpunkt sind diese Voraussetzungen 

noch nicht gegeben. 
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Die Realisierungswahrscheinlichkeit eines Wärmenetzes in Mirskofen ist daher derzeit als 

eher gering einzuschätzen. Gleichwohl sollte das Gebiet langfristig weiterhin beobachtet wer-

den, um künftig zu prüfen, ob geeignete Flächen bereitgestellt und die notwendigen Akteurs-

strukturen aufgebaut werden können. 

 

6.2.3 Altheim  

 

Abbildung 27: Kartendarstellung des Gebiets Altheim . Rot umrandet d ie mögliche n Versorgungsgebiet e 

zur näheren Betrachtung.  Blau umrandet das geplante Neubaugebiet  

In Altheim bestehen im Vergleich zu anderen untersuchten Teilgebieten besonders günstige 

Ausgangsbedingungen für die Entwicklung eines Wärmenetzes. Bereits heute ist im Umfeld 

der Kindertagesstätte ein Gebäudenetz vorhanden, das als Startpunkt für einen schrittweisen 

Netzausbau in den angrenzenden Gebäudebestand genutzt werden könnte. Ergänzend ist 

im Nordosten des Ortes ein Neubaugebiet vorgesehen, das sich grundsätzlich ebenfalls für 

eine leitungsgebundene Wärmeversorgung eignet (vgl. Abbildung 27). Durch die Nutzung 

von Synergien im Zuge der Erschließungsmaßnahmen kann die Umsetzung eines Wärme-

netzes im Neubaugebiet wirtschaftlich vorteilhaft erfolgen. 
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Die im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung durchgeführte Wirtschaftlichkeitsanalyse 

zeigt, dass ein Wärmenetz im Neubaugebiet aufgrund des niedrigen spezifischen Wärmebe-

darfs von Neubauten nur bei einer sehr hohen Anschlussquote wirtschaftlich betrieben wer-

den kann. Diese ist in der Regel nur durch verbindliche Vorgaben, wie etwa einen Anschluss- 

und Benutzungszwang oder vergleichbare vertragliche Regelungen, sicherzustellen. 

Vor diesem Hintergrund wurde auch ein erweitertes Szenario betrachtet, bei dem ein im Neu-

baugebiet oder am bestehenden Gebäudenetz beginnendes Wärmenetz schrittweise in den 

vorhandenen Siedlungsbestand ausgebaut wird. Die Analyse kommt zu dem Ergebnis, dass 

der bestehende Gebäudebestand die notwendigen Voraussetzungen für einen wirtschaftli-

chen Netzbetrieb erfüllt. Der konkrete Startpunkt des Netzes ist dabei von untergeordneter 

Bedeutung. 

Aufgrund der insgesamt günstigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, der bestehenden 

Netzinfrastruktur sowie der Verfügbarkeit potenzieller Akteure für Planung, Bau und Betrieb 

eines Wärmenetzes wird die Umsetzung eines Wärmenetzes in Altheim als realistisch ein-

geschätzt. Voraussetzung für die weitere Konkretisierung ist jedoch eine frühzeitige Klärung 

des Anschlussinteresses der Gebäudeeigentümer. 
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6.2.4 Ohu, Ober- und  Unterahrain  

 

Abbildung 28: Darstellung des bereits mit einem W ärmenetz versorgten Bereich in Ahrain  und Ohu , so-

wie mögliche Erweiterungsgebiete  

In den Ortsteilen Ober- und Unterahrain sowie Ohu sind bereits große Teilbereiche durch ein 

bestehendes Wärmenetz erschlossen (vgl. Kapitel 4.2.2) Auf dieser Grundlage bestehen 

grundsätzlich sehr gute Voraussetzungen für eine Weiterentwicklung und Erweiterung des 

Netzes, sowohl durch Nachverdichtung innerhalb der bereits versorgten Gebiete als auch 

durch die Erschließung weiterer Bereiche mittels zusätzlicher Rohrleitungen. Insbesondere 

der östliche Netzbereich zeigt, dass die für Wärmenetze häufig angesetzten Mindestschwel-

lenwerte bei Wärmeliniendichten nicht zwingend erreicht werden müssen, sofern eine effizi-

ente Betriebsführung und eine kostengünstige Netzerweiterung möglich sind. 

Kurzfristig erscheint eine Erweiterung des Wärmenetzes in den in Abbildung 28 dargestellten 

grünen Bereich realistisch, sofern ein ausreichendes Anschlussinteresse der Anwohner be-

steht. Ein wesentlicher Vorteil liegt hierbei in den vergleichsweise kurzen Umsetzungszeit-

räumen, da der bestehende Netzbetreiber bereits grundsätzliches Interesse an einer Erwei-

terung bekundet hat und die erforderlichen Strukturen vorhanden sind. 

Langfristig ist zudem eine weitere Ausdehnung des Wärmenetzes in Richtung Ohu sowie in 

den südlichen Teil von Oberahrain grundsätzlich denkbar. Für diese Erweiterungsstufen 
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wären jedoch zusätzliche Leitungsinfrastrukturen sowie die Einbindung weiterer Wärmeer-

zeugungsanlagen erforderlich. Diese Maßnahmen sind daher mit einem höheren Planungs- 

und Investitionsaufwand verbunden und entsprechend langfristig zu betrachten. 

Insgesamt ist die Erweiterung des bestehenden Wärmenetzes in Ahrain und Ohu als sehr 

realistisch einzuschätzen. Eine aktive Koordinationsleistung seitens der Gemeinde ist hierfür 

nur in begrenztem Umfang erforderlich, da ein leistungsfähiger Betreiber bereits vorhanden 

ist und der Netzbetrieb seine Wirtschaftlichkeit und Zuverlässigkeit in der Praxis unter Beweis 

gestellt hat. Als zentraler Einflussfaktor für die weitere Entwicklung des Wärmenetzes ver-

bleibt ï wie in den anderen Teilgebieten auch ï das tatsächliche Anschlussinteresse der 

Bürgerinnen und Bürger, sowie die wirtschaftlichen Interessen des Betreibers. 
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6.3 Zielszenario bis 2045 

Das Zielszenario 2045 stellt den angestrebten Endzustand einer klimaneutralen Wärmever-

sorgung im Gemeindegebiet dar und bildet die zentrale Zielvorgabe der Kommunalen Wär-

meplanung. Es zeigt auf, wie der zukünftige Wärmebedarf vollständig ohne fossile Energie-

träger gedeckt werden kann ï unter Einbindung erneuerbarer Energien, effizienter Versor-

gungstechnologien und unter Berücksichtigung zuvor analysierter, lokaler Potenziale. Als 

strategischer Orientierungsrahmen dient das Zielszenario 2045 dazu, die langfristige Ent-

wicklung der Wärmeinfrastruktur zu steuern und konkrete Maßnahmen zur Erreichung der 

Klimaziele systematisch abzuleiten, zu planen und umzusetzen. 

 

6.3.1 Zukünftige Energieträger  

 

 

Abbildung 29: Modellierung der zukünftigen Wärmeversorgung auf Basis der bestehenden Versor-

gungsstruktur und den zu erreichenden Klimaziele n bis 2 045 

Im Rahmen der Kommunalen Wärmeplanung wurde die künftige Entwicklung der in Essen-

bach eingesetzten Energieträger bis zum Jahr 2045 modelliert (vgl. Abbildung 29). Die Be-

trachtung erfolgt in Fünfjahresschritten und orientiert sich an den bundesweiten Klimazielen, 

die eine vollständige Abkehr von fossilen Energieträgern bis spätestens 2045 vorsehen. Das 

zugrunde gelegte Zielszenario unterstellt dementsprechend, dass fossile Energieträger wie 

Heizöl und Erdgas schrittweise vollständig aus dem Wärmemarkt verdrängt und durch klima-

neutrale Alternativen ersetzt werden. Parallel dazu wird ein gezielter Ausbau erneuerbarer 

Energien angenommen. 



 

Zielszenarien 

 

63 

 

Für die Nutzung von Holz in dezentralen Heizsystemen wird bis zum Jahr 2045 eine Ver-

dopplung gegenüber dem heutigen Stand angenommen. Grundlage dieser Annahme sind 

die bereits ermittelten Potenziale der regional verfügbaren Biomasse, die eine verstärkte Nut-

zung grundsätzlich ermöglichen. 

Ein weiterer wesentlicher Bestandteil der zukünftigen Wärmeversorgung ist die Nah- und 

Fernwärme. Wärmenetzsysteme übernehmen hierbei eine wichtige Rolle, da sie eine effizi-

ente Einbindung lokaler, regenerativer Wärmequellen erlauben. Für die Modellierung der 

Heizungsentwicklung bis zum Jahr 2045 bilden das bereits betrachtete Wärmenetz in Ahrain 

und Ohu sowie die potenziellen Wärmenetze in Altheim und im Ortsteil Essenbach eine zent-

rale Grundlage. Unter der Annahme eines konservativen Ausbauansatzes, bei dem aus-

schließlich die genannten Gebiete realisiert werden, ist bis zum Zieljahr 2045 von rund 450 

Wärmenetzanschlüssen auszugehen, eine Erhöhung um etwa 300 weitere Anschlüsse. 

Da der zeitliche Verlauf des Netzausbaus derzeit nur eingeschränkt planbar ist, wurde ein 

modellhafter Ansatz gewählt, der eine schrittweise Erweiterung des bestehenden Netzes im 

Süden der Gemeinde vorsieht. Für die weiteren geplanten Wärmenetze wird eine spätere 

Realisierung ab dem Jahr 2030 angenommen. 

Vor diesem Hintergrund müsste sich die Anzahl der installierten Wärmepumpen bis zum Jahr 

2030 nahezu verdoppeln. Der Bundesverband Wärmepumpe e. V. hält in seinen aktuellen 

Zielsetzungen sogar eine Verdreifachung des Bestands für erforderlich, um die nationalen 

Klimaziele zu erreichen und die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern deutlich zu redu-

zieren (vgl. Bundesverband Wärmepumpe e. V., 2025). Mit Blick auf das Zieljahr 2045 und 

die angestrebte vollständige Unabhängigkeit von fossilen Energien ist darüber hinaus eine 

schrittweise Ablösung bestehender fossiler Heizsysteme durch dezentrale Versorgungslö-

sungen, insbesondere Wärmepumpen, notwendig. 

Das Szenario für das Jahr 2045 geht daher von einem umfassenden Umbau des heutigen 

Anlagenbestands aus, bei dem die Anzahl installierter Wärmepumpen perspektivisch auf das 

Fünf- bis Sechsfache ansteigen soll.5 Diese Entwicklung verdeutlicht nicht nur den Umfang 

der erforderlichen Investitionen, sondern auch die tiefgreifenden strukturellen Veränderun-

gen, die mit dem angestrebten Wandel im Wärmesektor verbunden sind. 

Im Szenario wurde bewusst ein konservativer Ansatz gewählt, um aufzuzeigen, welches Maß 

an dezentralen Versorgungslösungen ï insbesondere durch Wärmepumpen ï im ambitio-

nierten Zielrahmen erforderlich wäre, sofern der Ausbau der Wärmenetze nur in begrenztem 

 

5 Es wird die anteilig gleichmäßige Verteilung der Wärmepumpen-Technologien am Gesamtzubau un-

terstellt. 



 

Zielszenarien 

 

64 

 

Umfang erfolgt. Gleichzeitig ist nicht auszuschließen, dass sich im Zuge der weiteren Netz-

entwicklung künftig zusätzliche Gebäude an ein Wärmenetz anschließen lassen. In diesem 

Fall würden einzelne, bislang als dezentral versorgt angenommene Einheiten perspektivisch 

in eine zentrale Wärmeversorgung übergehen. Eine solche Entwicklung könnte zu Verschie-

bungen innerhalb der angenommenen Energieträgerverteilung führen, insbesondere mit 

Blick auf die langfristige Ausgestaltung der leitungsgebundenen Infrastruktur bis zum Jahr 

2045. 

 

Diese vorangestellten Annahmen fließen unmittelbar in die Ermittlung des zukünftigen Ener-

giebedarfs sowie in die Planung der erforderlichen Versorgungskapazitäten ein. Abhängig 

vom jeweils gewählten Entwicklungspfad ergeben sich unterschiedliche Anforderungen an 

die Dimensionierung der künftigen Wärmeerzeuger und Versorgungsnetze. 

Das Erreichen der angestrebten Zielwerte setzt die schrittweise Umsetzung der vorgesehe-

nen Maßnahmen sowie eine kontinuierliche Fortschreibung und Anpassung der Planung im 

Rahmen eines begleitenden Monitorings voraus. Darüber hinaus sollte der Ausbau weiterer 

Wªrmenetze gezielt vorangetrieben werden. In den als Ăbedingt geeignetñ eingestuften Ge-

bieten bestehen derzeit größtenteils keine konkreten Potenziale für eine zentrale Wärmeer-

zeugung. Gleichzeitig ist dort ein hoher Anteil fossiler Energieträger im Einsatz, und der Wär-

mebedarf im Gebäudebestand bleibt erheblich. Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, im 

weiteren Verlauf der Wärmeplanung fortlaufend zusätzliche Möglichkeiten zur Nutzung er-

neuerbarer Energien oder unvermeidbarer Abwärme zu identifizieren und deren Umsetzbar-

keit zu prüfen. 

 

6.3.2 Zukünftige r Wärmebedarf und  Treibhausgasemissionen  

Die Prognose des zukünftigen Wärmebedarfs bildet einen zentralen Baustein der Kommu-

nalen Wärmeplanung. Eine Verringerung des Wärmebedarfs wird dabei maßgeblich durch 

energetische Sanierungen im Gebäudebestand sowie durch steigende Effizienzstandards im 

Neubau erzielt. Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen der vorliegenden Planung zwei 

unterschiedliche Sanierungsszenarien betrachtet, die jeweils ein niedriges beziehungsweise 

ein hohes Niveau der Bedarfsreduktion abbilden. 
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Im Szenario mit niedriger Sanierungsrate wird von einer durchschnittlichen jährlichen Reduk-

tion des Wärmebedarfs um 1,3 % ausgegangen.6 Grundlage dieser als moderat eingestuften 

Reduktionsrate sind die nach Baualtersklassen und Gebäudetypen differenzierten Sanie-

rungsraten des vom KWW bereitgestellten Technikkatalogs (KWW, 2025). Unter Berücksich-

tigung der bestehenden Gebäude- und Baujahresstruktur der Gemeinde ergibt sich bei die-

ser Sanierungsrate bis zum Jahr 2045 eine Reduktion des Wärmebedarfs auf etwa 74 % des 

Ausgangsniveaus des Jahres 2025.  

In einem ambitionierteren Szenario mit einer jährlichen Sanierungsrate von 2,0 % sinkt der 

Wärmebedarf im selben Zeitraum auf rund 60 % des Ausgangswertes. Die in Abbildung 30 

dargestellten Diagramme veranschaulichen die Entwicklung der Bedarfsreduktion in beiden 

Szenarien im Vergleich. 

 

 

Abbildung 30: Bedarfsreduktion aufgeschlüsselt nach den eingesetzten Energieträgern bis zum Zieljahr 

2045. Links: Bedarfsreduktion unter Annahme einer hohen Sanierungsrate von 2, 0 %. Rechts: Bedarfs-

reduktion unter Annahme einer moderaten Sanierungsrate von 1, 3 % 

Auf Grundlage der angenommenen Bedarfsreduktion sowie des prognostizierten Endener-

gieverbrauchs wurden die zugehörigen Treibhausgasemissionen bis zum Zieljahr 2045 dif-

ferenziert ermittelt, aufgeschlüsselt und bewertet. Die Berechnungen erfolgen energieträger-

spezifisch und orientieren sich an den bundesweiten Klimaschutzzielen, die einen vollstän-

digen Ausstieg aus fossilen Energieträgern bis spätestens 2045 vorsehen (vgl. Abbildung 31 

und Abbildung 32). In beiden betrachteten Szenarien ist eine deutliche Minderung der Treib-

hausgasemissionen zu erkennen. 

 

 

6 Aufgrund der Berücksichtigung ortsspezifischer Merkmale, wie lokale bauliche Gegebenheiten und 

Gebäudestrukturen, sowie methodischer Unterschiede ergeben sich Abweichungen zu allgemeingül-

tigen Sanierungsraten aus 6.3 
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Abbildung 31: Reduktionspfade der wärmespezifischen Treibhausgasemissionen entsprechend der Be-

darfsreduktion nach moderater  Sanierungsrate bis zum Zieljahr 2045  

 

 

Abbildung 32: Reduktionspfade der wärmespezifischen Treibhausgasemissionen entsprechend der Be-

darfsreduktion nach hoher Sanierungsrate bis zum Zieljahr 2045  

Die in Abbildung 33 dargestellte Gegenüberstellung der Treibhausgasemissionen beider Sa-

nierungsraten verdeutlicht den maßgeblichen Einfluss des Sanierungsniveaus auf das Emis-

sionsminderungspotenzial im Gebäudesektor. Dabei wird deutlich, dass insbesondere eine 

kontinuierliche Sanierung über den gesamten Betrachtungszeitraum hinweg wesentlich zur 

Reduktion der Emissionen beiträgt. 

Die zeitlichen Verläufe der beiden Szenarien weisen insgesamt eine hohe Ähnlichkeit auf. 

Dies deutet darauf hin, dass der Sanierungsgrad zwar einen relevanten Einfluss auf die 
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Emissionsentwicklung im Gebäudesektor hat, jedoch nicht als alleiniger bestimmender Fak-

tor anzusehen ist. 

 

Abbildung 33: Gegenüberstellung der zeitlichen Entwicklung der Treibhausgasemissionen bei modera-

ter und hoher  Sanierung srate  

Ein wesentlicher Treiber dieser Entwicklung ist somit nicht allein die energetische Verbesse-

rung der Gebäudehülle, sondern insbesondere der Ersatz fossiler Heizsysteme durch klima-

freundliche Alternativen. Technologien wie Biomasseheizungen, die Nutzung von Umwelt-

wärme über Wärmepumpen sowie die Anbindung an Wärmenetze leisten hierbei einen ent-

scheidenden Beitrag zur Dekarbonisierung der Wärmeversorgung. Ausschlaggebend für den 

Erfolg des Transformationsprozesses ist jedoch das Zusammenspiel beider Hebel: Nur durch 

die Kombination aus Wärmeeinsparungen und einem flächendeckenden Einsatz klimaneut-

raler Heiztechnologien kann das volle Emissionsminderungspotenzial ausgeschöpft und die 

Klimaziele bis zum Jahr 2045 in Essenbach erreicht werden. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass in dezentralen Versorgungsgebieten überwiegend Wär-

mepumpen als alternative Technologie angesetzt wurden. Weitere Technologien wie Solar-

thermie oder Geothermie, die häufig in Kombination mit Wärmepumpen zum Einsatz kom-

men, wurden in dieser Betrachtung nicht gesondert differenziert. Ihre Integration ist stark von 

den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten abhängig und sollte daher im konkreten Anwen-

dungsfall individuell geprüft und bewertet werden. 

Für den Stromsektor wurde im Rahmen der Modellierung ein vereinfachter, linearer Reduk-

tionspfad der Treibhausgasemissionen unterstellt (vgl. Umweltbundesamt, 2025 und Anhang 

10). Diese Annahme dient der Ableitung eines dynamischen COϜ-Faktors, der sich an der 

erwarteten Entwicklung des deutschen Strommixes orientiert. Die tatsächliche 
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Emissionsminderung wird jedoch maßgeblich vom Fortschritt beim Ausbau erneuerbarer 

Energien und damit von der zukünftigen Zusammensetzung des Kraftwerkparks bestimmt. 

Abweichungen von der linearen Entwicklung sind daher nicht auszuschließen. 

 

6.3.3 Weitere mögliche Wärmenetze  

Neben den im Rahmen dieser Untersuchung identifizierten Gebieten mit hoher Realisie-

rungswahrscheinlichkeit für den Neu- oder Ausbau von Wärmenetzen ist grundsätzlich nicht 

auszuschließen, dass sich im Gemeindegebiet weitere Bereiche für eine leitungsgebundene 

Wärmeversorgung eignen. Die bislang ausgewiesenen Wärmenetzeignungs- und Prüfge-

biete stellen insofern eine Momentaufnahme auf Basis der derzeit verfügbaren Daten und 

Annahmen dar. 

Wie Abbildung 24 zeigt, gibt es weitere Ortsteile, in denen die Realisierung eines Wärmenet-

zes unter veränderten oder weiterentwickelten Rahmenbedingungen mittelfristig grundsätz-

lich möglich erscheinen kann. Solche Veränderungen können sich beispielsweise aus einer 

veränderten Bebauungsstruktur, der Entwicklung neuer Wärmequellen, dem Fortschritt tech-

nischer Lösungen oder einer steigenden Anschlussbereitschaft der Gebäudeeigentümer er-

geben. 

Ziel sollte es daher sein, potenzielle zusätzliche Wärmenetzstandorte im weiteren Verlauf der 

Kommunalen Wärmeplanung regelmäßig zu überprüfen und bei Bedarf vertiefend zu analy-

sieren. Dabei sind insbesondere standortspezifische Rahmenbedingungen wie die Verfüg-

barkeit geeigneter Flächen für eine Heizzentrale, potenzielle Wärmequellen, das lokale Wär-

mebedarfsniveau sowie das Interesse möglicher Anschlussnehmer zu berücksichtigen. 

Diese Aspekte bilden die Grundlage für eine fundierte Bewertung der langfristigen Eignung 

und Realisierbarkeit weiterer Wärmenetze. 

Insbesondere gemeindeeigene Flächen sowie geplante Neubaugebiete können hierbei als 

geeignete Ansatzpunkte für die Entwicklung zusätzlicher Wärmenetzlösungen dienen. Für 

solche Bereiche empfiehlt sich eine frühzeitige, standortbezogene Prüfung geeigneter Ener-

gieträger sowie die Identifikation potenzieller Anschlussnehmer, um langfristige Entwick-

lungspotenziale offen zu halten. 

 

Dabei ist besonders wichtig zu betonen, dass die aufgezeigten Potenziale und Szenarien als 

Orientierungshilfe zu verstehen sind. Sie stellen keine Vorgabe dar, welche Technologien 

Haushalte oder Unternehmen künftig einsetzen müssen. Ebenso leiten sich daraus keine 

Verpflichtungen für Energieversorger ab, bestimmte Infrastrukturen wie Wärmenetze oder 

Gasleitungen zu errichten, auszubauen, zu betreiben oder außer Betrieb zu nehmen. 
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Die kommunale Wärmeplanung erfüllt ï entsprechend den Zielsetzungen des Wärmepla-

nungsgesetzes ï vor allem die Funktion, einen strategischen Rahmen und eine Entschei-

dungsgrundlage für Gemeinde, Fachakteure, Versorger und Bürgerinnen und Bürger zu 

schaffen. Sie zeigt mögliche Entwicklungswege auf, legt jedoch keine verbindlichen techni-

schen Vorgaben fest. 
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7. Umsetzungsstrategie und Maßnahmen  

7.1 Wärmewendestrategie  

Die Strategie zur Umsetzung der Wärmewende in Essenbach basiert auf den zuvor definier-

ten Zielszenarien mit den Zielwerten für die Jahre 2030, 2035 und 2040, auf Abstimmungen 

mit lokalen Akteuren, sowie auf den Ergebnissen der Bürgerinformationsveranstaltung. 

Ziel der Strategie ist es, eine belastbare Grundlage für das Erreichen der definierten Zwi-

schenziele zu schaffen. Die zentralen Handlungsfelder liegen in der Reduzierung des Wär-

mebedarfs durch energetische Sanierungen und Heizungsumstellungen, der Erschließung 

erneuerbarer Wärmeerzeugungspotenziale, sowie im Aufbau neuer Wärmenetze. Darüber 

hinaus ist eine treibhausgasneutrale Gasversorgung (grüne Gase) im Bereich der industriel-

len Versorgung von Relevanz, sofern keine alternativen Möglichkeiten zur Prozesswärme-

versorgung, z.B. durch eine stärkere Elektrifizierung der Wärmebedarfe zur Verfügung ste-

hen. Dazu werden im folgenden Maßnahmenkatalog Maßnahmen aufgeführt, die sowohl 

kommunikative, organisatorische, sowie technische Aspekte enthalten. 

Die Einteilung der Maßnahmen erfolgt nach kurz- und langfristigen Zeithorizonten, sowie 

nach fortlaufenden Maßnahmen. Kurzfristige Maßnahmen  sind innerhalb der nächsten fünf 

Jahre umsetzbar oder dienen der Vorbereitung weiterführender Schritte. Langfristige Maß-

nahmen  sollen im Zeitraum bis 2035 bzw. 2040 umgesetzt oder initiiert werden. Sie sind 

strategisch ausgerichtet und in der Regel mit einem höheren Planungs- und Investitionsauf-

wand verbunden. Fortlaufende Maßnahmen  begleiten den gesamten Planungs- und Um-

setzungsprozess und tragen zur kontinuierlichen Weiterentwicklung des kommunalen Wär-

meplans bei. 

 

Folgende Maßnahmen werden als kurzfristige Maßnahmen  bis 2030 identifiziert: 

- Festlegung einer Koordinationsstelle zur Zielverfolgung und Durchführung der Um-

setzungsmaßnahmen  

- Bereich ĂEssenbach Zentrumñ: kommunale Unterst¿tzung zur Pr¿fung eines Wªrme-

netzes unter Einbindung der gemeindlichen Flächen für eine Heizzentrale 

- Bereich ĂAltheimñ: kommunale Unterst¿tzung zur Pr¿fung eines Wªrmenetzes unter 

Einbindung der lokalen Akteure 

- Bereich ĂOhu, Ober- und Unterahrainñ: Vorantreiben der Erweiterung des bestehen-

den Wärmenetzes 
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Folgende Maßnahmen werden als langfristige Maßnahmen  definiert: 

- Weiterverfolgung der nötigen Rahmenbedingungen für den Neubau eines Wärmenet-

zes im Bereich ĂMirskofen Nordñ 

- Untersuchung der weiteren Prüfgebiete auf Eignung zum Neubau eines Wärmenet-

zes  

- Prüfung alternativer Versorgungsmöglichkeiten 

- Klimaneutrale Versorgung zukünftiger Neubaugebiete 

 

Folgende Maßnahmen werden als fortlaufende Maßnahmen  definiert: 

- Verfolgung eines strategischen Fahrplans durch die Gemeinde 

- Förderung der dezentralen, erneuerbaren Wärmeversorgung und energetischen Sa-

nierung  

o Einsatz unterschiedlichster Informationskanäle zur Information über Förder-

programme und geeignete Sanierungsmaßnahmen (z.B. Organisation von In-

formationsveranstaltungen, Infotexte über Heimat-Info-App.) 

o Aufbau und Förderung von Austausch- und Vernetzungsformaten für Einwoh-

nerinnen und Einwohner 

- Förderung sogenannter Gebäudenetze  

- Modernisierungsmaßnahmen für öffentliche Liegenschaften  

- Kontinuierliches Monitoring & Fortschreibung 

- Kooperation mit Nachbarkommunen  

- Senkung des Wärmebedarfs durch kontinuierliche energetische Sanierung 

 

Im nachfolgenden Katalog werden die Maßnahmen enger spezifiziert. 
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7.2 Maßnahmenkatalog  

Im Mittelpunkt der vorgesehenen Maßnahmen steht die Erweiterung des Bestehenden Wär-

menetzes im südlichen Bereich Essenbachs. Ergänzend ist vorgesehen, die weitere poten-

ziellen Gebiete für den Neubau eines Wärmenetzen zu prüfen. Ein weiterer Schwerpunkt 

liegt auf der schrittweisen Umstellung dezentraler Heizsysteme auf erneuerbare Energieträ-

ger. 

 

Ergänzend sind zahlreiche begleitende Maßnahmen vorgesehen, die zur erfolgreichen Um-

setzung des Wärmeplans beitragen sollen. Dazu zählt insbesondere die energetische Ver-

besserung des Gebäudebestands, mit dem Ziel, den Wärmebedarf langfristig zu senken. 
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7.2.1 Kurzfristige Maßnahmen  

Maßnahme K1  

 

Festlegung einer Koordinationsstelle zur Zielverfolgung und Durchführung der Umsetzungs-

maßnahmen  
 

Beschreibung  Zur Verfolgung der Ziele müssen klare Zuständigkeiten festgelegt wer-

den. Hier kann eine verantwortliche Person oder ein Gremium be-

stimmt werden, welches die Verfolgung der Ziele, sowie die Fortschrei-

bung des Wärmeplans koordiniert und vorantreibt.  

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach  

- Aufgabenzuweisung an Verwaltungsmitarbeiter zur Weiterverfolgung 

der Maßnahmen 

Zusätzliche  

Akteure  

- Ehrenämter aus der Gemeinde 

Umsetzungs-

schritte  

- Festlegen der Verantwortlichkeiten 

- Verfolgung der Maßnahmen durch verantwortliche Personen 

- Beteiligung der Öffentlichkeit 

- Kontinuierliche Fortführung und Aktualisierung des digitalen Zwillings  
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Maßnahme K2  

 

Bereich ĂEssenbach Zentrumñ: kommunale Unterst¿tzung zur Pr¿fung eines Wªrmenetzes 

unter Einbindung der gemeindlichen Flächen für eine Heizzentrale 
 

Beschreibung  Der hohe Wärmebedarf und die bisher stark fossil geprägte Behei-

zungsstruktur im Betrachtungsgebiet weisen auf eine mögliche wirt-

schaftliche Umsetzung hin. Eine gemeindeeigene Fläche als möglicher 

Standort für eine Heizzentrale liefert gute Voraussetzungen. Die Wirt-

schaftlichkeit ist stark vom Interesse der Bürgerschaft abhängig. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach: Initiierung und Moderation des Dialogs, Orga-

nisation von Arbeitsgruppen, Unterstützung bei Fördermittelrecherche 

- Fachplaner / Energieberater: Durchführung von Vorstudien und Mach-

barkeitsanalysen 

Zusätzliche  

Akteure  

- Regionale Energieversorger 

- Fachbehºrden (z. B. Landratsamt, Bauamt) 

- Fºrdermittelgeber (z. B. BAFA, KfW) 

- Eigentümer potenzieller Anschlussobjekte 

- Bürgerinnen und Bürger (Informationsveranstaltungen) 

Umsetzungs-

schritte  

- Einrichtung einer kommunalen Projektgruppe oder Lenkungsrunde 

- Beauftragung einer Vorstudie zur technischen und wirtschaftlichen 

Machbarkeit 

- Öffentlichkeitsarbeit zur Sensibilisierung und Aktivierung potenzieller 

Anschlussnehmer 

- Vorbereitung einer vertiefenden Machbarkeitsstudie zur Auslegung der 

Erzeugungsstruktur 
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Maßnahme K 3 

 

Bereich ĂAltheimñ: kommunale Unterst¿tzung zur Pr¿fung eines Wªrmenetzes unter Einbin-

dung der lokalen Akteure 
 

Beschreibung  Der hohe Wärmebedarf und die bisher stark fossil geprägte Behei-

zungsstruktur im Betrachtungsgebiet weisen auf eine mögliche wirt-

schaftliche Umsetzung hin. Ein geplantes Neubaugebiet sowie lokale 

Akteure mit konkretem Interesse an einem Wärmenetz liefern gute Vo-

raussetzungen. Die Wirtschaftlichkeit ist stark von Netzgröße sowie 

dem entstehenden Neubaugebiet abhängig. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach: Initiierung und Moderation des Dialogs, Orga-

nisation von Arbeitsgruppen, Unterstützung bei Fördermittelrecherche 

- Fachplaner / Energieberater: Durchführung von Vorstudien und Mach-

barkeitsanalysen 

Zusätzliche  

Akteure  

- Lokale Akteure die Interesse bekundeten  

- Fachbehºrden (z. B. Landratsamt, Bauamt) 

- Fºrdermittelgeber (z. B. BAFA, KfW) 

- Eigentümer potenzieller Anschlussobjekte 

- Bürgerinnen und Bürger (Informationsveranstaltungen) 

Umsetzungs-

schritte  

- Einrichtung einer kommunalen Projektgruppe oder Lenkungsrunde 

- Frühzeitige Einbindung des geplanten Neubaugebiets noch vor Bau-

beginn, um Synergien optimal zu nutzen 

- Beauftragung einer Vorstudie zur technischen und wirtschaftlichen 

Machbarkeit 

- Öffentlichkeitsarbeit zur Sensibilisierung und Aktivierung potenzieller 

Anschlussnehmer 

- Vorbereitung einer vertiefenden Machbarkeitsstudie zur Auslegung der 

Erzeugungsstruktur 
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Maßnahme K4  

 

Bereich ĂOhu, Ober- und Unterahrainñ: Vorantreiben der Erweiterung des bestehenden Wär-

menetzes 
 

Beschreibung  Das bestehende Wärmenetz im Süden Essenbachs bietet Potenzial 

zur Erweiterung um weitere Abnehmer, Netzleitungen und Heizanla-

gen. Auch die bestehende Siedlungsstruktur spricht für eine Erweite-

rung.  

Verantwortlich-

keiten  

- Betreiber des Wärmenetzes 

- Fachplaner / Energieberater: Durchführung von Vorstudien und Mach-

barkeitsanalysen, sofern notwendig 

- Gemeinde (unterstützend) 

Zusätzliche  

Akteure  

- Fachbehºrden (z. B. Landratsamt, Bauamt) 

- Fºrdermittelgeber (z. B. BAFA, KfW) 

- Eigentümer potenzieller Anschlussobjekte 

- Bürgerinnen und Bürger (Informationsveranstaltungen) 

Umsetzungs-

schritte 7 

- Öffentlichkeitsarbeit zur Sensibilisierung und Aktivierung potenzieller 

Anschlussnehmer 

- Prüfung der Technischen Machbarkeit und Umsetzung der Erweite-

rung, initiiert durch den Betreiber 

 

  

 

7 Die Umsetzungsmaßnahmen zur Erweiterung des Wärmenetzes liegen in der Verantwortung des 

Netzbetreibers. Dieser verfügt sowohl über die finanziellen Mittel als auch über die fachliche Kompe-

tenz, um eine mögliche Netzerweiterung fundiert zu bewerten. Die im Bericht dargestellten Potenziale 

und Empfehlungen basieren auf den Datenerhebungen im Rahmen der Kommunalen Wärmeplanung. 

Die Entscheidung, ob eine Erweiterung technisch sinnvoll und wirtschaftlich tragfähig ist, obliegt dem 

Netzbetreiber. 
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7.2.2 Langfristige Maßnahmen  

 

 

 

 

  

Maßnahme L1  

 

Weiterverfolgung der nötigen Rahmenbedingungen für den Neubau eines Wärmenetzes im 

Bereich ĂMirskofen Nordñ 

Beschreibung  Mirskofen Nord zeigt sowohl verbraucherseitig als auch netzseitig gute 

Voraussetzungen für ein Wärmenetz. Nach aktuellem Wissensstand 

sind jedoch keine konkreten Flächen oder Potenziale, die für eine Wei-

terverfolgung des Vorhabens nötig wären, gegeben. Eine Weiterver-

folgung im Rahmen der Fortschreibung ist daher sinnvoll, um bei Än-

derung der Gegebenheiten die Errichtung eines Wärmenetzes voran-

zutreiben 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach 

- Ortsansässige Akteure 

Zusätzliche  

Akteure  

- Gebäudeeigentümer und Bürger 

- Fachbehºrden (z. B. Landratsamt, Bauamt) 

- Fºrdermittelgeber (z. B. BAFA, KfW) 

Umsetzungs-

schritte  

- Beobachtung der städtebaulichen und energetischen Entwicklung im 

Gebiet 

- Frühzeitige Einbindung des Gebiets bei geplanten Bauvorhaben mit 

relevantem Wärmebedarf sowie bei städtebaulichen Entwicklungen 

oder Nachverdichtungen 

- Evtl.  Anstoß einer vertieften Untersuchung (z. B. Machbarkeitsstudie), 

sobald neue Flächen oder Potenziale identifiziert werden 
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Maßnahme L2  

 

Untersuchung der weiteren Prüfgebiete auf Eignung zum Neubau eines Wärmenetzes 

Beschreibung  Die weiteren Prüfgebiete im Gemeindegebiet könnten bei ausreichen-

dem Anschlussinteresse oder Findung geeigneter Flächen und Poten-

ziale für den Aufbau eines Wärmenetzes interessant werden. Ein ge-

eignetes Betreibermodell - insbesondere die Gründung einer Bürger-

energiegenossenschaft - kann auch in Gebieten mit geringerer Wär-

medichte den wirtschaftlichen Betrieb eines Wärmenetzes ermögli-

chen. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach 

- Gebäudeeigentümer und Bürger 

- Lokale Akteure aus dem Bereich Energie 

 

Zusätzliche  

Akteure  

- Energiegenossenschaften und Energieversorger aus der Region  

Umsetzungs-

schritte  

- Prüfung des Interesses der Bürger 

- Bereitstellung von Informationen, sowie Durchführung von Beratungs-

veranstaltungen für die Bürger 

- Bei ausreichend Interesse der Bürger sowie konkreter Potenziale: 

Gründung eines Gremiums mit Zuständigkeit zur Verfolgung des Vor-

habens  
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Maßnahme L 3 

 

Prüfung alternativer Versorgungsmöglichkeiten 
 

Beschreibung  Zur technischen Nutzung der in Kapitel 5 genannten Potenziale ist eine 

weitere Untersuchung dieser nötig. Potenziale, die für ein Wärmenetz 

genutzt werden könnten, gilt es in einer entsprechenden Studie ge-

nauer zu untersuchen. Die Nutzbarkeit von Umweltwärme, Solarener-

gie und Abwärme ist abhängig von den spezifischen lokalen Gegeben-

heiten, wie Eigentümerstruktur der Flächen, Bodenbeschaffenheit, und 

weiteren. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach 

- Planungsbüro/Experten für die jeweilige Technologie 

Zusätzliche  

Akteure  

- Fördermittelgeber 

- Beratungsstellen der jeweiligen Technologie 

Umsetzungs-

schritte  

- Veranlassung einer näheren Untersuchung der technischen Möglich-

keiten zur Nutzung des jeweiligen Potenzials 

- Miteinbezug möglicher innovativer Lösungen zur Nutzbarmachung der 

Potenziale (z.B. saisonale Wärmespeicher) 

- Beantragung von Förderungen für diese Studien 
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Maßnahme L 4 

 

Klimaneutrale Versorgung zukünftiger Neubaugebiete 

Beschreibung  Künftig entstehende Neubaugebiete sollten frühzeitig in die strategi-

sche Wärmeversorgung eingebunden werden. Es soll geprüft werden, 

ob eine Versorgung über Wärmenetze oder durch dezentrale, klima-

neutrale Systeme umgesetzt werden kann.  Darüber hinaus sollte ge-

prüft werden, ob angrenzende Bestandsgebäude in die Versorgungs-

lösungen integriert werden können, um Synergien zu nutzen. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach 

- Planungsbüro 

- Betreiber Wärmenetz 

Zusätzliche  

Akteure  

- (Zukünftige) Gebäudeeigentürmer 

- Bauträger/Investoren 

- Eigentümer Bestandsgebäude 

Umsetzungs-

schritte  

- Abstimmung mit Bauträgern/Investoren, sowie mit potenziellen Wär-

menetzkunden 

- Erwägung eines Anschlusszwangs für Neubaugebiete bei gegebener 

Wirtschaftlichkeit für ein Wärmenetz 

- Prüfung der Möglichkeit der Miterschließung von Bestandsgebäuden 

- Detailplanung zur Trassenführung und Wärmeerzeugung 

- Bau der Wärmenetze 
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7.2.3 Fortlaufende Maßnahmen  

Maßnahme F1  

 

Verfolgung eines strategischen Fahrplans durch die Gemeinde 
 

Beschreibung  Ein wesentliches Ziel der Kommunalen Wärmeplanung besteht darin, 

die Planbarkeit künftiger Vorhaben zu erhöhen. Frühzeitig soll erkenn-

bar werden, in welchen Bereichen der Aufbau eines Wärmenetzes 

grundsätzlich in Betracht kommt und wo dies nicht vorgesehen ist, so-

dass sich alle Beteiligten entsprechend ausrichten können. Auf diese 

Weise wird Transparenz darüber geschaffen, ob in einem bestimmten 

Gebiet in den kommenden Jahren mit dem Ausbau eines Wärmenet-

zes zu rechnen ist. Die im Wärmeplan definierten Ziele und Maßnah-

men können von den tatsächlichen finanziellen und praktischen Mög-

lichkeiten der Gemeinde oder der nötigen Akteure abweichen. Daher 

ist eine frühzeitige strategische Ausrichtung wichtig, um Bürger und 

weitere relevante Akteure transparent über geplante Entwicklungen zu 

informieren. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach / Koordinierungsstelle 

- Regionale Akteure wie Netzbetreiber und Energieversorger 

Zusätzliche  

Akteure  

- Bürger 

- Beratungsstellen 

Umsetzungs-

schritte  

- Frühzeitige und kontinuierliche Vernetzung mit lokalen Akteuren 

- Erarbeitung eines realistischen Maßnahmenfahrplans 

- Transparente und kontinuierliche Bürgerinformation und -beteiligung 

- Regelmäßige Überprüfung und Anpassung des Wärmeplans 

- Nutzung von Förderprogrammen und externer Expertise 
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Maßnahme F 2 

 

Förderung der dezentralen, erneuerbaren Wärmeversorgung und energetischen Sanierung  
 

Beschreibung  Für alle Bürger, die mit großer Wahrscheinlichkeit nicht an ein Wärme-

netz angeschlossen werden können, soll es diverse Beratungsange-

bote geben. Ein spezieller Fokus sollte auf die energetische Sanierung 

von Gebäuden, sowie die Integration erneuerbarer Energien in Be-

standsgebäuden gelegt werden. Dabei sollte ein Informationsangebot 

für die Bürger geschaffen werden. Handlungsbedarf besteht vor allem 

in den Gebieten außerhalb der Wärmenetzeignungsgebiete, wo eine 

zentrale Wärmenetzversorgung eher unwahrscheinlich erscheint. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach 

- Energieberater 

- Verbraucherzentrale  

Zusätzliche  

Akteure  

- Bürger 

- Heizungstechniker und Sanierungsunternehmen 

- Fördermittelgeber 

Umsetzungs-

schritte  

- Errichtung einer Beratungsstelle für die Bürger (Website, Kontakt-

stelle) 

- Sensibilisierung der Bürger durch Bürgerinformationsveranstaltungen  

- Aufklärung mittels maßgeschneiderter Informationsangebote, die 

Probleme und Interessen der Bürger adressieren 

- Aufzeigen nutzbarer Fördermöglichkeiten für die Bürger 

- Tausch alter und fossiler Heizungen durch erneuerbare Alternativen 

nach Gebäudeenergiegesetz (GEG) 

 

  



 

Umsetzungsstrategie und Maßnahmen 

 

83 

 

Maßnahme F3 

 

Aufbau und Förderung von Austausch- und Vernetzungsformaten für Einwohnerinnen und 

Einwohner 

Beschreibung  Aufbau und Förderung von Austausch- und Vernetzungsformaten für 

Einwohnerinnen und Einwohner, um insbesondere in dezentral ver-

sorgten Gebieten über die Potenziale gemeinschaftlicher Gebäude-

netze zu informieren und deren Entwicklung zu unterstützen. Dabei 

sollen niedrigschwellige Informationsangebote zu möglichen Betrei-

bermodellen ï beispielsweise Energiegenossenschaften oder andere 

gemeinschaftliche Organisationsformen ï geschaffen werden, um lo-

kale Initiativen zu stärken und kollektive Lösungen im Wärmesektor 

anzustoßen. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach 

- Klimaschutzmanagement des Landkreises 

- Einladung benachbarter Energiegenossenschaften -> bzw. Betreiber 

von Gebäudenetzen für praxisbasierte Berichte 

- Verbraucherzentrale  

Zusätzliche  

Akteure  

- Bürgerinnen und Bürger 

- Gebäudeeigentümer 

- Regionale Energieagentur 

Umsetzungs-

schritte  

- Kommunikation und kontinuierliche Beteiligung sichern 

- Regelmäßige Updates über digitale Plattformen, lokale Medien, 

Newsletter und Gemeindeversammlungen. 

- Errichtung einer Beratungsstelle für die Bürger (Website, Kontakt-

stelle) 

- Sensibilisierung der Bürger durch Bürgerinformationsveranstaltungen  

- Aufklärung mittels maßgeschneiderter Informationsangebote, die 

Probleme und Interessen der Bürger adressieren 

- Aufzeigen nutzbarer Fördermöglichkeiten für die Bürger 

- Tausch alter und fossiler Heizungen durch erneuerbare Alternativen 

nach Gebäudeenergiegesetz (GEG) 
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Maßnahme F 4 

 

Modernisierungsmaßnahmen für öffentliche Liegenschaften  

Beschreibung  Durch energetische Sanierung von Gebäuden kann der Wärmebedarf 

zukünftig gesenkt werden. Der Fokus liegt darin, ältere Bestandsge-

bäude mit erhöhtem spezifischen Wärmebedarf nach und nach ener-

getisch zu sanieren. Öffentliche Liegenschaften sollen, sofern der ak-

tuelle Sanierungsstandard nicht besteht, prioritär saniert werden. Ins-

besondere der sukzessive Umstieg von fossilen Heizsystemen auf er-

neuerbare Energieträger ist besonders empfehlenswert. Kommunale 

Gebäude, die innerhalb oder in unmittelbarer Nähe eines Wärmenetz-

eignungsgebiets liegen, sollten künftig bei Machbarkeit an ein beste-

hendes oder geplantes Wärmenetz angeschlossen werden. Die Ge-

meinde kann hier eine Vorreiterrolle einnehmen und aufzeigen, wie der 

Wärmebedarf und die Kosten durch Modernisierungsmaßnahmen ge-

senkt werden kann. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach 

- Vereine  

Zusätzliche  

Akteure  

- Fördermittelgeber 

- Sanierungsunternehmen 

- Verbraucherzentrale 

Umsetzungs-

schritte  

- Entwicklung eines Sanierungsfahrplans zur Umsetzung 

- Abstimmung mit Förderprogrammen und Haushaltsplanung 

- Sukzessive Durchführung energetischer Sanierungsmaßnahmen an 

öffentlichen Bestandsgebäuden 

- Teilhabe der Öffentlichkeit an Maßnahmen, sowie Aufklärung zu Sa-

nierungsmaßnahmen (z.B. in einer Bürgerinformationsveranstaltung)  
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Maßnahme F5 

 

Regelmäßiges Monitoring und Fortschreibung der Kommunalen Wärmeplanung 

Beschreibung  Zur erfolgreichen Umsetzung des kommunalen Wärmeplans ist ein 

kontinuierliches Monitoring durch die gemeindliche Koordinierungs-

stelle erforderlich. Hierzu zählt das Überprüfen der festgelegten Zwi-

schenziele und ihr bisheriges Voranschreiten. Gemäß Wärmepla-

nungsgesetz erfolgt alle fünf Jahre eine Fortschreibung der Kommu-

nalen Wärmeplanung, um die Maßnahmen und Zielsetzungen an ak-

tuelle Entwicklungen anzupassen. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach (Koordinierungsstelle) 

- beauftragtes Planungsbüro für Fortschreibung 

Umsetzungs-

schritte  

- Systematische Prüfung der bisherigen Zielerreichung und Auswertung 

relevanter Daten 

- Einbezug neuer technischer, rechtlicher und planerischer Erkenntnisse 

- Anpassung und Aktualisierung der bestehenden Ziele und Maßnah-

men 

- Verfolgung und Dokumentation der neu formulierten Maßnahmen im 

Rahmen des Wärmeplans 
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Maßnahme F6 

 

Kooperation mit Nachbarkommunen 
 

Beschreibung  Die Gemeinde Essenbach liegt im Landkreis Landshut und ist von 

mehreren Kommunen umgeben, die sich ebenfalls im Prozess der 

Kommunalen Wärmeplanung befinden. Ein Zusammenschluss mehre-

rer Gemeinden mit dem gemeinsamen Ziel einer nachhaltigen Wärme-

versorgung bietet vielfältige Vorteile. Die Wärmewende sollte daher 

künftig nicht als isoliertes Vorhaben betrachtet werden. Vielmehr ist ein 

intensiver Austausch mit den Nachbarkommunen anzustreben. 

Ziel ist die Bündelung von Know-how, die gemeinsame Nutzung tech-

nischer Infrastrukturen sowie die Entwicklung übergreifender Strate-

gien, um vorhandene Synergien bestmöglich zu nutzen. Eine interkom-

munale Zusammenarbeit kann zudem die Realisierung großskaliger 

Infrastrukturprojekte ermöglichen, beispielsweise im Bereich der Tie-

fengeothermie oder von Großwärmespeichern. Darüber hinaus stärkt 

sie die Umsetzungskraft der beteiligten Kommunen und kann den Zu-

gang zu Fördermitteln erleichtern. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gemeinde Essenbach  

Zusätzliche  

Akteure  

- Nachbarkommunen  

- Landratsamt 

- Regionale Klimaschutzmanager 

Umsetzungs-

schritte  

- Austausch über bestehende Wärmeplanungen, Potenziale und Her-

ausforderungen  

- Zusammenschluss bei Planungsvorhaben, um Kosten zu senken 

- Zusammenschluss bei Öffentlichkeitsarbeit und Bürgerkommunikation 

zur Effizienzsteigerung und Stärkung der Akzeptanz  
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Maßnahme F7  

 

Senkung des Wärmebedarfs durch kontinuierliche energetische Sanierung 
 

Beschreibung  Durch energetische Sanierung von Gebäuden kann der Wärmebedarf 

zukünftig massiv gesenkt werden. Der Fokus liegt darin, ältere Ge-

bäude mit erhöhtem spezifischen Wärmebedarf nach und nach ener-

getisch zu sanieren. Die Sanierungen sollen kontinuierlich in der ge-

samten Gemeinde durchgeführt werden. 

Verantwortlich-

keiten  

- Gebäudeeigentümer  

- Gemeinde Essenbach (unterstützend) 

Zusätzliche  

Akteure  

- Verbraucherzentrale 

- Sanierungsunternehmen 

- Heizungstechniker als Berater 

Umsetzungs-

schritte  

- Bereitstellung von Informationsmaterial für Gebäudeeigentümer  

- Erstellung von Sanierungssteckbriefen für Musterhäuser 

- Aufklärung zum Thema Wärmewende und Möglichkeiten der Sanie-

rung durch Bürgerinformationsveranstaltungen  

- Durchführung energetischer Sanierungsmaßnahmen seitens der Bür-

ger 
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7.2.4 Maßnahmen  für dezentrale Gebiete  

Dezentrale Wärmeversorgungslösungen spielen eine zentrale Rolle in allen Bereichen, in 

denen keine Anbindung an ein leitungsgebundenes Wärmenetz vorgesehen ist. Die Wärme 

wird hierbei direkt am Gebäude oder im unmittelbaren Umfeld erzeugt. Für Eigentümer be-

stehen vielfältige technische Optionen, die einzeln oder kombiniert eingesetzt werden kön-

nen, um die Anforderungen des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) zu erfüllen und eine zu-

kunftssichere Wärmeversorgung zu gewährleisten. Eine individuelle Prüfung der Gebäudesi-

tuation und der gesetzlichen Fristen ist dabei unerlässlich. 

 

Neue Heizungen m¿ssen gemªÇ GEG grundsªtzlich mindestens 65 %8 erneuerbare Ener-

gien nutzen. Diese Pflicht gilt: 

- seit 01.01.2024 für Neubauten in Neubaugebieten, 

- ab 30.06.2026 in Städten über 100.000 Einwohnern, 

- ab 30.06.2028 in Städten unter 100.000 Einwohnern  

 

Bestehende Heizungen dürfen weiterhin betrieben und repariert werden. Unter bestimmten 

Bedingungen bleiben Öl- und Gasheizungen als Übergangslösung mit zunehmender Beimi-

schung erneuerbarer Brennstoffe zulªssig (15 % ab 2029, 30 % ab 2035, 60 % ab 2040; voll-

ständiger Ausstieg aus fossilen Brennstoffen bis Ende 2044). 

Da die gesetzlichen Vorgaben je nach Heizungsart, Alter der Anlage, Gebäudezustand und 

kommunaler Wärmeplanung variieren, müssen Eigentümer ihre individuellen Umstellungs-

fristen im Einzelfall prüfen, idealerweise mittels Energieberatung. Fördermöglichkeiten be-

stehen über die Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG). 

Die folgenden Maßnahmen bieten technisch und wirtschaftlich tragfähige Ansätze für dezent-

rale Gebiete und tragen zur Erfüllung der GEG-Vorgaben bei. Die Maßnahmen D2 und D3 

sind als Individualmaßnahmen ausgestaltet und richten sich insbesondere an Eigentümerin-

nen und Eigentümer von Gebäuden. 

 

8 Das kürzlich veröffentlichte Positionspapier der CDU zum geplanten Gebäudemodernisierungsgesetz verändert 

die politischen Rahmenbedingungen und deutet auf mögliche Anpassungen der aktuellen Regelungen hin. Da 

die Koalition derzeit über eine Reform des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) sowie über ein neues Gebäudemo-

dernisierungsgesetz verhandelt und zentrale Eckpunkte noch ausstehen, bleibt der zukünftige Rechtsrahmen 

vorerst unklar. Nach aktuellem Stand bildet weiterhin das geltende Gebäudeenergiegesetz die verbindliche recht-

liche Grundlage, während sich aus den laufenden politischen Diskussionen ein Ausblick auf mögliche künftige 

Regelungen ergibt (CDU/CSU/SPD, Eckpunkte GMG, 2026). 
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Maßnahme D1 

 

Themenabende & Informationsveranstaltungen für Bürgerinnen und Bürger  
 

Beschreibung  Durchführung regelmäßiger Themenabende zu zentralen Technolo-

gien der Wªrmewende, z. B. Wªrmepumpen, Solarthermie, Photovol-

taik-Integration, Biomasse, Dämmung, Förderprogramme und rechtli-

che Anforderungen (GEG). Veranstaltungen dienen der Aufklärung 

und der Unterstützung bei individuellen Entscheidungen in dezentralen 

Gebieten. 

Zielsetzung  Erhöhung der Akzeptanz erneuerbarer Heizsysteme, Vermittlung pra-

xisnaher Informationen, Reduktion von Fehlinvestitionen durch fun-

dierte Entscheidungsgrundlagen. 

Durchführung  - Zusammenarbeit mit Energieberaterinnen (z. B. Verbraucherzentrale, 

zertifizierte Energieexpertinnen) 

- Einbindung lokaler oder regionaler Fachbetriebe (Sanitär/Hei-

zung/Klima, PV- und Solarthermie-Firmen, Heizungsbauer) 

- Nutzung gemeindlicher Räumlichkeiten (Rathaus, Schulen) 

Kosten/Finan-

zierung  

Viele Fachbetriebe bieten Themenabende kostenlos an, da es für sie 

eine Form der Öffentlichkeitsarbeit und Sichtbarkeit ist. Dabei handelt 

es sich nicht um Verkaufsveranstaltungen im klassischen Sinn, son-

dern um technische Erstinformationen. Die Kommune stellt sicher, 

dass mehrere Betriebe eingeladen werden, um Neutralität zu gewähr-

leisten. Zusätzlich können Energieberater der Verbraucherzentrale 

auftreten ï deren Vorträge sind oft öffentlich gefördert und deshalb 

kostenfrei. 

Besonderheiten  - herstellerneutrale Beitrªge sicherstellen (z. B. durch Energieberatung 

oder ausgewogene Auswahl von Partnerbetrieben). 

- Hoher Mehrwert, wenn praktische Beispiele gezeigt werden (Technik-

vorführungen, Erfahrungsberichte von Bürgern). 

- Sehr geeignet zur Begleitung der kommunalen Wärmeplanung und zur 

Orientierung in dezentralen Gebieten. 
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Vorteile  

für Kommune  

Niedrige Kosten, große Reichweite, Stärkung des Vertrauens in den 

Transformationsprozess, Reduktion von Beratungsbedarf durch indi-

viduelle Fehlannahmen. 

 

 

Maßnahme D2 (Bürgerempfehlung)  

 

Energieberatung und individuelle Strategieentwicklung  
 

Beschreibung  Qualifizierte Erstberatung zur Prüfung: 

- Dämmstandard 

- Wärmebedarf 

- Eignung verschiedener Heizsysteme 

- technische und wirtschaftliche Umsetzung gesetzliche Fristen und För-

dermöglichkeiten 

Vorteile  Minimiert Fehlentscheidungen, erleichtert Auswahl der optimalen Lö-

sung. 

Besonderhei-

ten 

- Nutzung der Beratungsangebote der Verbraucherzentrale und zertifi-

zierter Energieberater 
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Maßnahme D3 (Bürgerempfehlung)  

 

Umstellung der Heizung   
 

Beschreibung  Planung und Umsetzung des Wechsels von einer bestehenden fossi-

len Heizung (z. B. ¥l oder Gas) hin zu einem erneuerbaren oder hyb-

riden Heizsystem gemäß den Vorgaben des Gebäudeenergiegesetzes 

(GEG). Die Maßnahme umfasst Analyse, Auswahl, Planung, Installa-

tion und Inbetriebnahme eines neuen Systems. 

Zielsetzung  Schaffung einer zukunftssicheren, gesetzeskonformen und klima-

freundlichen Wärmeversorgung in Bestandsgebäuden; Reduktion von 

COϜ-Emissionen und Energiekosten; Erfüllung der 65 %-EE-Pflicht bei 

neuen Heizungen. 

Durchführung  - Gebäude- und Heizlastanalyse durchführen 

- Prüfung möglicher Technologien (Wärmepumpe, Biomasse, Hybridlö-

sung, erneuerbare Gase) 

- Wirtschaftlichkeits- und Förderanalyse (BEG-Förderung) 

- Auswahl eines geeigneten Systems auf Basis des Gebäudezustands 

und der Standortbedingungen 

- Umsetzung durch Fachbetriebe 

 

Besonder - 

heiten  

- Die Eignung einzelner Technologien hängt stark von Dämmstandard, 

Wärmebedarf und örtlichen Bedingungen ab. 

- Übergangsfristen und individuelle Regelungen des GEG müssen im 

Einzelfall geprüft werden. 

- Eine vorherige Energieberatung (z. B. ¿ber die Verbraucherzentrale) 

wird zur Entscheidungsfindung dringend empfohlen. 

Förderung  - Der Heizungstausch kann über die Bundesförderung für effiziente Ge-

bäude (BEG) mit Zuschüssen unterstützt werden. 

Vorteile  Zukünftige Versorgungssicherheit, deutliche Effizienzsteigerung, mög-

liche Betriebskostensenkungen, Einhaltung gesetzlicher Vorgaben, 

langfristiger Beitrag zur lokalen Wärmewende 
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Im Folgenden werden verschiedene dezentrale Wärmelösungen vorgestellt. Diese Übersicht 

dient ausschließlich der allgemeinen Information darüber, welche Heiztechnologien grund-

sätzlich für eine dezentrale Wärmeversorgung in Betracht kommen. Sie erhebt keinen An-

spruch auf Vollständigkeit. Welche Technik im konkreten Fall geeignet ist, hängt stets von 

zahlreichen standort-, gebäude- und nutzungsspezifischen Faktoren ab, die individuell ge-

prüft werden müssen. Eine fundierte Bewertung ï beispielsweise durch eine Energiebera-

tung ï ist daher in jedem Einzelfall erforderlich. 

 

1. Luftwärmepumpen  

Beschreibung Nutzung der AuÇenluft als Wªrmequelle (Luft-Wasser-Wªrme-

pumpe). 

Vorteile Einfache Installation, geringe Eingriffe am Gebªude, kombinierbar 

mit Photovoltaik, Geringe Investitionsh¿rden, kombinierbar mit PV, 

gut f¿r Wohngebªude geeignet. 

Einsatzbereich Einzelgebªude im Bestand und Neubau; geeignet bei begrenzten 

Erdarbeiten. 

Besonderheiten Gute Option f¿r dezentrale Gebiete mit geringem bis mittlerem  

Wªrmebedarf. 
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2. Grundwasserwärmepumpen  

Beschreibung Nutzung der konstanten Grundwassertemperatur ¿ber Fºrder- und 

Schluckbrunnen. 

Vorteile Sehr hohe Effizienz, stabile Temperaturen 

Einsatzbereich Einzelgebªude oder kleine Verb¿nde; geeignet bei passenden  

hydrogeologischen Bedingungen 

Besonderheiten Genehmigungspflichtig; Standortabhªngigkeit beachten 

 

 

3. Geothermische Wärmepumpen (Erdwärme)  

Beschreibung Wªrmegewinnung ¿ber Erdsonden oder Flªchenkollektoren 

Vorteile Hohe Versorgungssicherheit, sehr gute Jahresarbeitszahlen 

Einsatzbereich Neubauten und umfassend sanierte Gebªude, auch Quartiers- 

lºsungen 

Besonderheiten Erfordert Planungsvorlauf; Bohrungen genehmigungspflichtig 

 

 

4. Biomasseheizungen  

Beschreibung Wªrmeerzeugung aus Pellets, Hackschnitzeln, St¿ckholz oder Bio-

gas 

Vorteile Hohe Leistung, regionale Brennstoffe, geeignet f¿r unsanierte Be-

stªnde, gut f¿r hºhere Heizlasten 

Einsatzbereich Einzelgebªude oder Gebªudenetze, insbesondere im lªndlichen 

Raum  

Besonderheiten Lagerraum erforderlich; Feinstaubgrenzwerte ber¿cksichtigen 
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5. Stromdirektheizungen (Elektroheizkörper, Infrarot)  

Beschreibung Wandeln elektrischen Strom direkt in Wªrme um 

Vorteile G¿nstige Installation, wartungsarm, schnell nachr¿stbar; gut mit PV 

kombinierbar 

Einsatzbereich Sehr gut gedªmmte Gebªude mit geringer Heizlast (Effizienz- und 

Passivhªuser). 

Besonderheiten Nur unter engen Effizienzvorgaben fºrderfªhig (Effizienz- und Pas-

sivhªuser); f¿r Gebªude mit hoher Heizlast nicht geeignet; hªufig 

als ¦bergangs- oder Ergªnzungslºsung. Gelten nicht als allge-

meine Standardlºsung zur Erf¿llung der 65-%-Regel 

 

6. Hybride Heizsysteme  

Beschreibung Kombination verschiedener Wªrmeerzeuger, z. B. Wªrmepumpe + 

Gas/Biomasse, Solarthermie + Wªrmepumpe. 

Vorteile Hohe Flexibilitªt, schrittweiser Umstieg mºglich, gute Kombinier-

barkeit mit PV und Solarthermie. 

Einsatzbereich Sanierungen, ¦bergangslºsungen, Gebªude mit spezifischen An-

forderungen. 

Besonderheiten Kºnnen 65 % EE erf¿llen, wenn gen¿gend erneuerbarer Anteil er-

reicht wird. 

 

 

7. Solarthermie (ergänzend)  

Beschreibung Nutzung von Sonnenenergie zur Warmwasserbereitung und  

Heizungsunterst¿tzung. 

Vorteile Reduziert Energieverbrauch, gut kombinierbar mit Wªrmepumpen 

und Biomasse. 

Einsatzbereich Ergªnzungssysteme f¿r Bestands- und Neubauten. 

Besonderheiten Allein selten ausreichend f¿r 65 %-Regel; typischerweise Kombina-

tionslºsung, f¿r Warmwasserbereitung 
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8. Nutzung erneuerbarer Gase  

Beschreibung Betrieb modernisierter Gasheizungen mit wachsendem Anteil er-

neuerbarer Gase (Biomethan, biogenes Fl¿ssiggas) 

Vorteile ¦bergangsoption f¿r Gebªude, in denen ein sofortiger Umstieg 

schwierig ist 

Einsatzbereich Bestandsgebªude mit bestehender Gasinfrastruktur 

Besonderheiten Anlagen m¿ssen technisch f¿r den Betrieb mit erneuerbaren Gasen 

ausgelegt sein, GEG-Vorgaben zu erneuerbaren Gasanteilen m¿s-

sen ¿ber den Lebenszyklus erf¿llt werden. 

 

Der weitere Einsatz von Gasheizungen mit Biogasanteil setzt vo-

raus, dass das ºrtliche Gasnetz den erforderlichen Anteil erneuer-

barer Gase bereitstellen kann. Aufgrund teils erheblicher regionaler 

Unterschiede ist zu pr¿fen, ob der jeweilige Gasnetzbetreiber diese 

Vorgaben erf¿llen kann. Abweichungen zwischen Angebot und 

Nachfrage kºnnen dabei zu deutlichen Kostensteigerungen f¿hren. 
 

 

Die Rahmenbedingungen, Zielsetzungen und äußeren Einflussfaktoren der Kommunalen 

Wärmeplanung verändern sich stetig. Um die Wirksamkeit und Präzision der im Maßnah-

menplan definierten Schritte dauerhaft sicherzustellen, ist eine regelmäßige Überprüfung und 

Fortschreibung notwendig. Nur durch eine kontinuierliche Anpassung an technische, rechtli-

che und gesellschaftliche Entwicklungen bleibt die Wärmeplanung aktuell, handlungsfähig 

und zukunftsorientiert. Die Gemeinde Essenbach stellt durch ein strukturiertes Monitoring 

sicher, dass die gesetzten Ziele langfristig erreicht und weiterentwickelt werden. 
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8. Kommunikationsstrategie  und Öffentlichkeitsbeteili-

gung  

Ein zentraler Bestandteil der Kommunalen Wärmeplanung ist die frühzeitige und kontinuier-

liche Einbindung der Öffentlichkeit, sowie relevanter Akteure aus Industrie und Gewerbe. 

Neben Befragungen und direkten Gesprächen mit Industrie- und Anlagenbetreibern wird 

auch die breite Bevölkerung aktiv in den Planungsprozess einbezogen. 

 

Zur Information und Partizipation der Bürgerinnen und Bürger wurde ein digitales Bürgerpor-

tal eingerichtet (vgl. Anhang 11), welches regelmäßig aktualisiert wurde. Dieses Portal er-

möglichte es der Bevölkerung, sich über den aktuellen Stand der Wärmeplanung zu infor-

mieren und Rückfragen zu stellen. Ergänzend stand ein interaktiver GeoViewer zur Verfü-

gung (vgl. Anhang 12), der einen transparenten Einblick in den Fortschritt der Planung auf 

Gemeindeebene bietet. 

Wichtige Meilensteine, wie der Abschluss einzelner Projektphasen oder Aktualisierungen im 

Bürgerportal und GeoViewer, wurden fortlaufend über die Website der Gemeinde, sowie über 

regionale Tageszeitungen bekanntgegeben. Auf diese Weise wurde gewährleistet, dass alle 

Interessierten jederzeit Zugriff auf aktuelle Informationen hatten. 

 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung wurde von Beginn an als integraler Bestandteil der Kommuna-

len Wärmeplanung betrachtet und systematisch entlang der Planungsphasen umgesetzt: 

 

Abbildung 34: Ablaufdiagramm der wichtigsten Meilensteine in der Öffentlichkeitsbeteiligung  
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¶ Projektstart und digitale Informationsplattform : Zum Start des Projekts wurde die 

Öffentlichkeit durch Pressemitteilungen über die Zielsetzungen und den Ablauf der 

Kommunalen Wärmeplanung informiert. Parallel dazu richtete die Gemeinde ein di-

gitales Bürgerportal ein, das fortlaufend als zentrale Informations- und Beteiligungs-

plattform diente. Dort konnten interessierte Bürgerinnen und Bürger, sowie relevante 

Akteure den aktuellen Planungsstand einsehen, Fragen stellen und eigene Hinweise 

oder Daten beisteuern. 

(https://www.createch.gmbh/service/buergerportal-essenbach/) 

 

¶ Einbindung relevanter Akteursgruppen : während der Phase der Bestands- und 

Potenzialanalyse wurden gezielt einige lokale Industriebetriebe, sowie Netzbetreiber 

angesprochen und aktiv in den Planungsprozess einbezogen. Ziel war es, beste-

hende Infrastrukturen, Energieverbräuche und künftige Entwicklungsperspektiven 

frühzeitig zu erfassen und in die Szenarioentwicklung einzubinden. 

 

¶ Veröffentlichung des Geo Viewers : nach Abschluss der Analysephase wurde ein 

interaktiver GeoViewer veröffentlicht. Dieses digitale Werkzeug ermöglicht es den 

Akteuren, die erfassten Bestands- und Potenzialdaten der Gemeinde datenschutz-

konform einzusehen.  (https://geoviewer-kwp.de/destination/Essenbach/) 

 

¶ Präsentation der Ergebnisse und Öffentlichkeitsveranstaltung : die zentralen Er-

gebnisse der Bestandsaufnahme, die identifizierten Potenziale, sowie die identifizier-

ten Fokusgebiete wurden im Rahmen einer öffentlichen Informationsveranstaltung 

vorgestellt. Die Bürgerinnen und Bürger wurden vorab öffentlich zur Teilnahme ein-

geladen. Die Veranstaltung bot Raum für Austausch und Rückfragen und stärkte so-

mit die Transparenz, sowie Nachvollziehbarkeit der Kommunalen Wärmeplanung. 

Durch das umfangreiche Informations- und Beteiligungsangebot vor der Veranstal-

tung hatten die Bürgerinnen und Bürger bereits die Möglichkeit, sich fundiert mit dem 

Thema auseinanderzusetzen und ihre Sichtweisen einzubringen. Die Inhalte wurden 

anschließend erneut über Pressemitteilungen kommuniziert, um eine breite Öffent-

lichkeit zu erreichen und Transparenz über die nächsten Schritte sicherzustellen. 
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Für die erfolgreiche Fortführung, Weiterentwicklung und Umsetzung der Kommunalen Wär-

meplanung ist die kontinuierliche Einbindung und Information aller relevanten Akteure sowie 

der Öffentlichkeit von zentraler Bedeutung. Die bisher umgesetzte Kommunikationsstrategie 

hat entscheidend zur Transparenz, Akzeptanz und zum Verständnis des Prozesses beige-

tragen. Daher wird empfohlen, diese Strategie auch in den kommenden Phasen beizubehal-

ten und gezielt weiter auszubauen, um die langfristige Umsetzung der Wärmeplanung wir-

kungsvoll zu unterstützen  
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9. Controlling  und Verstetigung  

Mit dem Abschluss der ersten Kommunalen Wärmeplanung beginnt ein fortlaufender Pro-

zess, der darauf ausgerichtet ist, die definierten Ziele langfristig zu verfolgen und zugleich 

flexibel auf veränderte Rahmenbedingungen zu reagieren. Abbildung 35 veranschaulicht den 

kontinuierlichen Zyklus, der maßgeblich durch die regelmäßige Fortschreibung der Kommu-

nalen Wärmeplanung angestoßen wird.  

 

 

Abbildung 35: Zielverfolgung und Fortschreibung der Kommunalen Wärmeplanung  

 

Festlegung des Ist -Zustands und des Zielwegs : Zu Beginn wird der aktuelle energetische 

Zustand der Kommune erfasst, einschließlich bestehender Wärmenetze, Energieverbräu-

che, Gebäudestrukturen sowie Potenziale für erneuerbare Energien. Darauf aufbauend wird 

ein Zielpfad entwickelt, der den Weg zu einer klimaneutralen  Wärmeversorgung  aufzeigt. 

 

Umsetzung der Maßnahmen : der Wärmeplan legt Maßnahmen fest ï beispielsweise den 

Ausbau der definierten Wärmenetzeignungsgebiete, die Durchführung von Machbarkeitsstu-

dien sowie Gebäudesanierungen, die zielgerichtet umgesetzt werden sollen. Um die Fort-

schritte transparent und nachvollziehbar zu machen, empfiehlt sich die Erstellung eines 
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internen Berichts oder einer Statusmeldung an den Gemeinderat, in dem auch mögliche Her-

ausforderungen und Abweichungen dokumentiert werden. Regelmäßige Zwischenbewertun-

gen sind erforderlich, um den Fortschritt der Maßnahmen zu kontrollieren. Dabei liefern ins-

besondere die Kennzahlen aus den bis 2045 definierten Zielkorridoren eine wichtige Grund-

lage, um die Umsetzung anhand quantitativer Daten zu prüfen und zu validieren. 

 

Erhebung des neuen Ist -Zustands und Prüfung des Zielerreichungsgrads : Die kommu-

nale Wärmeplanung wird in festgelegten Intervallen fortgeschrieben, wobei sowohl der aktu-

elle Zustand als auch der Grad der Zielerreichung neu bewertet werden. Gemäß § 25 des 

Wärmeplanungsgesetzes ist eine Aktualisierung alle fünf Jahre verpflichtend. 

Nach Abschluss einer Umsetzungsphase wird der neue energetische Ist-Zustand ermittelt. 

Durch das Monitoring relevanter Kennzahlen wird geprüft, inwieweit die festgelegten Ziele 

erreicht wurden und in welchen Bereichen weiterhin Handlungsbedarf besteht. 

 

Ableitung von Empfehlungen und Anpassungen : auf Grundlage der Monitoring-Ergeb-

nisse werden Empfehlungen für die Weiterentwicklung der Wärmeplanung abgeleitet. Maß-

nahmen können angepasst, ergänzt oder priorisiert werden, um die Zielerreichung zu ver-

bessern. 

 

Neuer Zyklusbeginn : der Prozess beginnt erneut mit dem neuen Status-Quo und einer an-

gepassten Zieldefinition. Auf diese Weise entsteht ein kontinuierlicher Verbesserungszyklus, 

der die Wärmeplanung langfristig wirksam und flexibel gestaltet. Die regelmäßige Fortschrei-

bung und Erfolgskontrolle stellt sicher, dass die Wärmeplanung strategisch fundiert bleibt, 

auf neue Herausforderungen reagieren kann und so einen nachhaltigen Beitrag zur Errei-

chung der Klimaziele leistet.  
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Kennzahlen, die zur Überwachung und Steuerung der kommunalen Wärmeplanung empfoh-

len werden: 

 

Kennzahl  Sanierungsquote im öffentlichen Gebäu-

debestand  

Definition  Anteil der öffentlichen Gebäude, die energe-

tisch saniert wurden 

Formel  (Sanierte kommunale Gebäude / Gesamt-

bestand kommunaler Gebäude) × 100 

Einheit  % 

Frequenz  jährlich 

 

 

Kennzahl  Installierte Leistung erneuerbarer Ener-

gien Anlagen  

Definition  Summe der installierten thermischen und 

elektrischen Leistungen im Wärmebereich 

(Solarthermie, Wärmepumpen, Biomasse, 

Geothermie usw.) 

Einheit  kW 

Frequenz  jährlich 

 

 

Kennzahl  Investitionskosten für Maßnahmen in die 

Wªrmeplanung (o. Ăwªrmebedingteñ 

kommunale Ausgaben -> z.B. Sanie-

rungskosten, Kosten für Modernisie-

rung)  

Definition  Summe der Investitionen für energetische 

Sanierungen, Modernisierungen, Wärme-

netze, EE-Erzeuger 

Einheit  ú/Jahr 

Frequenz  jährlich 
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Kennzahl  Realisierungsgrad/Erfüllungsgrad der 

Maßnahmen -> Status und Fortschritt 

kontrollieren und dokumentieren  

Definition  Anteil der umgesetzten Maßnahmen im Ver-

gleich zum Maßnahmenplan 

Einheit  % 

Frequenz  Jährlich 

Status  Grün: im Plan 

Gelb: leichte Verzögerung 

Rot: stark verzögert 

 

 

Kennzahl  Teilnehmende an Bürgerdialogen/Infor-

mationsveranstaltungen  

Definition  Anzahl teilnehmender Bürgerinnen und Bür-

ger pro Veranstaltung oder pro Jahr 

Einheit  Anzahl 

Frequenz  Jährlich/pro Veranstaltung 
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10. Zusammenfassung  und Fazit  

Die vorliegende kommunale Wärmeplanung für die Marktgemeinde Essenbach verfolgt das 

Ziel, die zukünftige Wärmeversorgung langfristig klimafreundlich, wirtschaftlich tragfähig und 

versorgungssicher auszurichten. Grundlage hierfür bildet eine umfassende Analyse der ört-

lichen Rahmenbedingungen, bei der kommunale Bestandsdaten, statistische Erhebungen 

sowie Infrastrukturinformationen zusammengeführt und räumlich in einem Geoinformations-

system ausgewertet wurden. Auf dieser Basis konnte ein digitales Gesamtbild der Gemeinde 

erstellt werden, das die Grundlage für die Bewertung des Status quo sowie für die Entwick-

lung zukünftiger Versorgungsstrategien bildet. 

Im Rahmen der Eignungsprüfung wurde das rund 83,6 km² große Gemeindegebiet mit über 

12.000 Einwohnern differenziert hinsichtlich seiner strukturellen Voraussetzungen für zent-

rale und dezentrale Wärmeversorgung untersucht. Dabei konnten Teilbereiche identifiziert 

werden, die aufgrund ihrer Siedlungsdichte, Wärmeliniendichte sowie vorhandener Infra-

struktur grundsätzlich günstige Voraussetzungen für eine leitungsgebundene Wärmeversor-

gung aufweisen. Insbesondere im Kernbereich des Ortsteils Essenbach sowie in einzelnen 

weiteren Ortsteilen bestehen Potenziale für leitungsgebundene Versorgungslösungen. In 

weiten Teilen des Gemeindegebiets dominieren jedoch aufgelockerte Siedlungsstrukturen, 

die eine wirtschaftliche Umsetzung von Wärmenetzen erschweren und langfristig eher den 

Einsatz dezentraler Heiztechnologien nahelegen. 

Die Bestandsanalyse zeigt, dass in der Marktgemeinde insgesamt 5.525 beheizte Gebäude 

identifiziert wurden. Rund 70 % davon entfallen auf Wohngebäude. Die Analyse der Baual-

tersklassen verdeutlicht, dass ein großer Teil des Gebäudebestands aus energetischer Sicht 

Modernisierungspotenziale aufweist, insbesondere Gebäude aus der Bauperiode zwischen 

1949 und 1978. Diese Gebäude weisen einen überdurchschnittlich hohen Wärmebedarf auf 

und bieten gleichzeitig erhebliche Einsparmöglichkeiten durch energetische Sanierungen. 

Die derzeitige Wärmeversorgung ist weiterhin stark von fossilen Energieträgern geprägt, wo-

bei öl- und gasbasierte Heizsysteme einen wesentlichen Anteil der Wärmebereitstellung dar-

stellen. Ergänzend bestehen bereits ein Wärmenetz und mehrere kleine Gebäudenetze, die 

überwiegend auf Biomasse basieren. Insgesamt konnten zehn solcher Netze identifiziert 

werden, deren Leistungsumfang von wenigen Anschlussnehmern bis hin zu Versorgungs-

strukturen mit Leistungen von über einem Megawatt reicht und teilweise auch kommunale 

Einrichtungen umfasst. Die Analyse des Wärmebedarfs erfolgte auf Grundlage gebäude-

scharfer Modellierungen unter Einbezug geometrischer Gebäudedaten, Baualtersklassen 
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sowie Nutzungsstrukturen und konnte durch Abgleiche mit bestehenden Verbrauchsdaten 

plausibilisiert werden. 

Die Potenzialanalyse zeigt, dass Essenbach über vielfältige Möglichkeiten zur Umstellung 

auf erneuerbare Wärmeversorgung verfügt. Besonders hervorzuheben sind kombinierbare 

Potenziale aus Photovoltaik, Wärmepumpensystemen sowie Biomasse, die gemeinsam eine 

stabile und flexible Wärmeversorgung ermöglichen können. Zusätzlich bestehen grundsätz-

lich Nutzungsmöglichkeiten für Umweltwärme entlang der Isar sowie an den Stauseen Alt-

heim und Niederaichbach, deren tatsächliche Erschließung jedoch vertiefte technische und 

wirtschaftliche Prüfungen sowie interkommunale Abstimmungen erfordert. Auch die Nutzung 

von Abwärme, beispielsweise aus Abwasserinfrastrukturen oder industriellen Prozessen, 

wurde untersucht und könnte langfristig ergänzende Beiträge zur Wärmeversorgung leisten. 

Aufbauend auf diesen Ergebnissen wurden Zielszenarien für die Wärmeversorgung bis zum 

Jahr 2045 entwickelt. Diese berücksichtigen unterschiedliche Sanierungsraten sowie den 

sukzessiven Ausbau erneuerbarer Energieträger. Die Szenarien zeigen, dass durch eine 

Kombination aus konsequenter Bedarfsreduktion, Elektrifizierung der Wärmeversorgung, 

Ausbau erneuerbarer Energiequellen sowie punktueller Entwicklung von Wärmenetzen eine 

deutliche Reduzierung der Treibhausgasemissionen erreicht werden kann. Neben dem Ge-

biet im Ortsteil Essenbach wurden die weiteren Ortsteile Mirskofen, Altheim sowie Ohu, 

Ober- und Unterahrain hinsichtlich ihrer langfristigen Entwicklungspotenziale vertieft betrach-

tet. 

Zur Umsetzung der entwickelten Szenarien wurde eine umfassende Wärmewendestrategie 

mit einem strukturierten Maßnahmenkatalog erarbeitet. Dieser umfasst kurzfristige Maßnah-

men bis 2030, darunter organisatorische und planerische Grundlagen wie die Einrichtung 

zentraler Koordinationsstrukturen. Langfristige Maßnahmen konzentrieren sich auf die Wei-

terentwicklung der Infrastruktur, den Ausbau erneuerbarer Wärmeerzeugung sowie die kon-

tinuierliche energetische Modernisierung des Gebäudebestands. Ergänzend wurden fortlau-

fende Maßnahmen definiert, die den gesamten Transformationsprozess begleiten und eine 

kontinuierliche Anpassung der Planung ermöglichen. 

Die Umsetzung der Wärmeplanung wird durch ein systematisches Controlling unterstützt, 

das auf definierten Kennzahlen basiert. Dazu zählen unter anderem die Sanierungsquote 

kommunaler Gebäude, die installierte Leistung erneuerbarer Wärmeerzeugungsanlagen, In-

vestitionen in die Wärmeinfrastruktur sowie der Fortschritt bei der Umsetzung einzelner Maß-

nahmen. Ergänzt wird dieser Prozess durch Kommunikations- und Beteiligungsformate, die 

eine aktive Einbindung der Öffentlichkeit sowie relevanter Akteure sicherstellen sollen. 
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Die kommunale Wärmeplanung zeigt insgesamt, dass die Marktgemeinde Essenbach über 

tragfähige strukturelle und energetische Voraussetzungen für eine erfolgreiche Umsetzung 

der Wärmewende verfügt. Entscheidend für den langfristigen Erfolg sind die konsequente 

Nutzung der identifizierten erneuerbaren Energiepotenziale, die gezielte Entwicklung geeig-

neter Wärmenetzstandorte sowie die flächendeckende Reduzierung des Wärmebedarfs 

durch energetische Sanierungen. In den überwiegend ländlich geprägten Teilbereichen wird 

die Transformation der Wärmeversorgung vor allem durch dezentrale Technologien wie Wär-

mepumpen, solarthermische Anlagen, oberflächennahe Geothermie sowie Biomasseheizun-

gen erfolgen. 

Durch eine frühzeitige Priorisierung zentraler Maßnahmen, eine enge Zusammenarbeit zwi-

schen Kommune, Energieversorgern, Wirtschaft und Bürgerschaft sowie eine kontinuierliche 

Fortschreibung der Planung kann Essenbach seine Wärmeversorgung schrittweise in Rich-

tung Klimaneutralität entwickeln und gleichzeitig Versorgungssicherheit und Wirtschaftlich-

keit gewährleisten. 
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13. Anhang  

Hinweis zu den folgenden  Darstellung en 

Aufgrund statistischer Geheimhaltung, sowie fehlender Datengrundlagen zu räumlich aufge-

lösten Verbrauchs-, Bedarfs- und Energiewerten, sowie zur Siedlungstypologie, können die 

in den folgenden Abbildungen dargestellten Daten auf Blockebene von den im Bericht ge-

nannten absoluten Werten abweichen. 

Für die Berechnung absoluter Kennzahlen auf Gemeindeebene wurde daher nicht die 

Summe der räumlich aufgelösten Werte herangezogen, sondern die in den Datensätzen ent-

haltene Gesamtsumme, die nicht den Einschränkungen der statistischen Geheimhaltung un-

terliegt. 

Die folgenden Abbildungen dienen in erster Linie einer räumlich differenzierten Betrachtung 

und sind repräsentativ für die Bewertung relativer Anteile einzelner Blöcke innerhalb der Ge-

meinde. Auch sind die Darstellungen und Diagramme insbesondere im Falle einer fehlenden 

Aufschl¿sselung als Ă¿berwiegende Anteileñ zu verstehen und nicht reprªsentativ f¿r den ab-

soluten Anteil der jeweiligen Blocks. Aus diesem Grund werden diese Darstellungen aus-

schließlich für eine räumliche Differenzierung und den Vergleich der Blocks untereinander 

verwendet. 
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